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Gemeinde Upahl
Gemeindevertretung Upahl

Tagesordnung

Öffentlicher Teil

1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, 
der Anwesenheit und Beschlussfähigkeit

2 Bestätigung der Tagesordnung

3 Einwohnerfragestunde

4 Billigung der Sitzungsniederschrift vom 23.04.2015

5 Bericht des Bürgermeisters

6 Beschluss über die Neufassung der Hauptsatzung VO/10GV/2015-159

7 Satzung der Gemeinde Upahl über die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1 für das Gebiet "Am Hofteich" in Sievershagen
hier: Erneuter Entwurfs- und Auslegungsbeschluss

VO/10GV/2015-160

8 Beschluss über Straßenumbenennungen im Ortsteil Hanshagen VO/10GV/2015-161

9 Beschluss über die Umbenennung der Hauptstraße im Ortsteil 
Sievershagen

VO/10GV/2015-162

10 Beschluss über Straßenumbenennungen im Ortsteil Blieschendorf VO/10GV/2015-163

11 Beschluss über die Umbenennung der Dorfstraße im Ortsteil 
Boienhagen

VO/10GV/2015-164

12 Beschluss über die Umbenennung der Dorfstraße im Ortsteil Groß 
Pravtshagen

VO/10GV/2015-165

13 Beschluss über Straßenumbenennungen in Upahl VO/10GV/2015-166

14 Beschluss zur Auftragsvergabe für die Lieferung eines gebrauchten 
Mannschaftstransportwagens MTW der FF Upahl

15 Anfragen und Mitteilungen

Nichtöffentlicher Teil

16 Anfragen und Mitteilungen

Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Upahl

Sitzungstermin: Donnerstag, 09.07.2015, 19:00 Uhr

Ort, Raum: Gemeindezentrum Upahl, 23936 Upahl
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Öffentlicher Teil

17 Wiederherstellung der Öffentlichkeit und Bekanntgabe der im 
nichtöffentlichen Teil gefassten Beschlüsse

Springer
Bürgermeister
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Gemeinde Upahl

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Haupt- und Ordnungsamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/10GV/2015-159
öffentlich

05.05.2015

Beschluss über die Neufassung der Hauptsatzung
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Gemeindevertretung Upahl
Hauptausschuss Upahl

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung beschließt die Hauptsatzung der Gemeinde Upahl, wie sie der 
Anlage als 2. Synopse vorliegt
       

Sachverhalt:
Mit Posteingang vom 23. April 2015 bemängelte die Untere Rechtsaufsichtsbehörde (URAB) 
beim Landkreis Nordwestmecklenburg die zur Genehmigung vorgelegte Neufassung der 
Hauptsatzung der Gemeinde Upahl unter Versagung der Genehmigung. In der beiliegenden 
2. Synopse wurden die bemängelten Stellen überarbeitet. 

Da es sich bei den Beanstandungen nicht lediglich um redaktionelle Hinweise handelte, sind 
die vorgenommenen Änderungen durch die Gemeindevertretung zu beschließen.
    

Finanzielle Auswirkungen:
Keine

    

Anlage/n:
- 2. Synopse zur Hauptsatzung der Gemeinde Upahl
- Schreiben der URAB

    

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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2. Synopse zur
Hauptsatzung
der Gemeinde Upahl

vom 
(Gemäß Anmerkungen durch die Untere Rechtsaufsichtsbehörde beim Landkreis 

Nordwestmecklenburg)

Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-
Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 (GVOBl. 
M-V S. 777), wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 5. Februar 2015 und 
nach Abschluss des Anzeigeverfahrens bei der Rechtsaufsichtsbehörde des 
Landkreises Nordwestmecklenburg nachfolgende Hauptsatzung erlassen:

§ 1
Name, Wappen, Dienstsiegel

(1) Die Gemeinde Upahl führt ein Wappen und ein Dienstsiegel.

(2) Das Wappen wird wie folgt beschrieben: Geteilt durch einen Flammenschnitt; oben 
in Blau eine silberne Kuh; begleitet beiderseits von je einem dreiblättrigen goldenen 
Kleeblatt; unten in Gold drei goldbeputzte Rosen mit grünen Kelchblättern 
balkenweise.

(3) Die Gemeinde Upahl führt ein Dienstsiegel mit dem Wappen der Gemeinde und der 
Umschrift GEMEINDE UPAHL  LANDKREIS NORDWESTMECKLENBURG.

(4) Die Verwendung des Wappens durch Dritte bedarf der Genehmigung des 
Bürgermeisters. Er kann die Verwendung für bestimmte Zwecke allgemein 
genehmigen und Grundsätze für die Genehmigung bestimmen.

(5) Die Führung des Dienstsiegels ist dem Bürgermeister vorbehalten. Er kann Dritte mit 
der Führung des Dienstsiegels beauftragen.

§ 2
Ortsteile

Zum Gebiet der Gemeinde Upahl gehören die Ortsteile Blieschendorf, Boienhagen, 
Groß Pravtshagen, Hanshagen, Kastahn, Sievershagen und Upahl. Es werden keine 
Ortsteilvertretungen gebildet.

§ 3
Rechte der Einwohnerinnen und Einwohner

(1) Anregungen und Vorschläge von Einwohnerinnen und Einwohnern sollen der 
Gemeindevertretung in einer angemessenen Frist zur Beratung vorgelegt werden.

(2) Einwohnerinnen und Einwohner können in einer Fragestunde vor Beginn des 
öffentlichen Teils der Sitzung der Gemeindevertretung Fragen stellen und 
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Vorschläge oder Anregungen unterbreiten. Die Fragen, Vorschläge und 
Anregungen dürfen sich dabei nicht auf Beratungsgegenstände der nachfolgenden 
Sitzung der Gemeindevertretung beziehen, es sei denn, die Gemeindevertretung 
beschließt in wichtigen Fällen diesbezügliche Wortmeldungen zuzulassen. Für die 
Fragestunde ist eine Dauer bis zu 30 Minuten vorzusehen.

(3) Die Rechte aus Absatz 2 gelten entsprechend für natürliche Personen, die keinen 
Wohnsitz in der Gemeinde haben und juristische Personen, sofern sie in der 
Gemeinde Grundstücke besitzen oder nutzen oder ein Gewerbe betreiben.

(4) Der Bürgermeister unterrichtet Einwohnerinnen und Einwohner über allgemein 
wichtige Angelegenheiten der Gemeinde durch:

1. Seinen Bericht in der Gemeindevertretung
2. Die Homepage der Verwaltungsgemeinschaft Stadt Grevesmühlen/Amt 

Grevesmühlen Land (www.grevesmuehlen.de)
3. Öffentliche Bekanntmachungen in der Lokalpresse
4. Einwohnerversammlungen

§ 4
Gemeindevertretung

Die Vertretung der Bürgerinnen und Bürger führt den Namen Gemeindevertretung, die 
Mitglieder der Gemeindevertretung führen die Bezeichnung Gemeindevertreterin oder 
Gemeindevertreter.

§ 5
Sitzungen der Gemeindevertretung

(1) Die Sitzungen sind öffentlich.

(2) Nichtöffentlich behandelt werden:

1. Personalangelegenheiten außer Wahlen
2. Steuer- und Abgabeangelegenheiten
3. Grundstücksgeschäfte
4. Vergabe von Aufträgen
5. Rechnungsprüfungsangelegenheiten, außer dem Abschlussbericht.

(3) Anfragen von Mitgliedern der Gemeindevertretung sollen spätestens sieben 
Arbeitstage vor der Sitzung beim Bürgermeister über sein Postfach in der 
Verwaltung eingereicht werden. Mündliche Anfragen während der Sitzung der 
Gemeindevertretung sollen, sofern sie nicht in der Sitzung selbst beantwortet 
werden, spätestens zur nächsten Sitzung schriftlich beantwortet werden.

§ 6
Ausschüsse

2
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(1) Es wird ein Hauptausschuss gebildet. Er nimmt außerdem die Aufgaben des 
Finanzausschusses wahr. Dem Hauptausschuss gehören neben dem Bürgermeister 
weitere 4 Mitglieder der Gemeindevertretung an.

(2) Gemäß § 36 KV M-V bildet die Gemeindevertretung folgende weitere Ausschüsse:

1. einen Bauausschuss, bestehend aus 5 Mitgliedern und
2. einen Ausschuss für Kultur und Soziales, bestehend aus 4 Mitgliedern.

(3) Für die Mitglieder in den Ausschüssen werden keine stellvertretenden Personen 
gewählt.

(4) Zur örtlichen Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung als Aufgabe des 
eigenen Wirkungskreises nimmt die Gemeinde Upahl gemäß § 36 Absatz 2 Satz 6 
KV M-V den gemeinsamen Rechnungsprüfungsausschuss des Amtes 
Grevesmühlen-Land und der Stadt Grevesmühlen in Anspruch.

(5) Die Sitzungen der Ausschüsse sind nicht öffentlich.

§ 7
Wesentlichkeitsgrenzen zur Haushaltswirtschaft

(1) Nach § 48 Absatz 2  KV M-V ist eine Nachtragshaushaltssatzung zu erlassen, wenn

1. nach § 48 Absatz 2 Nr. 1 im Ergebnishaushalt ein Fehlbetrag von mehr als  
50.000 Euro entstehen oder sich ein bereits ausgewiesener Fehlbetrag um mehr 
als 50.000 Euro erhöhen wird,

2. sich nach § 48 Absatz 2 Nr. 2 zeigt, dass im Finanzhaushalt eine Deckungslücke 
von mehr als 50.000 Euro entsteht oder sich eine vorhandene Deckungslücke 
um mehr als 50.000 Euro erhöhen wird,

3. nach § 48 Absatz 3 Nr. 3 im Ergebnishaushalt über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen bzw. im Finanzhaushalt über- und außerplanmäßige 
Auszahlungen von insgesamt mindestens 10 % der 
Gesamtaufwendungen/Gesamtauszahlungen getätigt werden sollen oder 
müssen.

4. Die Regelungen nach Nr. 1-3 gelten nicht für zahlungsunwirksame 
Aufwendungen (wie z. B. Abschreibungen).

5. Nach § 48 Absatz 3 Nr. 1 gilt eine Geringfügigkeitsgrenze für unabweisbare 
Auszahlungen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen sowie 
unabweisbare Aufwendungen und Auszahlungen für Instandsetzungen an 
Bauten und Anlagen von 50.000 Euro.

(2) Nach § 4 Absatz 15 GemHVO - Doppik sind in den Teilhaushalten zu erläutern:

1. nach § 4 Absatz 15 Nr. 1 Ansätze für Aufwendungen/Auszahlungen zur Erfüllung 
von Verträgen, die die Gemeinde über ein Haushaltsjahr hinaus zu Zahlungen 
von mehr als 5.000 Euro pro Jahr verpflichten,

3
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2. nach § 4 Absatz 15 Nr. 2 Abschreibungen, die von den planmäßigen 
Abschreibungen um mehr 1.000 Euro pro Sachkonto abweichen, 

3. nach § 4 Absatz 15 Nr. 4 Ansätze von ordentlichen Erträgen und Aufwendungen 
sowie ordentlichen Ein- und Auszahlungen, soweit sie von den Ansätzen des 
Haushaltsvorjahres um mehr als 1.000 Euro abweichen.

(3) Nach § 9 Absatz 1 GemHVO - Doppik ist 

1. nach § 9 Absatz 1 Nr. 1 für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen ab  
5.000 Euro durch einen Wirtschaftlichkeitsvergleich, zumindest durch einen 
Vergleich der Anschaffungs- oder Herstellungskosten und der Folgekosten die 
für (die hier versehentlich eingefügte Nr. 2 wurde entfernt) die Gemeinde 
wirtschaftlichste Lösung zu ermitteln,

2. nach § 9 Absatz 1 Nr. 3 3 für die Veranschlagung von Investitionen und 
Investitionsfördermaßnahmen bis 5.000 Euro abweichend von § 9 Absatz 2  
GemHVO-Doppik Nr. 1 als Mindestvoraussetzung eine Kostenschätzung 
vorzulegen.

(4) Nach § 20 Absatz 2 Nr. 2 GemHVO - Doppik ist die Gemeindevertretung 
unverzüglich zu unterrichten, wenn 

1. sich in einem Teilhaushalt das Jahresergebnis des Teilergebnishaushaltes nach 
Verrechnung der internen Leistungsbeziehungen oder der Saldo der ordentlichen 
und außerordentlichen Ein- und Auszahlungen des Teilfinanzhaushaltes nach 
Verrechnung der internen Leistungsbeziehungen um mehr als 25.000 Euro 
verschlechtert 

oder

2. sich die Gesamtauszahlungen einer Investition oder Investitionsfördermaßnahme 
um mindestens 5.000 Euro erhöhen werden.

§ 8
Bürgermeister

(1) Der Bürgermeister ist gleichzeitig Vorsitzender der Gemeindevertretung. Er wird für 
die Wahlperiode der Gemeindevertretung gewählt. Seine Aufwandsentschädigung 
beträgt nach Maßgabe der Entschädigungsordnung für das Land Mecklenburg-
Vorpommern (EntschVO M-V) 850,- EUR monatlich. Sie wird für den Fall der 
Verhinderung an der Wahrnehmung der Amtsgeschäfte für bis zu drei Monate 
fortgezahlt.

(2) Der Bürgermeister trifft Entscheidungen in folgenden Angelegenheiten:

1. Erwerb von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten von bis zu 1.000,- € 
im Einzelfall.

4
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2. Entgeltliche Veräußerung oder Belastung von Grundstücken und 
grundstücksgleichen Rechten von bis zu 1.000 € im Einzelfall.

3. Unentgeltliche Grundstücksgeschäfte (Tauschgeschäfte, Schenkungen u. a.) mit 
einem Bilanzwert von unter 1.000 €.

4. Abschluss von Miet-, Pacht- und Leasingverträgen bis zu einer Jahressumme 
von 5.000 € je Vertrag.

5. Erwerb von beweglichen Sachen von bis zu 1.000 €, von Forderungen und 
anderen Rechten von bis zu 1.000 €.

6. Entgeltliche Veräußerung von beweglichen Sachen, Forderungen und anderen 
Rechten bis zu 1.000 €.

7. Unentgeltliche Übertragung beweglicher Sachen und Forderungen 
(Tauschgeschäfte, Schenkungen u. a.) mit einem Bilanzwert bis 1.000 €.

8. Hingabe von Darlehen, die innerhalb eines Haushaltsjahres zurückgezahlt 
werden, bis zu 10.000 €.

9. Aufnahme von Krediten im Rahmen des Haushaltsplanes bis 50.000 €.

10.Verpflichtungserklärungen zu Geschäften wie Bürgschaften, Gewährverträgen, 
Sicherheiten für Dritte oder wirtschaftlich gleich zu achtende Rechtsgeschäfte bis 
3.000 €.

11.Zustimmung zu außerplanmäßigen Aufwendungen und Ausgaben unterhalb von 
1.000 € je Fall oder zu überplanmäßigen Aufwendungen und Ausgaben 
unterhalb einer Wertgrenze von 10% des betreffenden Produktsachkontos, 
jedoch nicht mehr als 1.000,- € je Fall.

12.Auftragsvergaben nach der VOL und VOF im geschätzten Wert von bis zu 
1.000,- € und nach der VOB im geschätzten Wert von bis zu 25.000,- € sowie 
nach der HOAI im geschätzten Wert von bis zu 3.000,- € im Einzelfall. Bei 
Dauerschuldverhältnissen und wiederkehrenden Leistungen gelten diese 
Wertgrenzen für den geschätzten Jahresbetrag der Leistungen.

13.Entscheidungen über die Annahme oder Vermittlung von Spenden, 
Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen im Sinne von § 44 Absatz 4 KV M-V 
bis zu einem Wert von 100,- €.

14.Negativatteste nach § 24 BauGB (Vorkaufsrechte).

15.Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach § 36 Absatz 1 BauGB 
(Zulässigkeit von Vorhaben) sowie nach § 14 Abs. 2 BauGB (Ausnahme von der 
Veränderungssperre), sofern nicht

a. eine Versagung des gemeindlichen Einvernehmens in Betracht kommt 
oder

b. das Bauvorhaben von besonderer gemeindlicher Bedeutung ist.
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16.Anordnung von Maßnahmen nach §§ 176 Absatz 1, 177 Absatz 1, 178 und 179 
Absatz 1 BauGB (Bau-, Modernisierungs- und Rückbaugebote).

17.Genehmigungen nach § 173 Abs. 1 BauGB (gemäß B-Plan und/oder 
Erhaltungssatzung).

(3) Erklärungen der Gemeinde im Sinne des § 39 Absatz 2 Satz 5 KV M-V bis zu 
einer Wertgrenze von 5.000 € bzw. bei wiederkehrenden Verpflichtungen von 
300 € pro Monat können vom Bürgermeister allein oder durch eine von ihm 
beauftragte bedienstete Person der Stadtverwaltung Grevesmühlen in einfacher 
Schriftform ausgefertigt werden. Bei Erklärungen gegenüber einem Gericht liegt 
diese Wertgrenze bei 5.000 €.

(4) Die Gemeindevertretung ist laufend über die nach dieser Satzung getroffenen 
Entscheidungen des Bürgermeisters zu unterrichten.

§ 9
Stellvertretung des Bürgermeisters

(1) Die Gemeindevertretung wählt aus ihrer Mitte eine erste und eine zweite 
Stellvertretung des Bürgermeisters.

(2) Die Aufwandsentschädigung für die erste Stellvertretung beträgt 20 %, die der 
zweiten Stellvertretung 10 % der funktionsbezogenen Aufwandsentschädigung des 
Bürgermeisters, wobei es unerheblich ist, ob die Stellvertretung tatsächlich 
ausgeübt wird.

(3) Ab Spätestens nach dem dritten Monat nach Eintritt des Vertretungsfalls erhält die 
stellvertretende Person für die Dauer der Vertretung die Aufwandsentschädigung 
des  Amtsinhabers.

(4) Die stellvertretenden Personen des Bürgermeisters erhalten zusätzlich zu ihrer 
funktionsbezogenen Aufwandsentschädigung eine sitzungsbezogene 
Aufwandsentschädigung nach § 10.

(5) Die Stellvertretung wird für die Wahlperiode der Gemeindevertretung gewählt.

(6) Die Stellvertretung des Bürgermeisters ist gleichzeitig die Stellvertretung des 
Vorsitzenden der Gemeindevertretung.

§ 10
Sonstige Entschädigungsordnungen

(1) Die Mitglieder der Gemeindevertretung erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der 

1. Gemeindevertretung 
2. Ausschüsse, deren Mitglied sie sind 

eine sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung von 40,- EUR.
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(2) Ausschussvorsitzende oder im Vertretungsfall deren Stellvertretung erhalten für jede 
Sitzungsleitung ein Sitzungsgeld in Höhe von 60,-- EUR.

(3) Ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürgern kann eine pauschalierte 
Aufwandsentschädigung gezahlt werden, deren Höhe die Gemeindevertretung je 
nach Art und Umfang der Tätigkeit beschließt.

§ 11
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde erfolgen durch Abdruck in der 
Tageszeitung „OSTSEE-ZEITUNG, Grevesmühlener Zeitung“, zu beziehen über die 
OZ-Lokalzeitungs-Verlag GmbH, Pressehaus Grevesmühlen, August-Bebel-Str. 11, 
23936 Grevesmühlen.

(2) Nachrichtlich erfolgt eine Unterrichtung über die Internetseite der 
Verwaltungsgemeinschaft Stadt Grevesmühlen/Amt Grevesmühlen-Land.

(3) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen ist in 
der Form des Absatzes 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist beträgt einen Monat, 
soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. Beginn und Ende der 
Auslegung sind auf dem ausgelegten Exemplar mit Unterschrift und Dienstsiegel zu 
vermerken.

(4) Ist die öffentliche Bekanntmachung einer ortsüblichen Bestimmung in üblicher Form 
infolge höherer Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, so 
ist diese durch schriftliche Einzelinformation an die Haushalte der Gemeinde zu 
veröffentlichen. Die öffentliche Bekanntmachung ist nach Entfallen des 
Hinderungsgrundes unverzüglich nachzuholen.

§ 12
Inkrafttreten

(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Gemeinde Upahl vom 12.07.2011 außer Kraft.

Upahl, den 

Steve Springer (Siegel)
Der Bürgermeister
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Gemeinde Upahl

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/10GV/2015-160
öffentlich

17.06.2015
G. Matschke

Satzung der Gemeinde Upahl über die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1 für das Gebiet "Am Hofteich" in 
Sievershagen
hier: Erneuter Entwurfs- und Auslegungsbeschluss
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

09.07.2015 Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:
1. Die Gemeindevertretung der Gemeinde Upahl billigt die erneuten Entwürfe des 

Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A), dem Text (Teil B) und 
den örtlichen Bauvorschriften über die äußere Gestaltung der baulichen Anlagen und 
die zugehörige Begründung und bestimmt diese für die erneute Auslegung. Hierbei 
wird gemäß § 4a Abs. 3 Satz 2 BauGB weiterhin bestimmt, dass Stellungnahmen nur 
zu den geänderten und ergänzten Teilen (farbig in Planzeichnung Teil (A) und Text 
Teil (B) gekennzeichnet) abgegeben werden können.

2. Das Plangebiet des Teilbereiches 1 der 1. Änderung des Bebauungsplanes für das 
Gebiet „Am Hofteich“ in Sievershagen wird wie folgt begrenzt:
- im Süden und im Osten: durch die Hauptstraße bzw. rückwärtige 

                  Grundstücksteile der bebauten Grundstücke an der
       Hauptstraße,

- im Norden: durch bebaute Grundstücke am Schmiedeweg,
- im Nordosten. durch das Grundstück des Bauernhofes,

                                       Hauptstraße Nr. 8 und zugehörige Grünflächen,
- im Südwesten                  durch die Grundstücksgrenze des bebauten 

Grundstücks der Hausnummern 14a – 14f der 
Hauptstraße.                

3. Die erneuten Entwürfe des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung 
(Teil A), dem Text (Teil B) und den örtlichen Bauvorschriften über die äußere 
Gestaltung der baulichen Anlagen und die zugehörige Begründung sind gemäß § 4a 
Abs. 3 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB erneut öffentlich auszulegen. Hierbei wird 
gemäß § 4a Abs. 3 Satz 3 BauGB bestimmt, dass die Dauer der Auslegung auf 2 
Wochen verkürzt wird.

4. Gemäß § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB wird die Einholung der Stellungnahmen auf die 
berührten Behörden und berührten Träger öffentlicher Belange beschränkt.

5. In der Bekanntmachung zur Öffentlichkeitsbeteiligung ist darauf hinzuweisen, dass 
nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können, sofern die Gemeinde Upahl deren 
Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist.

6. Weiterhin ist mitzuteilen, dass bei Aufstellung eines Bebauungsplanes ein Antrag 
nach  § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung  unzulässig ist, wenn mit ihm 
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der 
Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend 
gemacht werden können.
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Vorlage VO/10GV/2015-160 Seite: 2/2

Sachverhalt: 
Die Gemeinde Upahl hat die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und die 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB durchgeführt. Die Planunterlagen, bestehend aus Planzeichnung Teil (A), dem Text 
Teil (B) und die Begründung lagen in der Zeit vom 25.03.2015 bis zum 27.04.2015 zu 
jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange wurden um Abgabe einer Stellungnahme gebeten. In Auswertung der 
vorgetragenen Belange und abgegebenen Stellungnahmen ergeben sich Anregungen und 
Stellungnahmen, die im Planverfahren beachtlich sind und zu einer Änderung des 
Planentwurfes führen.
Im Rahmen des Stellungnahmeverfahrens hat der Landkreis Nordwestmecklenburg 
erhebliche Bedenken hinsichtlich der Ausweisung eines Kleinsiedlungsgebietes vorgetragen. 
Die Festsetzung eines Kleinsiedlungsgebietes setzt die Zulässigkeit von Kleinsiedlungen 
einschließlich Wohngebäuden mit Nutzgärten und landwirtschaftlichen Nebenerwerbsstellen 
als Hauptnutzungen voraus und diese Nutzungen müssen auch realisiert werden, sonst 
droht die Funktionslosigkeit des Kleinsiedlungsgebietes. Das Wohnen auf großen 
Grundstücken mit Nutzgärten zur Eigenversorgung und Ergänzung des Einkommens ist 
aufgrund der niedrigen Preise und der universellen Verfügbarkeit der Lebensmittelt nicht 
mehr gegeben und entspricht nicht mehr dem heutigen Wohnverhalten. Das heutige 
Wohnverhalten ist geprägt durch ein gartenbezogenes Wohnen mit Bäumen, Büschen, 
Zierpflanzen, Rasenflächen und geringem Obst- und Gemüseanbau. Insofern ist die 
gartenbaumäßige Eigenversorgungsfunktion entfallen. Der Gebietscharakter eines 
Kleinsiedlungsgebietes ist nicht mehr gegeben und somit auch nicht festsetzbar. Den 
Bedenken des Landkreises wird gefolgt und die Art der baulichen Nutzung wird geändert. Es 
wird ein allgemeines Wohngebiet festgesetzt und redaktionelle Änderungen vorgenommen. 
Die Änderungen werden in den Planunterlagen (Planzeichnung Teil-A, Text Teil-B) farbig 
gekennzeichnet, wegfallende Festsetzungen werden gestrichen. Das vorhandene 
Naturdenkmal wird mit den erforderlichen Schutzabständen berücksichtigt. Die Begründung 
wird an die Zielsetzungen angepasst.
Die Grundzüge der Planung werden durch die Änderung nicht berührt. Unter Würdigung der 
bestehenden Wohnbebauung wird lediglich anstelle eines Kleinsiedlungsgebietes ein 
allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Die Änderung berührt nur den Teilbereich 1 der 1. 
Änderung. Die Festsetzungen des Teilbereiches 2 der 1. Änderung bleiben von der erneuten 
Beteiligung der Öffentlichkeit und der Beteiligung der berührten Behörden und Träger 
öffentlicher Belange unberührt. Die Gemeinde Upahl bestimmt, dass im Rahmen der 
erneuten öffentlichen Auslegung nur zu den geänderten und ergänzten Teilen 
Stellungnahmen abgeben werden können. Die geänderten und ergänzten Teile werden in 
den Planunterlagen (Planzeichnung Teil-A, Text Teil-B) als solche gekennzeichnet. Darüber 
hinaus bestimmt die Gemeinde Upahl, dass mit dem erneuten Entwurf nur die berührten 
Behörden und die berührten Träger öffentlicher Belange beteiligt werden. Die Dauer der 
erneuten Auslegung und die Frist zur Abgabe einer Stellungnahme werden gemäß § 4a Abs. 
3 Satz 3 BauGB auf zwei Wochen verkürzt. Dies hält die Gemeinde aufgrund der 
vorgenommen Änderungen und Ergänzungen als angemessen.
Eine vollständige Auswertung der bisher eingegangenen Stellungnahmen erfolgt nach dem 
erneuten Beteiligungsverfahren nach § 4a Abs. 3 BauGB.  

 

Anlage/n: Erneute Entwurfsunterlagen (Teil A-Planzeichnung, Teil B-Text und Begründung)
 

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich

TOP 7

16 von 94 in Zusammenstellung



Geltungsbereich 
des Teilbereiches 1
der 1. Änderung 
des  B-Planes Nr. 1   

Geltungsbereich 
des Teilbereiches 2
der 1. Änderung 
des  B-Planes Nr. 1   

 B-Plan Nr. 1 

DER GEMEINDE UPAHL
ÜBER DIE 1. ÄNDERUNG

DES BEBAUUNGSPLAN NR. 1
FÜR DAS GEBIET "AM HOFTEICH"

IN SIEVERSHAGEN

SATZUNG

ERNEUTER  ENTWURF

Übersicht
M 1 : 10.000

TOP 7

17 von 94 in Zusammenstellung



TOP 7

18 von 94 in Zusammenstellung



55

33

55

4

22
3

Apfelø0,4 Apfelø0,4

Apfelø0,4

Nbø0,2

Nbø0,15

Nbø0,15

Nbø0,4

Nbø0,3

Lerchen ø 0,4

14

5

7

4

2

3

1

2

3

18
1

12

10a

16

14

12

11

10

7
5

3b

3

8

14

5

7

4

2

3

1

2

3

18
1

12

10a

16

14

12

11

10

7
5

3b

3

8

14f 14e 14d 14c 14b 14a

14f 14e 14d 14c 14b 14a

(2)

(2)

(3)

(2)

(4)

(2)

(2)

(3)

(2)

(4)

(2)

Nbø0,1-0,4

Lbø0,1Lbø0,3
Nbø0,4

Kirscheø0,4

Nbø0,5

Lbø0,3

55

33

1212

99

12 912 9

99

1919

88

1919

2525

2222

88

1717

1414

15
2
15
2

1616

33

22

6969

33
1414

2525

33

2222

2222

2424

2525

2424

24242424 2323
2525

88

88

1818

1919
1919

1919

2121

2222

2323

Hauptstraße

Ha
up

tst
raß

e

Hinterstraße

Schacht

Apfelø0,4

42.05

41.53

42.18

42.38

41.66

41.98

41.40

41.46

41.33

41.62

41.72

41.37

41.98

41.87

41.98

42.35

40.48

40.02
40.51

42.10

42.0241.94

41.83

41.42

41.68

41.70

41.98

41.73

41.52

41.55

41.20

41.86

41.58

41.54

41.87

41.58

41.60

41.89

41.90

41.57

41.87

41.48

41.82

Lbø0,3

55

55
7

3
1
3

33
2

55
10

2

10

1111
2

11
1

2525
6

2121

55

7

7

22

55

33

44

6611 11

44

44

16162121
33

5
8

39.88 39.67

39.57

Apfelø0,2

39.69

22

55
44

11

33

66

1212

77

77

55

44

77

33

44

22

33

1212

1515

99

44

33

33
11

4

1010

12
3

13

74

2424
66

41.96

42.17

41.46

Fundament

22
11

2525
5

Siedlerweg

6
1

42.09

GEMARKUNG  
DORF SIEVERSHAGEN

FLUR  1

GEMARKUNG  
DORF SIEVERSHAGEN

FLUR  1

GEMARKUNG  SIEVERSHAGEN
FLUR  1

GEMARKUNG  SIEVERSHAGEN
FLUR  1

Höhenbezug  NHN (DHHN92)

Höhenbezug  NHN (DHHN92)

2222
1717

1717

1515
11

Sc
hm

ie
de

we
g

2222
1313

2222
1515

2121
4

2222
14142121

33

20

5

1

1

4
3

2
6

41.38

42.32

41.90

40.82

Lbø0,5

Lbø0,1

Nbø0,5

Nbø0,4 Lbø0,4

Lbø0,3

Lbø0,4

Apfelø0,3

Apfelø0,4

Apfelø0,4

Apfelø0,4

Nbø0
,1

Weideø0,8

Kirscheø0,15Lbø0,4

Lbø0,5

Lbø0,3
Lbø0,2
Lbø0,3

Lbø0,5

Kirscheø0,6

Apfelø0,6

Apfelø0,5

Lindeø1,8

Kirscheø0,3

Geltungsbereich der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1 der Gemeinde Upahl

BESTANDSPLAN

LEGENDE

M 1 : 1.000

Plandarstellung:

23936 Grevesmühlen
Rudolf-Breitscheid-Straße 11

e-mail: pbm.mahnel.gvm@t-online.de
Tel. 03881/7105-0       
Fax 03881/7105-50

Planungsbüro Mahnel

GEMEINDE UPAHL

Jan. 2015

M 1:1.000

LUFTBILD

ERNEUTER
ENTWURF

1. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 1 
FÜR DAS GEBIET  "AM HOFTEICH" IN SIEVERSHAGEN

TOP 7

19 von 94 in Zusammenstellung



55

33

55

4

22
3

Apfelø0,4 Apfelø0,4

Apfelø0,4

Nbø0,2

Nbø0,15

Nbø0,15

Nbø0,4

Nbø0,3

Lerchen ø 0,4

14

5

7

4

2

3

1

2

3

18
1

12

10a

16

14

12

11

10

7
5

3b

3

8

14

5

7

4

2

3

1

2

3

18
1

12

10a

16

14

12

11

10

7
5

3b

3

8

14f 14e 14d 14c 14b 14a

14f 14e 14d 14c 14b 14a

(2)

(2)

(3)

(2)

(4)

(2)

(2)

(3)

(2)

(4)

(2)

Nbø0,1-0,4

Lbø0,1Lbø0,3
Nbø0,4

Kirscheø0,4

Nbø0,5

Lbø0,3

55

33

1212

99

12 912 9

99

1919

88

1919

2525

2222

88

1717

1414

15
2
15
2

1616

33

22

6969

33
1414

2525

33

2222

2222

2424

2525

2424

24242424 2323
2525

88

88

1818

1919
1919

1919

2121

2222

2323

Hauptstraße

Ha
up

tst
raß

e

Hinterstraße

Schacht

Apfelø0,4

42.05

41.53

42.18

42.38

41.66

41.98

41.40

41.46

41.33

41.62

41.72

41.37

41.98

41.87

41.98

42.35

40.48

40.02
40.51

42.10

42.0241.94

41.83

41.42

41.68

41.70

41.98

41.73

41.52

41.55

41.20

41.86

41.58

41.54

41.87

41.58

41.60

41.89

41.90

41.57

41.87

41.48

41.82

Lbø0,3

55

55
7

3
1
3

33
2

55
10

2

10

1111
2

11
1

2525
6

2121

55

7

7

22

55

33

44

6611 11

44

44

16162121
33

5
8

39.88 39.67

39.57

Apfelø0,2

39.69

22

55
44

11

33

66

1212

77

77

55

44

77

33

44

22

33

1212

1515

99

44

33

33
11

4

1010

12
3

13

74

2424
66

41.96

42.17

41.46

Fundament

22
11

2525
5

Siedlerweg

6
1

42.09

GEMARKUNG  
DORF SIEVERSHAGEN

FLUR  1

GEMARKUNG  
DORF SIEVERSHAGEN

FLUR  1

GEMARKUNG  SIEVERSHAGEN
FLUR  1

GEMARKUNG  SIEVERSHAGEN
FLUR  1

Höhenbezug  NHN (DHHN92)

Höhenbezug  NHN (DHHN92)

2222
1717

1717

1515
11

Sc
hm

ie
de

we
g

2222
1313

2222
1515

2121
4

2222
14142121

33

20

5

1

4
3

2
6

41.38

42.32

41.90

40.82

Lbø0,5

Lbø0,1

Nbø0,5

Nbø0,4 Lbø0,4

Lbø0,3

Lbø0,4

Apfelø0,3

Apfelø0,4

Apfelø0,4

Apfelø0,4

Nbø0
,1

Weideø0,8

Kirscheø0,15Lbø0,4

Lbø0,5

Lbø0,3
Lbø0,2
Lbø0,3

Lbø0,5

Kirscheø0,6

Apfelø0,6

Apfelø0,5

Lindeø1,8

Kirscheø0,3

RWa

TW

RW SW

SW

DL

Vermutlicher Verlauf von Leitungen
des Zweckverbandes Grevesmühlen
- Trinkwasser (TW)
- Schmutzwasser (SW)
- Druckleitung (DL)
- alter Regenwasser-Kanal (RWa)
- Regenwasser (RW)

TW

TW

DL
RW

RWa

Vermutlicher Verlauf von Leitungen
des Zweckverbandes Grevesmühlen
- Trinkwasser (TW)
- Schmutzwasser (SW)
- Druckleitung (DL)
- Regenwasser (RW)
- alter Regenwasser-Kanal (RWa)

SW

RWa

RW
a

TW

TW

RW

RW
a

RWa

SW RW

SW

TW

RW
SW

RWa

TW

RW
TW RW

TW

SW

RW

PGZ

PZO

PER

PGN

OVF

PER

PER

OVF

AC

RTT

PHZ

PHZ

PHX

PWX

OBD

SE

VSX
PER

PGZ

PGZ

PER

PER

OVF

OVL

PEB

PGZ

PWX

BBA

BBA

BBA

BBA

BBA

BBA

BBA BBA

BBA

BBJ

BBJ
BBJ

BBJ

BBJ

BBJ

BBJ

BBJ BBJ

BBA

BBJ

BBJ

BBJ

BBA

BBJ

BBJ

BBJ
GIM

BBJ

BBJ

OVL

OVF
OVU

OVU

OVU

OVU

OVU

OVU

OVU

PER

BBA

BBJ

PGZ

PGB

PGB

PGB

PGZ

GIM

GIM

BBA

BBA

BBA

BBA
PGZ

BBA

PER

PER

PWX

VRT

BBA

VRT

RHU

OVF

OVL

PER

PER

RHU

OVU

OVL

OVF

§

§

BLM

§

§

§

§
PHW

PHW

§

§

PWX

§

§

RTT

PER

Geltungsbereich der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1 der Gemeinde Upahl

BESTANDSPLAN

LEGENDE

§

§

§

BLM

BBA 

BBJ 

SE 

VRT 

VSX 

GIM 

RHU 

RTT 

PWX 

PHX 

PHZ 

PHW 

PER 

PEB 

PGB 

PGN 

PGZ 

PZO 

OVF 

OVU

OVL 

OBD 

Mesophiles Laubgebüsch

Älterer Einzelbaum / geschützt nach §18 NatSchAG M-V

Jüngerer Einzelbaum 

Nährstoffreiches Stillgewässer (§20-Biotop)

Rohrkolbenröhricht  (§20-Biotop)

Standorttypischer Gehölzsaum an stehenden Gewässern 

Intensivgrünland auf Mineralstandorten 

Ruderale Staudenflur frischer bis trockener Standorte 

Ruderale Trittflur 

SIedlungsgehölz aus heimischen Baumarten 

Siedlungsgebüsch aus heimischen Gehölzarten 

Siedlungshecke aus heimischen Gehölzen 

Siedlungshecke aus nichtheimischen Gehölzen 

Artenarmer Zierrasen 

Beet/ Rabatte 

Hausgarten mit Großbäumen 

Nutzgarten 

Ziergarten 

Sportplatz 

Versiegelter Rad- und Fußweg 

Wirtschaftsweg, nicht oder teilversiegelt

Straße 

Brachfläche der Dorfgebiete 

vorhandene Gebäude

vorhandene Straßenleuchten

vorhandene unterirdische Leitungen

2.1.2

2.7.1 

2.7.2 

5.4 

6.2.6 

6.6.6 

9.3.3 

10.1.3 

10.2.1 

13.1.1 

13.2.1 

13.2.3 

13.2.4 

13.3.2 

13.3.3 

13.8.2 

13.8.3 

13.8.4 

13.9.1 

14.7.2

14.7.3

14.7.5 

14.11.2  

Plandarstellung:

23936 Grevesmühlen
Rudolf-Breitscheid-Straße 11

e-mail: pbm.mahnel.gvm@t-online.de
Tel. 03881/7105-0       
Fax 03881/7105-50

Planungsbüro Mahnel

GEMEINDE UPAHL

DARSTELLUNG  DES  BESTANDES Jan. 2015

M 1:1.000

M 1 : 1.000

ERNEUTER
ENTWURF

1. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 1 
FÜR DAS GEBIET  "AM HOFTEICH" IN SIEVERSHAGEN

TOP 7

20 von 94 in Zusammenstellung



55

33

55

22

4

22
3

Apfelø0,4 Apfelø0,4

Apfelø0,4

Nbø0,2

Nbø0,15

Nbø0,15

Nbø0,4

Nbø0,3

Lerchen ø 0,4

23
9
23
9

6
5

14

5

7

4

2

3

1

3

18
1

12

10a

16

14

12

11

10

7
5

3b

3

16

8

6
5

14

5

7

4

2

3

1

3

18
1

12

10a

16

14

12

11

10

7
5

3b

3

16

8

14f 14e 14d 14c 14b 14a

14f 14e 14d 14c 14b 14a

(2)

(2)

(3)

(2)

(4)

(7)

(2)

(2)

(3)

(2)

(4)

(2)

(7)

Nbø0,1-0,4

Lbø0,1Lbø0,3
Nbø0,4

Kirscheø0,4

Nbø0,5

Lbø0,3

55

33

1212

99

12 912 9

99

1919

88

1919

2525

2222

88

1717

1414

15
2
15
2

1616

33

22

6969

2525

33

2222

2222

2424

2525

2424

24242424 2323

2323

2323

25

25
2

25

25
2

26
3
26
3

88

88

1818

1919
1919

1919

2121

2222

2323

Hauptstraße

Ha
up

tst
raß

e

Hinterstraße

Schacht

Apfelø0,4

42.05

41.53

42.18

42.38

41.66

41.98

41.40

41.46

41.33

41.62

41.72

41.37

41.98

41.87

41.98

42.35

40.48

40.02
40.51

42.10

42.0241.94

41.83

41.42

41.68

41.70

41.98

41.73

41.52

41.55

41.20

41.86

41.58

41.54

41.87

41.58

41.60

41.89

41.90

41.57

41.87

41.48

41.82

Lbø0,3

55

55
7

3
1
3

33
2

55
10

2

10

1111
2

11
1

2525
6

2121

55

7

7

22

55

33

44

6611 11

44

44

16162121
33

5
8

39.88 39.67

39.57

Apfelø0,2

39.69

22

55
44

11

33

66

1212

77

77

55

44

77

33

44

22

33

1212

1515

99

44

33

33
11

4

1010

12
3

13

74

2424
66

41.96

42.17

41.46

Fundament

22
11

2525
5

Siedlerweg

6
1

42.09

GEMARKUNG  
DORF SIEVERSHAGEN

FLUR  1

GEMARKUNG  
DORF SIEVERSHAGEN

FLUR  1

GEMARKUNG  SIEVERSHAGEN
FLUR  1

GEMARKUNG  SIEVERSHAGEN
FLUR  1

Höhenbezug  NHN (DHHN92)

Höhenbezug  NHN (DHHN92)

2222
1717

1717

1515
11

Sc
hm

ie
de

we
g

2222
1313

2222
1515

2121
4

2222
14142121

33
20

1

3

2
6

41.38

42.32

41.90

40.82

Lbø0,5

Lbø0,1

Nbø0,5

Nbø0,4 Lbø0,4

Lbø0,3

Lbø0,4

Apfelø0,3

Apfelø0,4

Apfelø0,4

Apfelø0,4

Nbø0
,1

Weideø0,8

Kirscheø0,15Lbø0,4

Lbø0,5

Lbø0,3
Lbø0,2
Lbø0,3

Lbø0,5

Kirscheø0,6

Apfelø0,6

Apfelø0,5

Lindeø1,8

Kirscheø0,3

G+
R

41,95

41,85

41,50

41,90

42,05

42,00

42,00

41,40

41,4041,80

41,90

41,80

42,00

42,20

WS

WS

WS

WS

WA

WA

ND
WS

WA

WA

41,50

3

3

3

7

15

4

20

3

6 15

p

p

p

5 3

3
8,8

§

§

§

§

20
10

TEILBEREICH  1

TEILBEREICH  2

20

7

7,6

ö

149,6

16,8

3

5 5
3,5

5,5 4,5
5

§

RWa
DL

Vermutlicher Verlauf von Leitungen
des Zweckverbandes Grevesmühlen
- Trinkwasser (TW)
- Schmutzwasser (SW)
- Druckleitung (DL)
- alter Regenwasser-Kanal (RWa)
- Regenwasser (RW)

Vermutlicher Verlauf von Leitungen
des Zweckverbandes Grevesmühlen
- Trinkwasser (TW)
- Schmutzwasser (SW)
- Druckleitung (DL)
- Regenwasser (RW)
- alter Regenwasser-Kanal (RWa)

RW
a

RWa

SW RW

SW

TW

RW
SW

RWa

TW

SW

RW

RWa

SW

RW
a

RW
TW RW

SW

TW

TW

SW

RW

TW

TW

RW
DL

TW

TW

RW

RWa

Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
23. Januar 1990 (BGBI. I Seite 132), zuletzt geändert  durch  Artikel 2 des Gesetzes vom 
11. Juni 2013  (BGBI. I Seite 1548).  Es  gilt  die  Planzeichenverordnung  (PlanzV)  vom  
18. Dezember 1990  (BGBI. 1991 I S. 58)  geändert  durch  Artikel 2  des  Gesetzes vom 
22. Juli 2011 (BGBI. I S. 1509).

TEIL A - PLANZEICHNUNG

SATZUNG DER GEMEINDE UPAHL 
ÜBER DIE 1. ÄNDERUNG
DES BEBAUUNGSPLAN NR. 1 
FÜR DAS GEBIET "AM HOFTEICH" 
IN SIEVERSHAGEN

M 1 : 1.000

ERNEUTER  ENTWURF
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WS

gem. § 2 BauNVO

WS
Kleinsiedlungs-

gebiet

E D
0,2

max

max

Teilgebiete 

Art der Nutzung

Bauweise

GRZ-Grundflächenzahl

maximale Traufhöhe

maximale Oberkante

TH          4,50m
OK          9,00m

o

WA
Allgemeine

Wohngebiete
gem. § 4 BauNVO

WA

ED

ART UND MAß DER BAULICHEN NUTZUNG
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Par. 9 (1) 1 BauGB
Planzeichen Erläuterung

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
Rechtsgrundlagen

I. FESTSETZUNGEN

WS Kleinsiedlungsgebiet (§ 2 BauNVO)

WA Allgemeinde Wohngebiete Par. 4 BauNVO

Par. 10 (2) 1 BauNVO

Par. 9 (1) 1 BauGBMAß DER BAULICHEN NUTZUNG
Par. 16 BauNVO
Par. 19 (1) BauNVO
Par. 10 (3), 10 (4) BauNVO

0,2

maxTH         4,50m

Grundflächenzahl, GRZ hier: 0,2 als Höchstmaß

Traufhöhe, als Höchstmaß über Bezugspunkt

Oberkante, als Höchstmaß über Bezugspunkt

Höhenbezugspunkt, z.B. 41,95m ü NHN
maxOK         9,00m

41,95

Par. 18 BauNVO
Par. 18 BauNVO

HAUPTVERSORGUNGS- UND HAUPTABWASSER
LEITUNGEN

Par. 9 (1) 13 BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Vermutlicher Verlauf von Leitungen;
- unterirdisch

Par. 9 (1) 11 BauGB
Par. 9 (6) BauGBVERKEHRSFLÄCHEN

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen 
besonderer Zweckbestimmung

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Verkehrsberuhigten Bereich

Geh- und RadwegG+R

Par. 9 (1) 2 BauGB
Par. 22 u. 23 BauNVO

o

BAUWEISE

E

D

ED

Offene Bauweise

nur Einzelhäuser zulässig

nur Doppelhäuser zulässig

Baugrenze

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

p

Grünfläche

GRÜNFLÄCHEN Par. 9 (1) 15 BauGB

private Grünfläche

Gartenland

ö

ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN SOWIE
BINDUNGEN UND FÜR DIE ERHALTUNG VON BÄUMEN,
UND STRÄUCHERN

Par. 9 (1) 25 BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Par. 9 (1) 25a BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Par. 9 (1) 25b BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für 
die Erhltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
sowie von Gewässern

Erhaltungsbebot für Bäume

Erhaltungsgebot für Bäume, geschützt nach § 18 NatSchAG M-V

öffentliche Grünfläche

Parkanlage

PLANZEICHENERKLÄRUNG
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Par. 9 (1) 25b BauGB

Par. 9 (1) 25b BauGB

WS

Par. 9 (1) 10 BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten 
sind, (WS-Wurzelschutzabstand, Kronentraufe+1,5 m)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für 
die Erhltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
sowie von Gewässern

Erhaltungsbebot für Bäume

Erhaltungsgebot für Bäume, geschützt nach § 18 NatSchAG M-V

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches über die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 1 der Gemeinde Upahl
- Teilbereich 1 (Änderung Planungsrecht und Gestaltung)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches über die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 1 der Gemeinde Upahl
- Teilbereich 2 - (Änderung Gestaltung)

Par. 9 (7) BauGB

SONSTIGE PLANZEICHEN

Par. 9 (7) BauGB

Par. 1 (4) BauNVO
Par. 16 (5) BauNVO

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

§

5
8

5

vorhandene Flurstücksgrenze / Flurstücksnummer

vorhandene Gebäude

vorhandene Böschung 

vorhandene Gehölze

vorhandener Schacht / Leuchte

Höhenangaben in Meter ü NHN

Bemaßung in Metern

in Aussicht genommene Grundstücksteilung

künftig entfallende Darstellung, z.B. Baum

II. DARSTELLUNGEN OHNE NORMCHARAKTER

ND
Naturdenkmal (Baum) Par. 9 (6) BauGB

III. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME 

Schacht

§

41.90
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1 . A ufg este llt au fgr un d d es A ufstel lun gsb e schlu sses  d er  Ge me in de ver tr etu ng  vom  ............ ................ . D ie 
o rtsüb lich e B eka nn tma chu ng  d es  A ufstel lun g sbe schlu sse s  i st  d ur ch V erö ffen tl ichu ng  in de r OS TS E E-
ZE ITUNG , Au sga be  Gr eve smü hlen er Ze itun g   a m …………………… .. er folg t. 

 
U pa hl, de n.....................                                                                                                   .......................................... 

                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
2 . D ie A ufstel lun g d es B eb a uu ng spla n es e rfolg t ge mä ß § 13 a A b s. 1  Nr. 1 B au G B a ls Be ba u un gsp la n d er 

In ne ne ntwick lun g im  be schle un ig te n  V e rfah re n. In d er B eka n ntma chu ng  wur de  ge mä ß § 13 a A bs. 3 B a uG B 
d ar au f h in ge wie sen , da ss die  Au fstellu ng  de s B eb au un gsp la ne s im b esch leu n igte n V er fa hr en  oh ne  Du rchfü hr un g 
e in er Um we ltp rü fun g er fol ge n sol l. In  d e r Be kan ntm ach un g wu rd e da ra uf hi ng ew iese n, da ss sich  d ie 
Ö ffen tlichk eit üb er  di e a llg em ein en  Zie le u nd  Zwe cke so wie  die  wes en tl iche n  Au swirk un ge n d er P la nu n g im 
B au a mt de r Sta dt Gr eve smü hlen  w äh re nd  d e r Die nststun de n zu  fo lg en de n Ze iten : mo ntag s – fre itag s  08 .0 0  
U hr b is 1 2.0 0 Uh r; mo nta gs -  m ittwoch s 12 .30  Uh r b is 16 .00  Uhr  do nn e rstag s 12 .30  Uhr  bi s 18 .0 0  Uhr  in d er  Ze it 
vo m …………………  b is zu m  ………………… .. un terr ich te n ka nn . 

 
U pa hl, de n.....................                                                                                                   .......................................... 

                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
3 . D ie für  d ie  R au mo rd nu ng  un d L an de spla n un g zu stä nd ig e S te lle  ist b e te ili gt wor de n. 
 

U pa hl, de n.....................                                                                                                   .......................................... 
                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
4 . D ie G em eind eve rtre tun g h at a m ..................................... de n E ntwu rf d er S a tzu ng  d er G e me ind e U pa hl  üb er  die  

1 . Ä n de ru ng  d es B eb a uu ng splan es Nr . 1  fü r da s Ge b iet „A m Ho fte ich “ in S ie versh a ge n  mit B eg rü nd un g g eb illig t 
u nd  zur A usleg un g b estim mt.  

 
U pa hl, de n.....................                                                                                                   .......................................... 

                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
5 . D er En twur f de r Sa tzun g de r Ge me in de  Up ah l üb er  d ie 1. Ä n de ru ng  d es Be ba u un gsp lan es  Nr . 1 für da s G e bie t 

„Am  Ho fte ich “ in  S ieve rsh a ge n b este he n d  au s  d er    Pla n ze ich nu ng    (Te il A)  u nd    d em   T ext (T eil B)  un d  de n 
ö rtlich en  B au vor schr ifte n üb er  di e ä u ßere  G e sta ltun g ba ul iche r An lag e n so wie  d ie Be gr ün du ng  h ab en  in  d er  Ze it 
vo m …………………… b is zu m ………… .…………w äh re nd  d er  Die nststu nd en  zu  fol ge nd en  Ze ite n: m on ta gs  – 
fr eitag s 0 8.00  Uh r - 12 .00  Uhr ; mo ntag s - m ittwoch s 12 .30  Uh r -1 6 .0 0 Uhr  do nn er stag s 12 .30  Uhr  - 1 8.0 0 U hr 
n ach  § 3 A bs. 2 B au G B im  B au am t d er  S tad t G r evesm üh le n, Rath au splatz 1, öffe ntlich  a u sge leg en . D ie  
ö ffen tl iche   Au sle gu ng  ist m i t d em  Hin weis, d ass S tell un gn ah me n w äh re nd  de r A usle gu n gsfri st vo n j ed er ma nn 
sch rift lich  o d er zu r Nie de rsch rift vo rg eb ra cht wer de n kö nn en , d ur ch Ve rö ffe ntli chu ng  i n de r O ST SE E- ZE IT UNG , 
A usg a be  G re vesm üh len er  Ze itun g   a m …………………… .. o rtsü bli ch be kan ntg em ach t wo rd en . In  d er  
B ek an ntma chu ng   de r  Ö ffe ntli chke itsbe teil igu ng   wu rde   da ra uf  h ing ew iese n, d ass vo n e in er  U mwe ltpr üfun g 
a bg ese h en  wir d u nd  da ss ei n A ntr ag   na ch § 4 7 V e rwa ltun gsg er ichtso rd nu ng  un zu lässig ist, we nn  mi t ih m 
E in wen d un ge n g elte nd  ge ma cht wer de n, d ie vo m A ntra gstel ler  im Ra hm en  de r Au sle gu ng  nich t od er  ve rsp äte t 
g elte nd  g em ach t wur de n, a be r h ätte n g el te nd  g em ach t  wer de n   kön ne n ; d a ss  n icht   inn er ha lb  de r  ö ffen tl iche n  
A usleg un gsfr ist  ab g eg eb en e  Ste llu ng na hm en  b ei de r B esch lu ssfassu ng  ü be r d en  B eb au un g spla n 
u nb er ück sichtig t b lei be n kö nn en , so fer n di e G em ein de  Upa h l  d er en   In ha lt  n ich t  ka nn te  un d n icht  hä tte  ken ne n 
m üsse n u nd  de ren  Inh alt fü r die  Re chtmä ßig keit d es B eb au un gsp la ne s nich t von  Be de utu ng  ist. D ie B eh ör de n  
u nd  son stige n Tr äg er  ö ffen tl iche r B ela ng e w urd e n üb er  die  Öffe ntlich ke itsb ete ilig u ng  u nte rri chte t. 

 
U pa hl, de n.....................                                                                                                   .......................................... 

                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
6 . D ie B eh ör de n u n d so nstig en  Trä ge r ö ffe ntlich er  Be la ng e s ind  mit S chr eib en  vom  ……………… ..zu r A bg ab e e in er 

S tell un gn ah me  ge mä ß § 4 A bs. 2 B au G B a ufg efor de rt wo rde n . 
 

U pa hl, de n.....................                                                                                                   .......................................... 
                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 

7 . D er E n tw urf d e r 1. Ä nd er un g de s Be ba u un gsp la ne s Nr. 1  wur de  na ch de r ö ffe ntlich e n A usleg un g g e än de rt. Der  
e rn eu te E ntwu rf de r 1. Än d eru n g de s Be ba u un gsp la ne s N r. 1 , be ste h en d a us de r P lan zei chn un g ( Teil  A ) u nd  
d em  Text (Te il B ) u nd  de n ö rtlich en  Ba u vor schri fte n ü be r d ie ä uße re  G estal tu n g b au lich er  A n lag en  so wie  die  
zu ge hö ri ge  B eg rü nd un g h ab en  e rn eu t u nd  verk ürzt in  d er Ze it vo m …………… bis zum  …… .……wä hr en d  de r  
D ien ststu nd e n zu  folg e nd en  Ze iten : mo ntag s-fre itag s 0 9.0 0Uh r –  1 2.00  Uh r; m on ta gs un d d ie nsta gs 1 3.0 0 U hr-  
1 5.0 0 Uh r; do nn er stag s 13 .00  –  18 .00  Uhr  im B au am t d er  Stad t Gr eve smü hlen , Ra tha usp la tz 1 , ge mä ß §  4a  
A bs. 3 Ba uG B  u nd  §  3  A bs. 2 Ba uG B  ö ffe ntlich  a u sge leg en . Da b ei wur de  b estim mt, d ass An re gu ng en  u nd  
S tell un gn ah me n n ur  zu  de n g eä nd er ten  T eile n vo rg eb ra cht wer de n kö nn e n. Die  ö ffen tl iche  Au sle gu ng  wur de  mit 
d em  Hin weis, d ass S te llu n gn ah me n vo n a lle n Inte res sier te n sch rift lich  od er  zur  Nied e rschr ift a bg eg e be n we rd en  
kö nn e n d u rch V erö ffen tl ichu ng  i n de r OS TS EE -Z EITUNG , A u sga be  G re vesm üh le ne r Z eitu ng  
a m…………………… .. or tsüb lich  b eka nn tge ma cht Es wur de  a uch  b eka nn t g em ach t, da ss vo n eine r 
U mwe ltp rü fun g ab ge seh e n w ird  un d da ss n icht i nn er ha lb de r ö ffen tliche n  Au sle gu ng sfrist a bg eg e be ne  
S tell un gn ah me n b e i de r B e schlu ssfassu ng  üb er  de n B e ba uu ng splan  un be rü cksich ti gt b lei be n kö nn en , wen n  die  
G e me ind e d er en  In ha lt nich t k an nte  u nd  nich t hä tte  ken ne n m üsse n un d  d er en  Inh alt für  d ie  Rech tmä ßigke it de s 
B eb a uu ng splan es ni cht von  Be de u tu ng  ist.   
W e ite rh in wu rde  be kan ntg em ach t, da ss e in An tra g na ch § 47  d er  V er wa ltu n gsg er ichtso rdn u ng  u nzu läs sig ist, 
w en n mi t ih m n ur  E in we nd un ge n g el te nd  ge ma cht we rd en , d ie  vom  A ntr ag ste lle r im  Rah me n d er  A u sleg un g  nich t 
o de r ver spä te t g e lten d ge m acht wur de n, ab er  h ätte n ge lten d g em ach t we rd en  kö nn en . D ie be rü hr te n  B eh ö rde n 
u nd  son stige n Tr äg er  ö ffen tl iche r B ela ng e w urd e n von  de r er ne ute n ve rkü rzte n  A u sleg un g  u nte rri chtet. 

 
U pa hl, de n.....................                                                                                                   .......................................... 

                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 

8 . E s w urd e eine  e in ge schrä n kte  B e te ilig u ng  d er be rü h rten  B eh ör de n un d son stige n Trä ge r öffen tlich er  B ela ng e 
g em äß §  4a  Ab s. 3 S atz 4  B a uG B  du rch ge füh rt. D ie b er üh rten  B eh ör de n u nd  son stige n T räg er  öffen tlich er 
B elan ge  sind  mit Sch re ib en  vom  ……………… .zur  A b ga be  ein e r ern e ute n Ste llu ng na hm e a ufg efo rde rt wor d en . 

U pa hl, de n.....................                                                                                                   .......................................... 
                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 

9 . D er kataste rmä ßig e B e sta n d a m .............................. w ird  a ls rich tig  da rg estel lt  b esch ein ig t. H insi chtlich  d er 
la g eri chtig en  Da rstell un g de r G re nzp un kte g ilt d er Vo rb eh alt, d ass e in e P rü fun g n ur   gr ob   er folg te, d a d ie 
r ech ts ve rb in dli che  Flu rka rte  im  Ma ßstab  1  : ........................... vo rl ieg t. Reg re ssa nsp rüch e  kö nn en  n ichta bg eleite t 

 
…... …… …… ……………… .., d e n.....................                                                                 .......................................... 

                                                                                                                               (S te mp el)                        Un ter schr ift 
 
 
1 0. D ie Sta dtver tretu ng   ha t di e  fristg em äß ab ge ge be n en  S tellu n gn ah me n  d er  Ö ffen tl ichk eit, d ie   S tell un gn a hm en 

d er  B eh ö rde n  u nd  son sti ge n Tr äg er  ö ffe ntlich er  Be lan g e sow ie d ie Ste llu ng n ah men  de r Nac hb ar ge me ind en  am 
……………………… g ep rü ft.  Das E rg eb nis  ist  m itge teil t wo rd en . 

 
U pa hl, de n.....................                                                                                                   .......................................... 

                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
1 1. D ie G em eind eve rtre tu n g h at di e 1 . Ä n de ru ng  d e s Be ba uu ng sp lan es Nr . 1 für  da s Ge b iet „A m H ofteich “ in  

S ie versh a ge n, be steh en d  a us d er  Pla n ze ich nu ng  (Te il A ) u nd   d em  Text (Te il B ) un d  d en  Ö rtlich en  
B au vor schr iften  üb er  die  äu ßer e G e sta ltu ng  de r b au lich en  An la ge n a m ................................. a ls S atzu ng  
b esch lo ssen . Die B eg rü nd un g zu r Sa tzun g wu rd e g eb illi gt. 

  
        Up ah l, de n.....................                                                                                                   .......................................... 
                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
1 2. D ie B eb a uu ng spla n satzun g  be ste he n d a us d er P la nze ich nu ng  (Te il A ) u nd   de m Te xt (Te il B)  un d d en  Ö rtlich en   

B au vor schr iften  ü be r d ie ä uße re  Ge staltu ng  de r ba ul iche n A n lag en  wird  hie rm it au sge fertig t. 
 

U pa hl, de n.....................                                                                                                   .......................................... 
                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 

VERFAHRENSVERMERKE
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7 . D er E n tw urf d e r 1. Ä nd er un g de s Be ba u un gsp la ne s Nr. 1  wur de  na ch de r ö ffe ntlich e n A usleg un g g e än de rt. Der  
e rn eu te E ntwu rf de r 1. Än d eru n g de s Be ba u un gsp la ne s N r. 1 , be ste h en d a us de r P lan zei chn un g ( Teil  A ) u nd  
d em  Text (Te il B ) u nd  de n ö rtlich en  Ba u vor schri fte n ü be r d ie ä uße re  G estal tu n g b au lich er  A n lag en  so wie  die  
zu ge hö ri ge  B eg rü nd un g h ab en  e rn eu t u nd  verk ürzt in  d er Ze it vo m …………… bis zum  …… .……wä hr en d  de r  
D ien ststu nd e n zu  folg e nd en  Ze iten : mo ntag s-fre itag s 0 9.0 0Uh r –  1 2.00  Uh r; m on ta gs un d d ie nsta gs 1 3.0 0 U hr-  
1 5.0 0 Uh r; do nn er stag s 13 .00  –  18 .00  Uhr  im B au am t d er  Stad t Gr eve smü hlen , Ra tha usp la tz 1 , ge mä ß §  4a  
A bs. 3 Ba uG B  u nd  §  3  A bs. 2 Ba uG B  ö ffe ntlich  a u sge leg en . Da b ei wur de  b estim mt, d ass An re gu ng en  u nd  
S tell un gn ah me n n ur  zu  de n g eä nd er ten  T eile n vo rg eb ra cht wer de n kö nn e n. Die  ö ffen tl iche  Au sle gu ng  wur de  mit 
d em  Hin weis, d ass S te llu n gn ah me n vo n a lle n Inte res sier te n sch rift lich  od er  zur  Nied e rschr ift a bg eg e be n we rd en  
kö nn e n d u rch V erö ffen tl ichu ng  i n de r OS TS EE -Z EITUNG , A u sga be  G re vesm üh le ne r Z eitu ng  
a m…………………… .. or tsüb lich  b eka nn tge ma cht Es wur de  a uch  b eka nn t g em ach t, da ss vo n eine r 
U mwe ltp rü fun g ab ge seh e n w ird  un d da ss n icht i nn er ha lb de r ö ffen tliche n  Au sle gu ng sfrist a bg eg e be ne  
S tell un gn ah me n b e i de r B e schlu ssfassu ng  üb er  de n B e ba uu ng splan  un be rü cksich ti gt b lei be n kö nn en , wen n  die  
G e me ind e d er en  In ha lt nich t k an nte  u nd  nich t hä tte  ken ne n m üsse n un d  d er en  Inh alt für  d ie  Rech tmä ßigke it de s 
B eb a uu ng splan es ni cht von  Be de u tu ng  ist.   
W e ite rh in wu rde  be kan ntg em ach t, da ss e in An tra g na ch § 47  d er  V er wa ltu n gsg er ichtso rdn u ng  u nzu läs sig ist, 
w en n mi t ih m n ur  E in we nd un ge n g el te nd  ge ma cht we rd en , d ie  vom  A ntr ag ste lle r im  Rah me n d er  A u sleg un g  nich t 
o de r ver spä te t g e lten d ge m acht wur de n, ab er  h ätte n ge lten d g em ach t we rd en  kö nn en . D ie be rü hr te n  B eh ö rde n 
u nd  son stige n Tr äg er  ö ffen tl iche r B ela ng e w urd e n von  de r er ne ute n ve rkü rzte n  A u sleg un g  u nte rri chtet. 

 
U pa hl, de n.....................                                                                                                   .......................................... 

                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
8 . E s w urd e eine  e in ge schrä n kte  B e te ilig u ng  d er be rü h rten  B eh ör de n un d son stige n Trä ge r öffen tlich er  B ela ng e 

g em äß §  4a  Ab s. 3 S atz 4  B a uG B  du rch ge füh rt. D ie b er üh rten  B eh ör de n u nd  son stige n T räg er  öffen tlich er 
B elan ge  sind  mit Sch re ib en  vom  ……………… .zur  A b ga be  ein e r ern e ute n Ste llu ng na hm e a ufg efo rde rt wor d en . 

 
U pa hl, de n.....................                                                                                                   .......................................... 

                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
9 . D er kataste rmä ßig e B e sta n d a m .............................. w ird  a ls rich tig  da rg estel lt  b esch ein ig t. H insi chtlich  d er 

la g eri chtig en  Da rstell un g de r G re nzp un kte g ilt d er Vo rb eh alt, d ass e in e P rü fun g n ur   gr ob   er folg te, d a d ie 
r ech ts ve rb in dli che  Flu rka rte  im  Ma ßstab  1  : ........................... vo rl ieg t. Reg re ssa nsp rüch e  kö nn en  n ichta bg eleite t 
w erd en . 

 
…... …… …… ……………… .., d e n.....................                                                                 .......................................... 

                                                                                                                               (S te mp el)                        Un ter schr ift 
 
 
1 0. D ie Sta dtver tretu ng   ha t di e  fristg em äß ab ge ge be n en  S tellu n gn ah me n  d er  Ö ffen tl ichk eit, d ie   S tell un gn a hm en 

d er  B eh ö rde n  u nd  son sti ge n Tr äg er  ö ffe ntlich er  Be lan g e sow ie d ie Ste llu ng n ah men  de r Nac hb ar ge me ind en  am 
……………………… g ep rü ft.  Das E rg eb nis  ist  m itge teil t wo rd en . 

 
U pa hl, de n.....................                                                                                                   .......................................... 

                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
1 1. D ie G em eind eve rtre tu n g h at di e 1 . Ä n de ru ng  d e s Be ba uu ng sp lan es Nr . 1 für  da s Ge b iet „A m H ofteich “ in  

S ie versh a ge n, be steh en d  a us d er  Pla n ze ich nu ng  (Te il A ) u nd   d em  Text (Te il B ) un d  d en  Ö rtlich en  
B au vor schr iften  üb er  die  äu ßer e G e sta ltu ng  de r b au lich en  An la ge n a m ................................. a ls S atzu ng  
b esch lo ssen . Die B eg rü nd un g zu r Sa tzun g wu rd e g eb illi gt. 

  
        Up ah l, de n.....................                                                                                                   .......................................... 
                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
1 2. D ie B eb a uu ng spla n satzun g  be ste he n d a us d er P la nze ich nu ng  (Te il A ) u nd   de m Te xt (Te il B)  un d d en  Ö rtlich en   

B au vor schr iften  ü be r d ie ä uße re  Ge staltu ng  de r ba ul iche n A n lag en  wird  hie rm it au sge fertig t. 
 

U pa hl, de n.....................                                                                                                   .......................................... 
                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
  
1 3. Der  Be sch luss d er  Sa tzun g ü be r d ie  1. Ä nd eru n g d es B eb a uu ng splan es Nr . 1 für  da s G eb iet „Am  Hoftei ch“ i n 

Sieve rsh ag en  u nd  d ie  S atzu ng  ü be r die  örtli che n Ba u vorsch rifte n üb er  d ie äu ße re  G esta ltun g ba ul iche r An la ge n 
du rch  di e G em eind eve rtre tun g so wie   d ie  S tel le,  b e i  de r  de r  P la n  a uf  Dau er   wä hre n d  d er  S pre ch zeite n vo n  
je de rma nn  ein g ese he n we rd en  kan n u nd  üb er  de n Inh a lt A u skun ft  zu e rh al te n ist, s in d  du rch   Ve rö ffe ntlic hu ng  in 
de r O ST SE E -ZE IT UNG , A u sga be  Gr eve smü hle n er Z eitu ng  am  ………. ……………  or tsüb lich  be kan ntg em ach t 
wor de n. In  d er  B eka nn tmach un g   ist  au f  d ie  Mö gl ichk eit d er  G el te nd ma ch un g d er  V er letzu ng  vo n   V er fah ren s-  
un d   Fo rmvo rsch riften  u nd    vo n   Mä ng eln   d er  Ab wä gu ng  e insc hlie ßli ch de r s ich er ge be n de n Rech tsfolg en  ( § 
21 5 A bs. 2 B au GB ) u nd  weite r au f d ie  B estim mu ng en  de s §  5 Ab s. 5  Ko mm un alve rfa ssun g de s La nd es 
Me cklen bu rg  – V orp om me rn  ( KV  M-V ) in  de r Fas sun g d er  B eka nn tma chu ng  vo m h ing e wiese n wo rd en . 

  D ie  S a tzu ng  ist m it Ab la uf de s   .............................. (T ag  d er  Be kan ntm ach un g) i n Kr aft ge trete n. 
 

 Upa h l, d en .....................                                                                                                   .......................................... 
                                                                                               ( Si eg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 

 

SATZUN G 
DER G EM EINDE  UP AH L ÜB ER  D IE  1. ÄN DE RUNG  DE S B EB A UUNG S PL A NE S NR. 1 FÜR  DAS  G EB IET  „AM 
HO FTE ICH “ IN SIE V ERS HA G EN  
G EM ÄS S  P A R. 1 0  B A UG B I. V E RB . MIT §  8 6 L BAU O  M-V   
 
A ufgr un d  d es   § 1 0  d es  B au ge setzb uch es  ( Ba uG B )  in  de r Fa ssun g d e r B eka nn tm ach u ng  vom  23 .0 9.2 00 4 ( BG B l. I 
S . 2 4 14 ) zu letzt g eä nd er t du rch  G ese tz vom  20 .11 .20 14  (B G Bl. I S . 17 4 8), so wie  n ach  de r L a nd esb au or dn un g 
Me ckle nb urg -V o rpo mm er n (L Ba uO  M-V ) in d er Fa ssun g  de r B e kan ntm ach un g vom  1 8. Ap ril 2 00 6  ( G VO Bl . M- V S . 
1 02  ), zu le tzt  ge ä nd ert  d urch   Artik el 2 d es  G ese tzes  vo m  20 . Ma i 2 01 1  (G V O BI. M- V S. 3 2 3),  w ir d  na ch  
B esch lussfa ssun g  d ur ch  d ie  G e me ind e vertre tun g  de r G em ein de  Up ah l  a m…………………………… ..fo lge nd e 
S atzun g  ü be r d ie  1 . Än d er un g de s B eb au un gsp la ne s N r. 1  für  d as Ge b iet „am  Ho fteich “ in Sieve rsha g en , b esteh en d 
a us d er  P la nze ich nu ng  ( Teil  A ), d em  T ext ( Teil  B ) un d de n Ör tlich en  B au vor schr ifte n üb er  d ie  ä uße re  G es ta ltun g 
b au liche r A nlag en , e rla sse n.     
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TEIL B – TEXT 
 

zur Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 für das Gebiet „Am 
Hofteich“ der Gemeinde Sievershagen 
 
Im Teilbereich 1 der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 werden die 
planungsrechtlichen Festsetzungen und die örtlichen Bauvorschriften über die äußere 
Gestaltung baulicher Anlagen geändert. Im Teilbereich 2 der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1 werden nur die örtlichen Bauvorschriften über die äußere 
Gestaltung baulicher Anlagen geändert. Diese sind dann im gesamten Plangeltungsbereich 
der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 einheitlich. 
 
I.  PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (TEILBEREICH 1) 
 

Für den Teilbereich 1 der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 für das Gebiet „Am 
Hofteich“ der Gemeinde Sievershagen werden von dem Bebauungsplan Nr. 1 
abweichende planungsrechtliche Festsetzungen getroffen. Die planungsrechtlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 1 gelten somit nicht länger für den 
Teilbereich 1 der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1. Für den Teilbereich 2 der 1. 
Änderung des Bebauungsplanes gelten weiterhin die planungsrechtlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 1. 

 
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

1.1 Innerhalb der nach § 2 BauNVO festgesetzten Kleinsiedlungsgebiete sind allgemein 
zulässig: 

 Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäude mit entsprechenden Nutzgärten, 
landwirtschaftliche Nebenerwerbsstellen und Gartenbaubetriebe, 

 die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und 
Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe. 

 
1.2 Innerhalb der nach § 2 BauNVO festgesetzten Kleinsiedlungsgebiete sind 

ausnahmsweise zulässig: 
 sonstige Wohnung mit nicht mehr als zwei Wohnungen, 
 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 

Zwecke, 
 nicht störende Gewerbebetriebe. 

 
1.3 Die nach § 2 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Tankstellen sind 

innerhalb der nach § 2 BauNVO festgesetzten Kleinsiedlungsgebiete gem. § 1 Abs. 6 
Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und somit nicht zulässig. 

 
1.   ALLGEMEINE WOHNGEBIETE  

(§ 4 BauNVO) 

In dem Allgemeinen Wohngebiet sind die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nach 
§ 4 Abs. 3 BauNVO 
Nr. 3 – Anlagen für Verwaltungen, 
Nr. 4 – Gartenbaubetriebe und 
Nr. 5 – Tankstellen  
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gemäß § 1 Abs. 6 Ziffer 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und somit 
ausgeschlossen. 
 

2. MAß DER BAULICHEN NUTZUNG 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 18 BauNVO) 
 

2.1 Innerhalb der Kleinsiedlungsgebiete des Allgemeinen Wohngebietes gilt die 
Grundflächenzahl 0,2 entsprechend § 17 BauNVO. 

 
2.2 Innerhalb der Kleinsiedlungsgebiete des Allgemeinen Wohngebietes beträgt die 

maximal zulässige Traufhöhe THmax 4,50 m über dem Bezugspunkt. Die Traufhöhe ist 
der Schnittpunkt der verlängerten Außenwand mit der Dachaußenhaut der Dachfläche. 

 
2.3 Innerhalb der Kleinsiedlungsgebiete des Allgemeinen Wohngebietes beträgt die 

maximal zulässige Oberkante OKmax 9,00 m über dem Bezugspunkt. Die Oberkante ist 
der höchste Punkt des Gebäudes. Bei allen Dachformen mit Dachfirst, gilt der Dachfirst 
als Oberkante. 
 

3. BAUWEISE, ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 
 

3.1 Innerhalb der Kleinsiedlungsgebiete des Allgemeinen Wohngebietes gilt die offene 
Bauweise. 

 
3.2 Die überbaubaren Grundstücksflächen innerhalb der Kleinsiedlungsgebiete des 

Allgemeinen Wohngebietes sind durch Baugrenzen in der Planzeichnung festgesetzt. 
 
3.3 Innerhalb der festgesetzten Kleinsiedlungsgebiete des Allgemeinen Wohngebietes sind 

ausschließlich Einzel- und Doppelhäuser zulässig. 
 

 
4. FLÄCHEN FÜR NEBENANLAGEN UND STELLPLÄTZE 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB) 
 

4.1  Innerhalb der Kleinsiedlungsgebiete des Allgemeinen Wohngebietes sind Garagen, 
Stellplätze und überdachte Stellplätze nach § 12 BauNVO ausschließlich innerhalb 
sowie seitlich der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Garagen, Stellplätze 
und überdachte Stellplätze sind sowohl hinter der von der Straße zu beurteilenden 
hinteren Baugrenze als auch vor der von der Straße zu beurteilenden vorderen 
Baugrenze unzulässig. 

4.2 Innerhalb der Kleinsiedlungsgebiete des Allgemeinen Wohngebietes sind 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowohl innerhalb als auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfläche, außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 
jedoch nur im rückwärtigen Grundstücksbereich, hinter der von der Straße zu 
beurteilenden hinteren Baugrenze, zulässig. 

4.3 Zum Schutz der gemäß § 18 NatSchAG M-V geschützten Einzelbäume sind 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO nur außerhalb des Wurzelbereiches der 
geschützten Bäume zulässig. 
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5. GRÜNFLÄCHEN 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Die im Geltungsbereich des Teilbereiches 1 festgesetzten privaten Grünflächen mit der 
Zweckbestimmung „Gartenland“ sind als gärtnerisch genutzte Flächen zu entwickeln. 

6. ANPFLANZUNGEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 
 
Innerhalb der nach § 9 (1) 25a BauGB festgesetzten Fläche am südlichen Rand des 
Teilbereiches 1 zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen ist die Herstellung einer 5 m tiefen Hecke vorgesehen. Es sind 
einheimische und standortgerechte Sträucher zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 

 
7. BINDUNGEN FÜR BEPFLANZUNGEN FÜR DIE ERHALTUNG VON GEHÖLZEN  

(gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 
 
Die In der Planzeichnung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB festgesetzten Gehölze 
sind dauerhaft zu erhalten. Gehölzausfälle sind mit heimischen und standortgerechten 
Gehölzen nachzupflanzen. 
 

8. HÖHENLAGE 
(§ 9 Abs. 3 BauGB) 
 

8.1 Innerhalb der Kleinsiedlungsgebiete des Allgemeinen Wohngebietes gelten für die 
einzelnen Grundstücke die in der Planzeichnung festgesetzten Höhenbezugspunkte. 
Für Grundstücke, für die kein Höhenbezugspunkt festgesetzt ist, gilt die mittlere Höhe 
der Oberkante der dem Grundstück zugeordneten nächstgelegenen 
Fahrbahnoberfläche als Bezugspunkt. 

 
8.2 In allen Baugebieten darf der Erdgeschossfußboden nicht unter der Geländehöhe dem 

Bezugspunkt liegen. 
 
 

II.  ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN ÜBER DIE ÄUßERE GESTALTUNG BAULICHER 
ANLAGEN (FÜR TEILBEREICH 1 UND TEILBEREICH 2) 

 (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 LBauO) 
 

Im Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 (Teilbereiche 1 und 
2) werden von der Satzung über die 1. Änderung der Satzung zur Ortsgestaltung der 
Gemeinde Hanshagen für die Ortsteile Hanshagen, Sievershagen und Blieschendorf 
abweichende Festsetzungen getroffen. Die Festsetzungen der 1. Änderung der 
Ortsgestaltungssatzung gelten nicht für die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1. 

Im Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes sind die nachfolgend 
getroffenen Festsetzungen maßgebend.  

 
1. DÄCHER 

 
1.1 Für Hauptgebäude sind Satteldächer, Krüppelwalmdächer, Halbwalmdächer und 

Walmdächer mit einem symmetrischen Neigungswinkel der Hauptdachfläche von 25° 
bis 60° zulässig. 
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1.2 Der Traufgiebel darf die Firsthöhe des Gebäudes nicht überschreiten. Traufgiebel sind 
durch Satteldächer mit einer Dachneigung von mindestens 35° in das Gefüge des 
Haupthauses einzupassen.  

1.3 Abweichend davon sind für Betriebsgebäude flache Sattel- und Pultdächer sowie 
Flachdächer mit einer Dachneigung von mindestens 15° zulässig. Es sind nur 
Flachdachziegel oder metallische Dacheindeckungen aus beschichteten Blechen 
zulässig. 

1.4 Die Dächer der Hauptgebäude sind mit Reet oder glasierten, unglasierten, glänzenden 
oder reflektierenden Dachziegeln oder Dachsteinen entsprechend rotorangen bis roten 
Farbtönen der Übersichtskarte RAL – K 1 Farbregister RAL 840 HR Nr. 2000 - 2004, 
3000 - 3011, 3013, 3016, 3020, 3027 bzw. entsprechend den grau bis schwarzgrauen 
Farbtönen der RAL-Farben Nr. 7010 - 7022, 7024,7026, und 7043 einzudecken. 
Zwischentöne der angegebenen Farben sind zulässig. 

 
1.5 Gauben dürfen eine maximale Breite von 3/4 der Dachlänge nicht überschreiten. Es ist 

nur eine Gaubenform in jeweils gleicher Ausführung auf dem Dach zulässig.  

1.6 Für Garagen, überdachte Stellplätze und Nebengebäude gelten die Festsetzungen zur 
Dachneigung und Dacheindeckung nicht. Glänzende, glasierte und reflektierende 
Deckungsmaterialien sind ausgeschlossen.  

 
1.7 Bei geneigter Dachfläche sind die Elemente für Solaranlagen und Photovoltaikanlagen 

in derselben Dachneigung anzubringen wie für das Hauptdach des Hauptgebäudes 
bzw. des Nebengebäudes. Aufgeständerte Solaranlagen und Photovoltaikanlagen sind 
auf dem Grundstück unzulässig; Photovoltaikanlagen sind nur am Gebäude und auf 
dem Dach zulässig. 
 

2. FASSADEN 
 

2.1 Die Fassaden der Hauptbaukörper sind in Putz entsprechend den weißen Farbtönen 
der Übersichtskarte RAL – K 1 Farbregister RAL 840 HR Nr. 9001 – 9003, 9010, 9018 
und 1013 und entsprechend den gelben Farbtönen der Übersichtskarte RAL – K 1 
Farbregister RAL 840 HR Nr. 1013 und 1015 oder in ziegelrotem Sichtmauerwerk 
entsprechend den rötlichen Farbtönen der Übersichtskarte RAL – K 1 Farbregister RAL 
840 HR Nr. 2002-2004, 2008-2010, 3000, 3002, 3005, 3009, 3011, 3013 und 3016 
oder in Fachwerk auszuführen. Zwischentöne der angegebenen Farben sind zulässig. 
Giebeldreiecke dürfen mit Holz verkleidet werden. 

 
2.2 Abweichend davon sind für Betriebsgebäude Außenwände aus Holz sowie mit 

profilierten Blechen entsprechend den grauen Farbtönen der Übersichtskarte RAL – 
K 1 Farbregister RAL 840 HR Nr. 7000 – 7005 und entsprechend den dunkelgrünen 
Farbtönen der Übersichtskarte RAL – K 1 Farbregister RAL 840 HR Nr. 6002 – 6005. 
Zwischentöne der angegebenen Farben sind zulässig. Glänzende und reflektierende 
Materialien sind unzulässig. 

 
3. FENSTER 

 
3.1 Fenster sind als stehende Rechteckformate oder quadratisch vorzusehen. Liegende 

Fensterformate  dürfen verwendet werden, wenn sie durch Pfosten in stehende 
Formate unterteilt werden. Für Giebeldreiecke sind abweichende Fensterformen 
zulässig. 
 

3.2 Stichbögen sind an der Oberseite der Öffnung zulässig. Der Stich darf maximal 15 % 
der Breite der Öffnung betragen. 
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4. EINFRIEDUNGEN 
 

4.1 Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen sind nur als Holzlattenzaun aus 
senkrecht stehenden Latten, als Zaun aus Metallstäben, als Feldstein- oder 
Ziegelmauer oder als freiwachsende/geschnittene Hecke aus einheimischen 
Laubgehölzen zulässig.  

 
4.2 Die Einfriedung mit Hecken darf eine Höhe von 1,50m, die Einfriedung mit Zäunen eine 

Höhe von 1,00m bezogen auf die Fahrbahnhöhe der zugehörigen 
Erschließungsstraße, nicht überschreiten. 

 
5. ABFALLBEHÄLTER 

5.1 Innerhalb des Geltungsbereiches sind Abfallbehälter auf dem eigenen Grundstück 
unterzubringen.  

 
5.2 Die Standorte von Abfallbehältern sowie für im Freien aufgestellte Behälter flüssiger 

oder gasförmiger Brennstoffe sind in allen Gebieten des Geltungsbereiches mit 
Verkleidungen oder durch Einfriedungen aus lebenden Hecken, Pergolen und 
Holzzäunen zu umschließen.  

 
5.3 Vorgärten dürfen nicht als Arbeits- oder Lagerflächen genutzt werden. 

 
6. WERBEANLAGEN 

6.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung bis zu 1 m² Ansichtsfläche zulässig. 
 
6.2 Werbeanlagen sind nur an den Außenwänden der Gebäude zulässig. 
 
6.3 Lichtwerbeanlagen dürfen keine Lichtbewegung oder Lichtwechsel zeigen. 

 
7. SONSTIGES 

 
7.1 Doppelgaragen sind in ihrer Höhe maßgleich auszuführen. 

7.2 Die Aufstellung von Photovoltaikanlagen als selbständige Anlagen außerhalb der 
Dach- und Wandflächen ist innerhalb des Geltungsbereiches unzulässig. 

 
8. ORDNUNGSWIDRIGKEITEN 
 

Ordnungswidrig nach § 84 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V sowie nach § 5 Abs. 3 
Kommunalverfassung M-V handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig ohne eine 
Ausnahmegenehmigung zu besitzen von den örtlichen Bauvorschriften II.1.-II.6. nach § 
86 LBauO M-V abweicht. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 84 Abs. 3 LBauO 
M-V mit einer Geldbuße geahndet werden. 

 
 

III. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN  
(§ 9 Abs. 6 BauGB) 

 
1. BAU- UND KULTURDENKMALE/ BODENDENKMALE 

 
Im Plangeltungsbereich sind derzeit keine Bau- und Bodendenkmale bekannt. 
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt 
werden, ist gemäß § 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern die zuständige Untere 
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Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum 
Eintreffen von Mitarbeitern des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege oder 
dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür der 
Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die 
den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang 
der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spätestens nach einer Woche. 
 
 

IV. HINWEISE  
 

1. ABFALL- UND KREISLAUFWIRTSCHAFT 

 
Sollten während der Erdarbeiten Auffälligkeiten, wie unnatürliche Verfärbungen bzw. 
Gerüche des Bodens auftreten, ist der Landkreis Nordwestmecklenburg als 
zuständige Behörde zu informieren. Der Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer 
nach § 15 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des 
belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Es wird weiterhin darauf hingewiesen, dass 
beim Rückbau vorhandener Anlagen darauf zu achten ist, dass weder Boden noch 
Bauschutt von rückzubauenden Gebäuden und Anlagen schadhaft belastet ist. 
 

2. BODENSCHUTZ 

 
Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein 
Grundstück sowie die weiteren in § 4 Abs. 3 und 6 des Bundesbodenschutzgesetzes 
genannten Personen sind verpflichtet konkrete Anhaltspunkte dafür, dass eine 
schädliche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, unverzüglich dem Landkreis 
Nordwestmecklenburg als zuständige Bodenschutzbehörde mitzuteilen. Diese Pflicht 
gilt bei Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen Einwirkungen auf 
den Boden und den Untergrund zusätzlich für die Bauherren und die von ihnen mit der 
Durchführung dieser Tätigkeiten Beauftragten, Schadensgutachter, Sachverständige 
und Untersuchungsstellen.  

Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, sind die Grundstückseigentümer in 
Grundlage von § 2 des Gesetzes zum Schutz des Bodens im Land Mecklenburg – 
Vorpommern [Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) M-V] verpflichtet, den unteren 
Bodenschutzbehörden der Landkreise und kreisfreien Städte hierüber Mitteilung zu 
machen.  

Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, 
welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderung des Bodens, 
Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden 
werden. 

 
3. MUNITIONSFUNDE 

 
Munitionsfunde sind nicht auszuschließen. Konkrete und aktuelle Angaben über die 
Kampfmittelbelastung (Kampfmittelbelastungsauskunft) für das Plangebiet sind 
gebührenpflichtig beim Munitionsbergungsdienst des Landesamtes für zentrale 
Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz M-V, Graf-York-Str. 
6, 19061 Schwerin, zu erhalten. Ein Auskunftsersuchen wird rechtzeitig vor Baubeginn 
empfohlen. 

Wer Kampfmittel entdeckt, in Besitz hat oder Kenntnis von Lagerstellen derartiger 
Mittel erhält, ist verpflichtet, dies unverzüglich der örtlichen Ordnungsbehörde 
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anzuzeigen. Außerhalb der Dienstzeiten sind der Munitionsbergungsdienst bzw. die 
Polizei zu informieren. 
 

4. ARTENSCHUTZRECHTLICHE BELANGE 
 
Gehölze 
Der Schnitt von Gehölzen darf gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) nur im Zeitraum zwischen 1. Oktober und 1. 
März durchgeführt werden. Ausnahmen können auf Antrag von der zuständigen 
Naturschutzbehörde zugelassen werden. Dazu ist vom Antragsteller ein gutachterlicher 
Nachweis zu führen, dass keine besonders geschützten Tierarten entgegen § 44 Abs. 
1 Bundesnaturschutzgesetz betroffen werden (z.B. Brutvögel, Fledermäuse). Zu 
beseitigende Bäume mit einem Stammdurchmesser von mehr als 40 cm sind vorher in 
jedem Fall gutachterlich auf Fledermäuse zu untersuchen. 

5. HINWEISE ZU VERSORGUNGSLEITUNGEN 
 

Im Plangebiet befinden sich Versorgungsleitungen der Medienträger. Diese dürfen 
ohne Zustimmung des Eigentümers nicht überbaut oder umverlegt werden. Es sind die 
üblichen Schutz- und Sicherheitsabstände einzuhalten. Konkrete Angaben machen die 
Versorgungsträger auf Anfrage. Im Bereich von Ver- und Entsorgungsleitungen sind 
bei der Ausführungsplanung und Bauausführung die Vorschriften der 
Versorgungsträger zum Schutz der Leitungen und Kabel zu beachten. 

6. AUFNAHME – UND SICHERUNGSPUNKTE DES LAGENETZES  
 

Aus dem Aufstellungsverfahren  des Bebauungsplanes Nr. 1 ist bekannt, dass sich im 
Plangebiet Aufnahme- und Sicherungspunkte des Lagenetzes befinden. Falls Punkte 
des Lagenetzes und Grenzpunkte der Flurstücksgrenzen von Baumaßnahmen berührt 
werden, sind diese durch geeignete Maßnahmen zu sichern. Bei Beschädigung oder 
Verlust der Punkte ist der Verursacher verpflichtet, sie auf eigene Kosten durch einen 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur oder durch das Kataster- und 
Vermessungsamt wieder herzustellen zu lassen. 
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Teil 1  Städtebaulicher Teil  

1. Bedeutung und langfristiges Planungskonzept der Gemeinde 

Der Ortsteil Sievershagen befindet sich ca. 3,2 km westlich der Ortslage Upahl. 
Upahl ist der namensgebende Hauptort der Gemeinde. Die Stadt 
Grevesmühlen nimmt die zentralörtlichen Funktionen für die Gemeinde Upahl 
wahr und befindet sich etwa 6 km entfernt. Die Gemeinde Upahl gehört zur 
Verwaltungsgemeinschaft Amt Grevesmühlen-Land mit Sitz in 23936 
Grevesmühlen, Rathausplatz 1. Seit 01.01.2011 gehören die drei Ortsteile der 
ehemaligen Gemeinde Hanshagen (Hanshagen, Sievershagen und 
Blieschendorf ) zur Gemeinde Upahl. Sievershagen war der flächengrößte Ort 
der ehemaligen Gemeinde Hanshagen. Die Bauernhäuser (z.T niederdeutsche 
Hallenhäuser) im zentralen Bereich der Ortslage - und vereinzelt in den 
Randbereichen - kennzeichnen Sievershagen als ehemaliges Bauerndorf. 
Entlang der Hauptstraße wird die Bebauung durch Landarbeiter- und 
Siedlerhäuser gekennzeichnet. Insgesamt sollen in Sievershagen die 
gewachsenen räumlichen Gliederungen und Strukturen weitgehend erhalten 
bleiben und eine Zersiedlung der Landschaft soll vermieden werden. 
Für den Ortsteil Sievershagen ist die bauliche Entwicklung vorrangig auf einen 
eng begrenzten Raum beschränkt. Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1 
erfolgt unter dem Gesichtspunkt der städtebaulich geordneten Abrundung der 
Ortslage. 
Neben der Erweiterung und Abrundung der Siedlungsfläche besteht das 
langfristige Ziel eine intakte Landschaft als Lebensraum für die eigene 
Bevölkerung sowie für die Entwicklung eines landschaftsverbundenen 
Fremdenverkehrs zu bewahren. 

2. Allgemeines 

2.1 Abgrenzung des Plangeltungsbereiches 

Der Plangeltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 
entspricht vollständig dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 1 und 
gliedert sich in zwei Teilbereiche. Der Teilbereich 1 der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1 wird im Süden durch die Hauptstraße, im Norden durch 
Randbereiche des Hofteiches bzw. Flächen für die Landwirtschaft und bebaute 
Grundstücke am Schmiedeweg/ Siedlerweg, im Osten durch das Grundstück 
des Bauernhofes, Hauptstraße Nr. 8 sowie zugehörige Grünflächen und im 
Südwesten durch die Grundstücksgrenze des Grundstücks der Hausnummern 
14a – 14f der Hauptstraße begrenzt. Im Teilbereich 1 der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1 werden die planungsrechtlichen Festsetzungen und die 
örtlichen Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
geändert. 
Der Geltungsbereich des Teilbereiches 2 der 1. Änderung entspricht den 
Grenzen des Ursprungsbebauungsplanes ohne den Teilbereich 1 der 1. 
Änderung. Eine Darstellung der Teilbereiche findet sich in Abbildung 1.  
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2.2 Kartengrundlage 

Als Kartengrundlage dient ein Lage- und Höhenplan mit der Bezugshöhe DHHN 
92 der Landgesellschaft M/V mbH vom 16.12.2014. 

2.3 Bestandteile des Bebauungsplanes 

Der vorliegende Bebauungsplan der Gemeinde Upahl besteht aus: 
 
 Teil A - Planzeichnung des Bebauungsplanes im Maßstab 1:500 mit der 

Zeichenerklärung und 
 Teil B -  Textliche Festsetzung zum Bebauungsplan sowie  
 der Verfahrensübersicht. 

 
Dem Bebauungsplan wird diese Begründung, in der Ziele, Zweck und 
wesentliche Auswirkungen des Planes dargelegt werden, beigefügt. Auf die 

Teilbereich 1 

Abbildung 1: Übersicht der Teilbereiche (Quelle: eigene Darstellung nach 
http://www.gaia-mv.de/gaia/gaia.php) 

Teilbereich 2 
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Erstellung eines Umweltberichtes wird verzichtet (s. 2.6 Aufstellungsverfahren 
nach § 13a BauGB). 

2.4 Rechtsgrundlagen 

Der Aufstellung der Satzung der Gemeinde Upahl über die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1 für das Gebiet „Am Hofteich“ in Sievershagen liegen 
folgende Rechtsgrundlagen zugrunde: 
 
 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 

September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 1748)  

 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 
(Baunutzungsverordnung – BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. Januar 1990 (BGBl. l 1990 S. 132), zuletzt geändert am 11. Juni 
2013 durch Artikel 2 des Gesetzes zur Stärkung der Innenentwicklung in 
des Städten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des 
Städtebaurechts (BGBl. l Nr. 29 vom 20.06.2013 S. 1548), 

 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung 
des Planinhaltes (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 1990) vom 18. 
Dezember 1990 (BGBl. I Nr. 3 vom 22.01.1991 S. 58), zuletzt geändert am 
22. Juli 2011 durch Artikel 2 des Gesetzes zur Förderung des 
Klimaschutzes in den Städten und Gemeinden (BGBl. I Nr. 39 vom 22. Juli 
2011 S. 1509), 

 Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. April 2006 (GVOBl. M-V S. 102), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Mai 2011 (GVOBl. 
M-V S. 323), 

 Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) 
vom 13. Juli 2011, verkündet als Artikel 1 des Gesetzes über die 
Kommunalverfassung und zur Änderung weiterer kommunalrechtlicher 
Vorschriften vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 777). 

 Denkmalschutzgesetz (DSchG M-V) vom 06.Januar 1998 (GVOBl. M-V 
1998, S. 12), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 12. Juli 
2010 (GVOBl. M-V S. 383, 392). 

 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz WHG) 
in der Neufassung des Artikels 1 des Gesetzes zur Neuregelung des 
Wasserrechts vom 31. Juli 2009 (BGBl. I. S. 2585); zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 15. November 2014 (BGBl. I S.1724). 

 Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (LWaG) vom 30. 
November 1992, GVOBl. M-V S. 669, zuletzt geändert durch Art. 4 des 
Gesetzes des Landes M-V zur Ergänzung und Ausführung des Bundes-
Bodenschutzgesetzes und Änderung anderer Gesetze vom 4. Juli 2011 
(GVOBl. M-V S. 759). 

 BNatSchG - Gesetz zur Neuregelung des Rechts des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege vom 29. Juli 2009 (BGBl. Teil I Nr. 51, S.2542), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 Absatz 100 des Gesetzes vom 7. August 
2013 (BGBl. I S. 3154). 

 NatSchAG M-V - Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur 
Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes 
(Naturschutzausführungsgesetz) vom 23. Februar 2010 (GVOBl. M-V S. 
66), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 12. Juli 2010 
(GVOBl. M-V S. 383, 395). 
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 Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur 
Sanierung von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz BBodSchG) vom 17. 
März 1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 5 Absatz 30 des 
Gesetzes vom 24. Februar 2012  (BGBl. I S. 212).  

 BBodSchV Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 12. Juli 
1999 (BGBl. I S. 1554), die zuletzt durch Artikel 5 Absatz 31 des Gesetzes 
vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212) geändert worden ist.  

 Gesetz über den Schutz des Bodens im Land Mecklenburg-Vorpommern 
(Landesbodenschutzgesetz – LBodSchG M-V) vom 4. Juli 2011 (GVOBl. 
M-V S. 759, 764). 

 KrWG Kreislaufwirtschaftsgesetz vom 24. Februar 2012 (BGBl. I. S 212). 
 AbfWG M-V - Abfallwirtschaftsgesetz für Mecklenburg-Vorpommern in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 15. Januar 1997, zuletzt geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 22.06.2012 (GVOBl. M-V S. 186, 187). 

2.5 Gründe für die Aufstellung des Bebauungsplanes 

Für die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 sind sowohl 
städtebauliche Entwicklungsabsichten als auch die Überarbeitung der örtlichen 
Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
ausschlaggebend. Die Entwicklungsabsichten für den Ortsteil Sievershagen 
haben sich im Vergleich zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungsplanes 
für den Teilbereich 1 der 1. Änderung des B-Planes wesentlich geändert. Die 
ursprünglich in diesem Bereich landwirtschaftlich genutzten baulichen Anlagen 
und befestigten Flächen wurden beseitigt. Das bisher verfolgte städtebauliche 
Konzept entspricht nicht mehr den heutigen Zielsetzungen. Die bisher stark 
verdichtete Bebauung soll durch eine aufgelockerte Bebauung in Form von 
Einzel- und Doppelhäusern ersetzt werden. Die Erschließungsanlagen wurden 
realisiert. 

Unter Berücksichtigung der Zielsetzungen im ländlichen Bereich ist die 
Bereitstellung von Grundstücken für eine Neubebauung vorgesehen. Die 
örtlichen Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen sollen 
auf ihre Umsetzbarkeit geprüft werden und den geänderten Anforderungen der 
Bauherren gerecht werden. 

Für den Teilbereich 1 sollen weiterhin die Planungsziele für den Randbereich 
neu formuliert werden. Auf die geplante Wegeführung wird verzichtet und die 
Zweckbestimmung der Grünflächen wird geändert. Hierbei sollen der bauliche 
und der planungsrechtliche Bestand in Einklang mit zukünftigen 
Entwicklungsabsichten gebracht werden.  
 
Im Teilbereich 2 der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 werden nur die 
örtlichen Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
geändert und im Vergleich zur Ortsgestaltungssatzung reduziert. Im Übrigen 
gelten die Festsetzungen des Ursprungsbebauungsplanes fort. 

2.6 Verfahrensdurchführung nach § 13a BauGB 

Die Gemeinde Upahl führt das Aufstellungsverfahren in Anwendung des § 13a 
BauGB als Verfahren der Innenentwicklung durch.  
 
Um das beschleunigte Verfahren der Innenentwicklung nach § 13a BauGB 
durchführen zu können, muss es sich bei der Planung um eine Maßnahme der 
Innenentwicklung handeln. Die Gemeinde Upahl sieht hier den Fall einer 
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anderen Maßnahme der Innenentwicklung als gegeben an. Andere 
Maßnahmen der Innenentwicklung sind alle die Maßnahmen der 
Innenentwicklung, die nicht der Wiedernutzbarmachung oder Nachverdichtung 
zuzuordnen sind. Das ist bei der Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 -
Teilbereich 1 der Fall.  
Das Planungsziel besteht darin, dass die bisher geplante und festgesetzte stark 
verdichtete Bebauung durch eine aufgelockerte Bebauung in Form von Einzel- 
und Doppelhäusern reduziert werden soll. Die innergemeindliche Fläche 
entlang des Schmiedeweges soll städtebaulich neu geordnet werden. Die 
vorhandene Umgebungsbebauung ist ebenso durch vorhandene Wohnnutzung 
mit Gartenbereichen geprägt. Mit der Planung erfolgt die Schließung der 
Raumkante durch eine straßenbegleitende Bebauung. 
 
Der Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB wird im 
beschleunigten Verfahren aufgestellt und somit gelten die Vorschriften des 
vereinfachten Verfahrens gemäß § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB.  
Es wird von der Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
abgesehen. Hierauf wurde in der ortsüblichen Bekanntmachung im Verfahren 
der Planaufstellung hingewiesen.  
 
Mit der Aufstellung des Planes wird die Art der baulichen Nutzung als 
Kleinsiedlungsgebiet (nunmehr als allgemeines Wohngebiet) festgelegt.  
Der Änderungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 2,9 ha. Die Verkehrsfläche 
innerhalb des Änderungsbereiches beträgt 2.972 m² und die Baufläche  
19.532 m². Die festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen (Flächen 
innerhalb von Baugrenzen) betragen 7.931 m² bei einer festgesetzten GRZ von 
0,2. Der Schwellenwert von 20.000 m² wird somit deutlich unterschritten und es 
kann auf eine gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 2 BauGB überschlägige Prüfung 
verzichtet werden und das Verfahren wird gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
geführt.  
Kumulierende Bebauungspläne der Innenentwicklung - die also in einem engen 
sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang stehen - sind nicht 
aufgestellt.  
Aufgrund der Lage und Größe des Plangebietes sind keine erheblichen 
Umweltauswirkungen zu erwarten. Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes 
ist gesichert. 
 
Eingriffe sind in Bebauungsplänen, die den Anforderungen des § 13a Abs. 1 
Nr.1 BauGB genügen, zulässig. Eine Ermittlung des Eingriffes auf den 
Naturhaushalt und die Darstellung entsprechender Ausgleichsmaßnahmen wird 
daher nicht vorgenommen. 
Die Belange des § 44 des Bundesnaturschutzgesetzes sind im 
Siedlungsbereich zu beachten. Durch die geplante 1. Änderung des 
Bebauungsplanes sind keine darüber hinaus gehenden artenschutzrechtlichen 
Belange betroffen.  
Gemäß § 18 NatSchAG M-V geschützte Gehölze und ein Naturdenkmal sind im 
Änderungsbereich vorhanden. Diese werden beachtet und durch 
entsprechende Maßnahmen geschützt. 
Beeinträchtigungen des Erholungswertes und der Wohnfunktion des 
Planbereiches bzw. der Umgebung werden durch die Planaufstellung nicht 
erwartet.  
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Union bzw. 
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Vogelschutzgebiete im Sinne des BNatSchG sind durch das Vorhaben nicht 
betroffen. 
Kultur- und Sachgüter sind im Bereich des Bebauungsplanes derzeit nicht 
bekannt. Bisher sind keine Bodendenkmale innerhalb des Plangebietes 
bekannt.  
 
Durch die 1.Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 wird nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht die Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die einer Pflicht 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen. 
Insgesamt wird eingeschätzt, dass aus dem Vorhaben keine erheblichen 
Beeinträchtigungen der Umweltbelange resultieren. Aufgrund der Darlegungen 
ist der Nachweis erbracht, dass das Planverfahren gemäß § 13a BauGB 
anwendbar ist.  
 
Der rechtswirksame Flächennutzungsplan stellt für den Geltungsbereich der 1. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 ein Kleinsiedlungsgebiet sowie 
Grünflächen mit der Zweckbestimmung Park oder Spielplatz dar. 
Der Bebauungsplan ist nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt und 
somit ist der Flächennutzungsplan im Wege der Berichtigung anzupassen. Die 
geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes wird durch die 1. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 nicht beeinträchtigt. 

3. Einordnung in übergeordnete und örtliche Planungen 

3.1 Landesraumentwicklungsprogramm 

Das LREP MV formuliert Ziele und Grundsätze der Raumordnung und 
Landesplanung. Im Landesraumentwicklungsprogramm vom 30.05.2005 ist für 
den Bereich der Ortslage Sievershagen ein Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft 
festgelegt. In der Nähe befinden sich Trassen des großräumigen und 
überregionalen Straßennetzes. Weitere Festlegungen werden für den Bereich 
der Ortslage Sievershagen nicht getroffen. 
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3.2 Regionales Raumentwicklungsprogramm MW 

 

Das Regionale Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg untersetzt und 
konkretisiert die raumordnerischen und landesplanerischen Ziele und 
Grundsätze des LREP MV. 
Für den Bereich der Ortslage Sievershagen ist ein Vorbehaltsgebiet 
Landwirtschaft festgelegt. Gemäß 3.1.4 (1) RREP (nachträglich übernommen 
aus 3.1.4 (1) LREP) soll in den Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft 
(Landwirtschaftsräume) dem Erhalt und der Entwicklung landwirtschaftlicher 
Produktionsfaktoren und -stätten, auch in den vor- und nachgelagerten 
Bereichen, ein besonderes Gewicht beigemessen werden.  Dies ist bei der 
Abwägung mit anderen raumbedeutsamen Planungen, Maßnahmen und 
Vorhaben besonders zu berücksichtigen. Weiterhin sollen wegen der 
Bodengebundenheit der Landwirtschaft die Sicherung und Entwicklung 
landwirtschaftlicher Betriebe auch außerhalb der Vorbehaltsgebiete 
gewährleistet werden. Insbesondere soll ein Entzug landwirtschaftlicher 
Nutzflächen durch andere Raumnutzungen soweit als möglich vermieden 
werden, zumindest soll bei einem notwendigen Flächenentzug die betriebliche 
Existenz nicht gefährdet werden (vgl. 3.1.4 (2) RREP, nachträglich 
übernommen aus 3.1.4 (6) LREP). 

3.3 Gutachtliches Landschaftsprogramm Mecklenburg-Vorpommern 

Im Gutachtlichen Landschaftsprogramm Mecklenburg-Vorpommern werden 
folgende Darstellungen für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes und 
dessen Umfeld getroffen: 
 
 Analyse und Bewertung der Lebensraumfunktion für rastende und 

überwinternde Wat- und Wasservögel (Karte Ia; GLP):  
- keine Darstellung für den Geltungsbereich 
- im näheren Umfeld sind Gebiete mit besonderer Bedeutung für 

rastende Wat- und Wasservögel, genauer Nahrungsgebiete rastender 

Ortslage Sievershagen 

Abbildung 2: Ausschnitt aus dem RREP für den Bereich der Ortslage Sievershagen 
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Wasservogelarten, bevorzugt auf Agrarflächen (regelmäßig genutzte 
Nahrungsgebiete von Rastgebieten verschiedener Klassen) 

- Bewertung der Rastgebietsfunktionen mittel bis hoch (Bewertungsstufe 
2) 

 Analyse und Bewertung des Lebensraumpotentials auf der Grundlage von 
Strukturmerkmalen der Landschaft (Karte Ib; GLP): 
- keine Darstellung 

 Bodenpotential (Karte II; GLP): 
- Funktionsbereiche: Lehme/ Tieflehme (grundwasserbestimmt/ 

staunass; > 40% hydromorph) 
- Komplexe Bewertung der Bodenpotentiale (Bewertungsstufen): mittel 

bis hoch (2) 
 Wasserpotential (Karte III; GLP): 

- Grundwasser: Grundwasserneubildung Klasse 2: mittlere Bedeutung; 
Versickerung des Niederschlages durchschnittlich 10-15%; Nutzbares 
Grundwasserdargebot Klasse 4: sehr hohe Bedeutung [> 10.000m²/d] 

 Landschaftsbildpotential (Karte IV; GLP): 
- wertvolle Landschaftsbildelemente: markante Allee; mittlere bis hohe 

Bewertung 
 Schwerpunktbereiche zur Sicherung und Entwicklung ökologischer 

Funktionen (Karte V; GLP): 
- keine Darstellung 

 Ziele und Maßnahmen zur Erholungsvorsorge (Karte VI; GLP): 
- Infrastruktur Natur- und Landschaftserleben: Bereich mit guter 

Erschließung durch Wanderwege 
 Ziele der Raumentwicklung, Anforderungen an die Raumordnung (Karte 

VII; GLP): 
- keine Darstellung 

 Naturräumliche Gliederung (Karte VIII; GLP): 
- Charakteristik der Naturräume: Grundmoräne 

 
Da das Landschaftsrahmenprogramm M-V das komplette Bundesland darstellt, 
ist die parzellenscharfe Bewertung einzelner Teilflächen nur bedingt möglich. 
Gemäß den Textkarten des GLP M-V ist vor allem das Rastgebiet für Vögel zu 
beachten. Hierbei handelt es sich nicht um ein internationales Vogelschutz-
Schutzgebiet. Dieses Rastgebiet liegt südöstlich des Ortsteiles Sievershagen. 
Eine Beeinträchtigung durch die vorliegende Bebauungsplanänderung ist nicht 
begründet. Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung betrachtet bereits 
beplante Flächen innerhalb der bebauten Ortslage. Eine bauliche Vorprägung 
ist (für den Teilbereich 1 in untergeordnetem Maße) innerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes vorhanden. Demnach ist nicht davon 
auszugehen, dass durch die vorliegende Bebauungsplanänderung Störungen 
ausgehen, die eine Unzulässigkeit/Unvereinbarkeit mit den Schutzzielen dieses 
Rastgebietes begründen würden. Darüber hinaus sind auch die in den 
Textkarten dargestellten Landschaftsbildelemente sowie die Infrastruktur des 
Natur und Landschaftserlebens durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 1 der Gemeinde Upahl nicht beeinträchtigt. Die in den Textkarten 
dargestellte Allee sowie vorhandene Wanderwege stehen in keinem 
Zusammenhang mit der vorliegenden Bebauungsplanänderung. 
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3.4 Gutachtlicher Landschaftsrahmenplan Westmecklenburg 

In den Karten des Gutachtlichen Landschaftsrahmenplanes Westmecklenburg 
werden keine Festlegungen für den Bereich der Ortslage Sievershagen der 
Gemeinde Upahl dargestellt. 

3.5 Flächennutzungsplan 

Für den Bereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 werden im 
wirksamen Flächennutzungsplan der ehemaligen Gemeinde Hanshagen 
maßgeblich Kleinsiedlungsgebiete (WS) sowie Grünflächen mit der 
Zweckbestimmung Park oder Spielplatz dargestellt.  Die heutige Gemeinde 
Upahl entstand durch Fusion der Gemeinden Upahl und Hanshagen; für die 
ehemaligen Gemeinden bestehen jeweils Flächennutzungspläne, die als 
Teilflächennutzungspläne fortgelten. 
Weiterhin werden im Flächennutzungsplan innerhalb des Teilbereiches 1 der 1. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 ein Altlastenstandort sowie ein 
Naturdenkmal dargestellt. Das Naturdenkmal wird in den weiteren 
Planunterlagen beachtet. Der Altlastenstandort hat sich im Planverfahren nicht 
bestätigt. 
Östlich des Hofteiches weichen die Ziele der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1 von der Darstellung des Flächennutzungsplanes ab. 
Hier ist eine Wohnbebauung vorgesehen; im Flächennutzungsplan wird jedoch 
eine Grünfläche mit der Zweckbestimmung Spielplatz dargestellt.  
Im Rahmen des Planverfahrens hat der Landkreis Nordwestmecklenburg 
erhebliche Bedenken gegen die Festsetzung eines Kleinsiedlungsgebietes 
vorgetragen. Die Gemeinde folgt den Bedenken und weist für den Teilbereich 1 
der 1. Änderung ein allgemeines Wohngebiet aus. Die Festsetzung eines 
Kleinsiedlungsgebietes setzt die Zulässigkeit von Kleinsiedlungen einschließlich 
Wohngebäuden mit Nutzgärten und landwirtschaftlichen Nebenerwerbsstellen 
als Hauptnutzungen voraus und diese Nutzungen müssen auch realisiert 
werden sonst droht die Funktionslosigkeit des Kleinsiedlungsgebietes. Die 
Ausweisung eines allgemeinen Wohngebietes entspricht der tatsächlichen 
Entwicklung der Gemeinde. Eine Änderung des Flächennutzungsplanes im 
Parallelverfahren für diesen Bereich ist nicht erforderlich, da gem. § 13a Abs. 2 
Nr. 2 BauGB der Flächennutzungsplan im Wege der Berichtigung anzupassen 
ist. Die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes ist 
dadurch nicht beeinträchtigt.  
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Abbildung 3: Ausschnitt (nachträglich koloriert) aus dem 
Flächennutzungsplan der ehemaligen Gemeinde Hanshagen 

3.6 Landschaftsplan 

Ein Landschaftsplan für das Gebiet der Gemeinde Upahl ist nicht vorhanden. 

4. Städtebauliche Bestandsaufnahme 

4.1 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

Die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 1 wurde von der ehemaligen 
Gemeinde Hanshagen am 07.02.1996 als Satzung beschlossen und ist am 
19.07.1996 in Kraft getreten.  
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Abbildung 4: Auszug aus dem Bebauungsplan Nr. 1 mit 
Abgrenzung des Teilbereiches 1 der 1. Änderung 
(nachträglich koloriert) 

Im Bebauungsplan Nr. 1 ist ein Kleinsiedlungsgebiet gem. § 2 BauNVO 
festgesetzt (siehe Abbildung 4). Einzelne Flächen wurden als Grünflächen 
festgesetzt. 
Nordöstlich der Erschließungsstraße wurde eine Fläche für Gemeinbedarf 
sowie weitere Flächen für Gemeinschaftsstellplätze vorgesehen. Der 
Gebäudebestand in diesem Bereich, welcher durch den Bebauungsplan Nr. 1 
gesichert wurde, ist nicht mehr existent.  
Im südlichen Bereich sind die damals bereits vorhandenen Gebäude ebenfalls 
durch entsprechende Festsetzungen gesichert worden. Dieser 
Gebäudebestand ist gegenwärtig noch vorhanden. Die Festsetzungen 
hinsichtlich der Gemeinschaftsstellplätze und der Umgrenzung von Flächen 
zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind 
nunmehr obsolet. Auf diesen Flächen soll zukünftig eine Wohnbebauung mit 
Grünflächen im rückwärtigen Bereich erfolgen. 
Der westliche Bereich des Teilbereiches 1 der Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 1 ist als Kleinsiedlungsgebiet ausgewiesen. An der Geltungsbereichsgrenze 
ist ein Fußweg, mit anschließenden Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft sowie Flächen mit 
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Bindungen für Baumpflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern festgesetzt. 
Nördlich daran anschließend befindet sich der Hofteich, dieser  wird auf Grund 
des fehlenden Planungserfordernisses nicht in den Geltungsbereich 
einbezogen. Gegenüber dem Hofteich ist eine Grünanlage mit der 
Zweckbestimmung Spielplatz festgesetzt worden. 

4.2 Naturräumlicher Bestand; Schutzgebiete und Schutzobjekte 

Der naturräumliche Bestand ist im Bestandsplan dargestellt. Der Bestandsplan 
ist Bestandteil der Entwurfsunterlagen. Die Inhalte der Bestandssituation sind 
darin dokumentiert. Östlich der vorhandenen Erschließungsstraße ist eine 
Brache (OBD) mit Spontan- und Ruderalvegetation im Übergang zu einer 
degradierten Glatthafer- Wiese (GIM) ausgebildet, wobei sich der Übergang in 
Süd-Nord-Richtung vollzieht. Am östlichen Rand des Plangebiets, angrenzend 
zu großflächigen Hausgärten mit Großbäumen (PGB), haben sich 
Siedlungsgebüsche (PHX) aus einheimischen Arten vorwiegend Brombeere 
(Bromus spec. aggr.) und Schwarzem Holunder (Sambucus nigra) etabliert. 
Außerdem sind angepflanzte Obstgehölze vorhanden, die zu den 
Siedlungsgehölzen aus heimischen Baumarten gezählt werden können (PWX). 
Daran anschließend im Norden verläuft an der östlichen Plangebietsgrenze 
eine Rotbuchenhecke, welche zu dem Biotoptyp PHZ gehört. Ein Weg ist in 
diesem Bereich nicht vorhanden, nur neben dem ersten Grundstück an der 
Straße wurde ein etwa 2 m breiter Streifen zum Betreten gemäht. Hinsichtlich 
der auf dem Nachbargrundstück liegenden Hecken wird empfohlen, bei der 
Parzellierung der Grundstücke entsprechende Regelungen zur Pflege der 
vorhandenen Hecken zu treffen. 
Im nördlichsten Bereich ist zwischen bebauten Grundstücken eine kleine Weide 
eingezäunt. Es handelt sich um artenarmes Grünland (GIM) mit niedrigem- 
mittlerem Weidedruck, da zum Zeitpunkt der Ortsbegehung nur ein Jungrind 
weidete. Die Erschließungsstraße (OVL) im Nordwesten führt am Hofteich 
vorbei. Der Teich ist sehr naturnah ausgebildet mit Wasservegetation, 
Uferröhricht und begleitenden Gehölzen, weshalb er als naturnahes 
nährstoffreiches Stillgewässer (SE) angesprochen wird. Er dient als 
Löschwasserentnahmestelle. Neben dem Hofteich sind ein Spielplatz (PZS) 
und Zierrasenflächen (PER) vorhanden. 
Im Südwesten des Plangebiets befindet sich zwischen Einzelgehöften (ODE) 
eine größere Koppel (GIM), auf der sich zur Zeit der Kartierung keine 
Weidetiere befanden. Sie wies dementsprechend Bracheerscheinungen z. B. 
gehäufte Vorkommen von Weideunkräutern wie Rainfarn, Distel oder Ampfer 
auf. Die Kräuter und Stauden nehmen aber einen Anteil weniger 50 % ein.  Um 
die Koppel schließen sich Nutzgärten (PGN) mit zugehörigen Gehölzen (PWX), 
ein Volleyballplatz (PZO) sowie eine alte, solitär stehende Winter- Linde (Tilia 
cordata - BBA) an. 
Der südliche Teil des Plangebiets ist durch diverse Nutzungen bzw. Strukturen 
geprägt: dörflich geprägte Wohn- und Nebengebäude wie Schuppen oder 
Garagen (ODE), gärtnerische Strukturen (Zierhecke = PHW, Beet mit Gemüse 
und Zierstauden = PEB, Zierrasen = PER) und Gehölzbestände. Es gibt sowohl 
nicht einheimische Ziergehölze aus Lebensbäumen oder Scheinzypressen 
(PHW), Nadelbäume (Gemeine Fichten - BBA) als auch jüngere und ältere 
Laubbäume z.B. Berg- Ahorn oder Linde (BBJ oder BBA). Die Einzelbäume mit 
einem Stammumfang von mind. 100 cm in 1,30 m Höhe über dem Erdboden 
sind nach § 18 NatSchAG M-V gesetzlich geschützt. 
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Im südwestlichen Teil des Plangebietes auf dem Flurstück 5/1, Flur 1, 
Gemarkung Sievershagen, befindet sich eine solitär stehende Winter- Linde 
(Tilia cordata – BBA), die rechtsgültig als Naturdenkmal ausgewiesen ist.  
Im Plangebiet befinden sich verschiedene nach § 18 
Naturschutzausführungsgesetz MV geschützte Bäume. Die Mehrheit der 
geschützten Bäume ist zum Erhalt festgesetzt. Für die in der Planzeichnung als 
entfallend dargestellte geschützte Weide ist ein entsprechender Antrag auf 
Ausnahme vom Baumschutz zu stellen. 
 
Aufgrund der anthropogenen Vorprägung des Gebietes wurde eine 
Baugrunduntersuchung durchgeführt. Der Bericht vom Ingenieurbüro für 
Baugrund und Grundbau Palasis liegt mit Datum vom Januar 2015 vor. 
Zusammenfassend kommt das Baugrundgutachten zu folgendem Ergebnis: 
 
„Hinweise auf konkrete Schadstoffeinträge durch gewerbliche Nutzung oder 
größermächtige Ablagerungen von Fremdstoffen konnten nicht festgestellt 
werden; die Aufschüttungen geben sich organoleptisch weitgehend unauffällig. 
Eine unmittelbare oder mittelbare Gefahr geht von den Aufschüttungen nicht 
aus.“ 
 
„Die gewachsenen mineralischen Geschiebelehm/mergelböden (und vereinzelt 
vorhandenen sandigen Einlagerungen) weisen für die vorgesehene 
Erschließung und Bebauung des Baugebietes generell ausreichende 
Tragfähigkeiten auf. […] Gegen die vorgesehene Wohnbebauung im Baugebiet 
bestehen baugrundtechnisch generell keine Bedenken. […] Eine Unterkellerung 
von Gebäuden ist im Baugebiet generell möglich.“ 
 
„Der Untergrund im Bebauungsgebiet wird deutlich dominiert von bindigen 
Geschiebeböden dominiert, die stark wasserstauend sind und keine 
ausreichenden Durchlässigkeiten aufweisen. Die anstehenden Böden sind nicht 
in der Lage, anfallendes Regenwasser zeitnah und ohne Zwischenspeicherung 
zu versickern. […] Das Versickerungspotential des Untergrundes im B-
Plangebiet Nr. 1 ist somit zusammenfassend als gering einzustufen.“ 
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Abbildung 5: internationale und nationale Schutzgebiete in der Umgebung der Ortslage 
Sievershagen (Quelle: eigene Darstellung nach https://www.umweltkarten.mv-
regierung.de/atlas/script/index.php) 

Geltungsbereich der 
1. Änderung des B-Planes 
Nr. 1 der Gemeinde Upahl 

FFH-Gebiet „Stepenitz-, 
Radegast- und Maurinetal 
mit Zuflüssen“ 

SPA-Gebiet „Stepenitz-
Poischower Mühlenbach-
Radegast-Maurine“ 

 

Die nahegelegensten internationalen Schutzgebiete sind: 
 SPA-Gebiet „Stepenitz-Poischower Mühlenbach-Radegast-Maurine“ 

(Nummer des Gebietes: DE 2233-401) und das 
 FFH-Gebiet „Stepenitz-, Radegast- und Maurinetal mit Zuflüssen“ (EU-

Nummer: DE 2132-303). 
Beide Schutzgebiete befinden sich in über 1 km Entfernung zum Plangebiet (s. 
Abb. 2). Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der Natura 2000-Gebiete 
können auf Grund der Entfernung ausgeschlossen werden. 

5. Planungsziele 

5.1 Planungsziel 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 wird nach Zusammenschluss der 
ehemaligen Gemeinde Hanshagen mit der Gemeinde Upahl nun durch die neue 
Gemeinde Upahl durchgeführt. Es ist beabsichtigt, die Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1 in 2 Teilbereiche zu gliedern. Für den Teilbereich 1 
werden die planungsrechtlichen Festsetzungen und die örtlichen 
Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen geändert. Im 
Teilbereich 2 der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 werden nur die 
örtlichen Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
geändert. Im Übrigen gelten die Festsetzungen des 
Ursprungsbebauungsplanes fort. 
 
Die örtlichen Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen im 
Plangeltungsbereich wurden gegenüber den Regelungen der 
Ortsgestaltungssatzung reduziert. Die örtlichen Bauvorschriften über die äußere 
Gestaltung baulicher Anlagen sind dann im gesamten Plangeltungsbereich der 
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1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 einheitlich. Darüber hinaus ist 
beabsichtigt, langfristig auch die derzeit geltende Ortsgestaltungssatzung zu 
überarbeiten.  
 
Für den Teilbereich 1 sollen die bestehenden Festsetzungen geändert werden, 
um einen attraktiven Wohnstandort entsprechend den Entwicklungsabsichten 
der Gemeinde planungsrechtlich vorzubereiten. Die bisher geplante und 
festgesetzte  stark verdichtete Bebauung soll durch eine aufgelockerte 
Bebauung in Form von Einzel- und Doppelhäusern reduziert werden. Die Art 
der baulichen Nutzung als Kleinsiedlungsgebiet WS sollte erhalten bleiben. In 
diesem Punkt sah die Gemeinde keinen Handlungsbedarf. 
Im Rahmen des Planverfahrens hat der Landkreis Nordwestmecklenburg 
erhebliche Bedenken gegen die Festsetzung eines Kleinsiedlungsgebietes 
vorgetragen. Die Gemeinde folgt den Bedenken und weist für den Teilbereich 1 
der 1. Änderung ein allgemeines Wohngebiet aus. Die Festsetzung eines 
Kleinsiedlungsgebietes setzt die Zulässigkeit von Kleinsiedlungen einschließlich 
Wohngebäuden mit Nutzgärten und landwirtschaftlichen Nebenerwerbsstellen 
als Hauptnutzungen voraus und diese Nutzungen müssen auch realisiert 
werden sonst droht die Funktionslosigkeit des Kleinsiedlungsgebietes. Das 
Wohnen auf großen Grundstücken mit Nutzgärten zur Eigenversorgung und 
Ergänzung des Einkommens ist aufgrund der niedrigen Preise und der 
universellen Verfügbarkeit der Lebensmittelt nicht mehr gegeben und entspricht 
nicht mehr dem heutigen Wohnverhalten. Das heutige Wohnverhalten ist 
geprägt durch ein gartenbezogenes Wohnen mit Bäumen, Büschen, 
Zierpflanzen, Rasenflächen und geringem Obst- und Gemüseanbau. Insofern 
ist die gartenbaumäßige Eigenversorgungsfunktion entfallen und der 
Gebietscharakter eines Kleinsiedlungsgebietes ist nicht mehr gegeben und 
somit auch nicht festsetzbar. 
Die Ausweisung eines allgemeinen Wohngebietes entspricht der tatsächlichen 
Entwicklung der Gemeinde und somit wird für den Teilbereich der 1. Änderung 
ein allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Die Änderung der Art der baulichen 
Nutzung für den Teilbereich 2 ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. Die 
Gemeinde nimmt die erheblichen Bedenken des Landkreises 
Nordwestmecklenburg unter dem Gesichtspunkt der Funktionslosigkeit der 
festgesetzten Art der baulichen Nutzung, insbesondere auf zu erteilende 
Baugenehmigungen im Geltungsbereich des Ursprungsplanes zum Anlass die 
Planungsziele zeitnah zu überprüfen. 
Die gestalterischen Festsetzungen sollen für den gesamten 
Plangeltungsbereich neu gefasst und im Vergleich zu den bestehenden 
Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 1 und zur Ortsgestaltungssatzung 
reduziert werden. Die Änderung der örtlichen Bauvorschriften über die 
Gestaltung baulicher Anlagen gilt sowohl für den Teilbereich 1 als auch für den 
Teilbereich 2.  
 
Für den Teilbereich 1 werden die Planungsziele für den Randbereich des 
Plangebietes der 1. Änderung neu formuliert und gesichert. Hierbei sollen der 
bauliche und der planungsrechtliche Bestand in Einklang mit zukünftigen 
Entwicklungsabsichten gebracht werden. Maßgeblich wird hierbei der Bereich 
des Hofteiches betrachtet. Der im Ursprungsplan vorgesehene Weg, welcher 
südlich, westlich und nördlich um den Hofteich herum verläuft, ist bisher nicht 
realisiert worden. 
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Im Plangeltungsbereich der 1. Änderung wird auf die bisherige Wegeführung 
verzichtet. Es ist beabsichtigt einen Weg um den Hofteich herum in der 
angrenzenden und verbleibenden Parkanlage zu realisieren. 
Für die Fläche südlich des Teiches sind Änderungen auf Grund des 
gegenwärtigen Bestandes erforderlich. Der Geltungsbereich wurde so gewählt, 
dass nördlich des realisierten Wohngebäudes eine öffentliche Grünfläche 
festgesetzt wird, auf der eine entsprechende Wegeverbindung hergestellt 
werden kann. Auf die lagegenaue Festsetzung des Weges wird verzichtet, da 
ein Weg auf öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbestimmung Park ohnehin 
planungsrechtlich zulässig ist. 
Die vorhandene Hecke entlang des Schmiedeweges soll erhalten werden, da 
sie sich naturräumlich gut in den vorhandenen Bestand einfügt und eine 
festgesetzte Ausgleichsmaßnahme des Ursprungsplanes darstellt. Daher sind 
diese Flächen mit entsprechenden Erhaltungsgeboten festgesetzt worden, auch 
wenn die Hecke selbst nicht gesetzlich geschützt ist. Die Zufahrten zu den 
geplanten Grundstücken können nördlich und südlich der bestehenden und zur 
Erhaltung festgesetzten Pflanzung geregelt werden. 

5.2 Städtebauliches Konzept 

Die Änderungen des Teilbereiches 2 beziehen sich lediglich auf gestalterische 
Festsetzungen. Daher wird hinsichtlich des städtebaulichen Konzeptes 
maßgeblich auf den Teilbereich 1 der vorliegenden Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1 eingegangen. 
Das städtebauliche Konzept für den Teilbereich 1 sieht im Wesentlichen eine 
straßenbegleitende Wohnbebauung vor. Der östliche Bereich des Teilbereiches 
1 ist demnach neu zu ordnen; die ursprünglichen Planungsziele einer 
verdichteten Bebauung werden nicht weiter verfolgt. Es ist eine Wohnbebauung 
mit Einzel- und Doppelhäusern vorgesehen. Die Baugrenzen wurden unter 
Berücksichtigung der Orientierung der Grundstücke so gewählt, dass eine 
möglichst hohe Variabilität der Gebäude bei gleichzeitig angemessener 
Freihaltung von grundstücksbezogenen Freiflächen gewährleistet wird. Um dem 
Charakter des Ortsbildes auch zukünftig zu entsprechen, sind rückwärtige 
Bereiche im Anschluss an die festgesetzten Kleinsiedlungsgebiete (nunmehr 
allgemeine Wohngebiete) als private Grünflächen vorgesehen.  
 
Die maximal zulässige Firsthöhe ist in der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 1 als absolute Höhe unter Bezug auf einen definierten Höhenbezugspunkt 
auf dem jeweiligen Baugrundstück festgesetzt. Für die bebauten Grundstücke 
im Teilbereich 1 gilt die Höhe der Erschließungsstraße (Schmiedeweg) als 
Höhenbezugspunkt. 
 
Die bereits im Bebauungsplan Nr. 1 vorgesehene Wegeführung um den 
Hofteich herum soll auch weiterhin verfolgt werden. Durch die Festsetzungen 
des Bebauungsplanes Nr. 1 ist die Herstellung des Weges westlich und nördlich 
des Teiches auch weiterhin gesichert. Für die Fläche südlich des Teiches sind 
Änderungen auf Grund des gegenwärtigen Bestandes erforderlich. Der 
Geltungsbereich wurde so gewählt, dass nördlich des realisierten 
Wohngebäudes eine öffentliche Grünfläche festgesetzt wird, auf der eine 
entsprechende Wegeverbindung hergestellt werden kann. Auf die lagegenaue 
Festsetzung des Weges wird verzichtet, da ein Weg auf öffentlichen 
Grünflächen mit der Zweckbestimmung Park ohnehin planungsrechtlich 
zulässig ist. Für die im Bebauungsplan Nr. 1 festgesetzten Wege östlich und 
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westlich des Teilbereiches 1 der 1. Änderung ergeben sich keine neuen 
Anforderungen. Diese werden daher nicht in den Geltungsbereich des 
Teilbereiches 1 der 1. Änderung einbezogen. 
 
Für beide Teilbereiche der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 werden die 
örtlichen Bauvorschriften über die äußere Gestaltung von baulichen Anlagen 
geändert festgesetzt. Die bisher geltenden gestalterischen Festsetzungen des 
Ursprungsplanes werden hierbei deutlich reduziert und an die 
Entwicklungsabsichten der Gemeinde angepasst. Die zukünftigen 
gestalterischen Festsetzungen bleiben hinter denen der Ortsgestaltungssatzung 
zurück. Die Ortsgestaltungssatzung, die langfristig ebenfalls geändert werden 
soll, findet hinsichtlich der Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb des 
Geltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 keine 
Anwendung. 

6. Inhalt des Bebauungsplanes 

Im Teilbereich 1 der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 werden die 
planungsrechtlichen Festsetzungen und die örtlichen Bauvorschriften über die 
äußere Gestaltung baulicher Anlagen geändert. Im Teilbereich 2 der 1. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 werden nur die örtlichen Bauvorschriften 
über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen geändert. Diese sind dann im 
gesamten Plangeltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 
einheitlich. 
In der nachstehenden Abbildung sind die Teilbereiche nochmals verdeutlicht. 
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6.1 Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 4 BauNVO) 

Die Art der baulichen Nutzung wurde entsprechend den Festsetzungen des 
Ursprungsplanes als Kleinsiedlungsgebiet festgesetzt. Im Rahmen des 
Planverfahrens hat der Landkreis Nordwestmecklenburg erhebliche Bedenken 
gegen die Festsetzung eines Kleinsiedlungsgebietes vorgetragen. Die 
Gemeinde folgt den Bedenken und weist für den Teilbereich 1 der 1. Änderung 
ein allgemeines Wohngebiet aus. 
 
In dem festgesetzten allgemeinen Wohngebiet sind nach § 4 Abs. 2 BauNVO 
allgemein zulässig: 
Nr. 1 – Wohngebäude, 
Nr. 2 – die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und 

Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe, 

Teilbereich 1 

Abbildung 6: Übersicht der Teilbereiche (Quelle: eigene Darstellung nach 
http://www.gaia-mv.de/gaia/gaia.php) 
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Nr. 3 – Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 
Darüber hinaus sind in dem festgesetzten allgemeinen Wohngebiet die nach § 
4 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2 ausnahmsweise zulässigen Nutzungen  
Nr. 1 – Betriebe des Beherbergungswesens, 
Nr. 2 – sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
auch ausnahmsweise zulässig. 
 
Zur Sicherung des vorhandenen Gebietscharakters und zur Verhinderung von 
Fehlentwicklungen sind die nach § 4 Abs. 3 Nr. 3 - 5 BauNVO ausnahmsweise 
zulässige Nutzungen  
Nr. 3 – Anlagen für Verwaltungen, 
Nr. 4 – Gartenbaubetriebe und 
Nr. 5 – Tankstellen  
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO) und somit 
ausgeschlossen. 
 
Die flächenintensiven Nutzungen wie Anlagen für Verwaltungen, 
Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind nicht geeignet innerhalb der 
überplanten Flächen aufgenommen zu werden. Von diesen Nutzungen können  
regelmäßig Störungen auf das Gebiet und die Umgebungsbebauung ausgehen 
Die Integration in die städtebauliche Gesamtsituation unter Berücksichtigung 
der vorhandenen Erschließungssituation sind die Gründe für den 
Nutzungsausschluss. 
Die allgemeine Zweckbestimmung des Baugebietes bleibt durch den 
Ausschluss der ohnehin nur ausnahmsweise zulässigen Nutzungsarten 
gewahrt. 

6.2 Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16-20 BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung wird für das Plangebiet im Wesentlichen durch 
die Festsetzung 
 der Grundflächenzahl (GRZ), 
 der maximalen Traufhöhe (THmax), 
 der maximalen Oberkante (OKmax). 

bestimmt. 
Die getroffenen Festsetzungen orientieren sich an dem vorhandenen Bestand 
und gewährleisten eine Berücksichtigung der vorhandenen städtebaulichen 
Situation unter Beachtung der derzeitigen Anforderungswünsche der Bauherren  
an den individuellen Eigenheimbau. 
 
Die Festsetzung der GRZ von 0,2 entsprechend dem Ursprungsplan wird 
beibehalten und entspricht im Wesentlichen auch der bereits realisierten 
Umgebungsbebauung.  
 
Die Festsetzung der Höhe der baulichen Anlagen basierte im Ursprungsplan 
auf der baufeldbezogenen Festsetzung der Traufhöhe über HN. Diese 
Festsetzung wird nicht beibehalten. Es erfolgt nunmehr eine 
grundstücksbezogenen Festsetzung der Höhe der baulichen Anlagen über 
einem festgelegten Bezugspunkt und die Bestimmung der maximal zulässigen 
Traufhöhe sowie der maximal zulässigen Gebäudehöhe als Rahmenvorgabe. 
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Für die Bestimmung des unteren Bezugspunktes wird hierzu folgende 
Festsetzung getroffen: 
 
„Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes gelten für die einzelnen Grundstücke 
die in der Planzeichnung festgesetzten Höhenbezugspunkte. Für Grundstücke, 
für die kein Höhenbezugspunkt festgesetzt ist, gilt die mittlere Höhe der 
Oberkante der dem Grundstück zugeordneten nächstgelegenen 
Fahrbahnoberfläche als Bezugspunkt.“ 

6.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO) 

Innerhalb des Plangebietes wird die gebietstypische offene Bauweise 
festgesetzt. Innerhalb des Plangebietes sind nur Einzel- und Doppelhäuser 
zulässig. Dies entspricht den städtebaulichen Planungszielen dieser 1. 
Änderung im Teilbereich 1. Die bisherigen Zielesetzungen einer verdichteten 
Bebauung werden nicht weiter verfolgt. 
 
Die Lage der Gebäude wird durch die überbaubaren Grundstücksflächen im 
gesamten Plangeltungsbereich durch die Festsetzung von Baugrenzen 
bestimmt. Die Baugrenzen werden so festgesetzt, dass für die Bauherrn noch 
ein Spielraum für die Lage der künftigen Gebäude und auch für den Zuschnitt 
der Grundstücke besteht. 
Die in der Planzeichnung festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen 
sollen zudem die Freihaltung von zur Straße orientierten Vorgartenbereichen 
sowie rückwärtiger Grundstücksbereiche sicherstellen.  

6.4 Flächen für Nebenanlagen und Stellplätze 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB, §§ 12, 14 BauNVO) 

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes sind Garagen, Stellplätze und 
überdachte Stellplätze nach § 12 BauNVO ausschließlich innerhalb sowie 
seitlich der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Garagen, Stellplätze 
und überdachte Stellplätze sind sowohl hinter der von der Straße zu 
beurteilenden hinteren Baugrenze als auch vor der von der Straße zu 
beurteilenden vorderen Baugrenze unzulässig. 
 
Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes sind Nebenanlagen im Sinne des § 
14 BauNVO sowohl innerhalb als auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche, außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche jedoch nur 
im rückwärtigen Grundstücksbereich, hinter der von der Straße zu 
beurteilenden hinteren Baugrenze, zulässig. 
 
Um positiven Einfluss auf die Gestaltung des Straßenraumes zu nehmen, 
werden im Vorgartenbereich Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Carports  
ausgeschlossen. Der Vorgartenbereich wird definiert als Flächen zwischen 
straßenseitiger Baugrenze und zugehöriger Straßenbegrenzungslinie.  
 
Der rückwärtige Bereich der Grundstücke ist für private Gärten und Grünflächen 
vorgesehen. Dies entspricht dem vorhandenen Charakter der 
Umgebungsbebauung und dieses Ziel soll im Änderungsbereich 1 auch weiter 
verfolgt werden. 
In den rückwärtigen Grundstücksbereichen sind Nebenanlagen i.S.d. § 14 
BauNVO allgemein zulässig. Hierbei gilt die Einschränkung, dass zum Schutz 
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der gemäß § 18 NatSchAG M-V geschützten Einzelbäume Nebenanlagen, nur 
außerhalb des Wurzelbereiches der geschützten Bäume zulässig sind. 
Garagen, Stellplätze und überdachte Stellplätze nach § 12 BauNVO sind 
außerhalb der rückwärtigen Baugrenze nicht zulässig. Diese Flächen sind für 
die Garten- und Erholungszonen vorgesehen. Eine Störung der Gartenbereiche 
durch die Zufahrten zu den Garagen, Stellplätzen und überdachten Stellplätzen 
und diese Anlagen selbst soll vermieden werden. 

6.5 Grünflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Die im Geltungsbereich des Teilbereiches 1 festgesetzten privaten Grünflächen 
mit der Zweckbestimmung „Gartenland“ sind als gärtnerisch genutzte Flächen 
zu entwickeln. 
 
Die Nutzung als Gartenland bzw. gärtnerisch genutzte Flächen soll dem 
dörflichen Charakter der Ortslage Rechnung tragen. Die Flächen sollen durch 
die Bewohner gärtnerisch genutzt werden können. Eine öffentliche, parkartige 
Nutzung in diesem Bereich ist nicht mehr Ziel der Gemeinde für den Bereich 
des Bebauungsplanes. 

6.6 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

Innerhalb der nach § 9 (1) 25a BauGB festgesetzten Fläche am südlichen Rand 
des Teilbereiches 1 zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen ist die Herstellung einer 5 m tiefen Hecke vorgesehen. Es sind 
einheimische und standortgerechte Sträucher zu pflanzen und dauerhaft zu 
erhalten. 
 
Die Pflanzung einer Hecke soll eine optische Trennung zwischen Verkehrs- und 
Grünfläche, zwischen der Landstraße und den privaten Grünflächen, bewirken. 
Dieses Ziel wird mit der getroffenen Festsetzung verbindlich geregelt. Die 
Zufahrt zu den Grundstücken erfolgt von der im Gebiet liegenden 
Erschließungsstraße. 
 
Vorzugsweise sollten nachfolgend aufgeführte einheimische und 
standortegerechte Sträucher, mit einer Höhe von 125-150 cm gepflanzt werden: 
 Eingriffliger/ Zweigriffliger Weissdorn (Crataegus monogyna/ C. laevigata),  
 Schlehe (Prunus spinosa),  
 Roter Hartriegel (Cornus sanguinea),  
 Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus),  
 Weiden in Arten (Salix),  
 Wildrosen in Arten (Rosa),  
 Kreuzdorn (Rhamnus catharticus),  
 Holunder (Sambucus nigra), 
 Hasel (Corylus avellana). 

6.7 Bindungen für Bepflanzungen für die Erhaltung von Gehölzen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 

Die In der Planzeichnung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB festgesetzten 
Gehölze sind dauerhaft zu erhalten. Gehölzausfälle sind mit heimischen und 
standortgerechten Gehölzen nachzupflanzen. 
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In der Planzeichnung sind die gesetzlich geschützten Bäume gekennzeichnet. 
Mit der Festsetzung wird die Eindeutigkeit hinsichtlich des gesetzlichen 
Baumschutzes verfolgt. 
 
Hierbei sind heimische und standortgerechte Gehölze folgender Arten und 
Qualitäten zu verwenden: 
Bäume 1. Ordnung, Hochstamm mit einem Stammumfang von mindestens 18-
20 cm:  
 Stiel-Eiche (Quercus robur), 
 Hänge-Birke (Betulus pendula), 
 Winter-Linde (Tilia cordata), 
 Rot- Buche (Fagus sylvatica),  
 Schwarz-Erle (Alnus glutinosa). 

6.8 Höhenlage 
(§ 9 Abs. 3 BauGB) 

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes gelten für die einzelnen Grundstücke 
die in der Planzeichnung festgesetzten Höhenbezugspunkte. Für Grundstücke, 
für die kein Höhenbezugspunkt festgesetzt ist, gilt die mittlere Höhe der 
Oberkante der dem Grundstück zugeordneten nächstgelegenen 
Fahrbahnoberfläche als Bezugspunkt. 

 
In allen Baugebieten darf der Erdgeschossfußboden nicht unter dem 
Bezugspunkt liegen. 
 
Grundsätzlich gelten die festgesetzten Höhenbezugspunkte als unterer 
Bezugspunkt. Für Bereiche, für die keine grundstücksbezogenen 
Höhenbezugspunkte festgesetzt wurden, wird die bereits realisierte 
Verkehrsfläche als unterer Bezugspunkt bestimmt. Dies gilt maßgeblich für 
bereits bebaute Bereiche. 

7. Örtliche Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 LBauO) 
 
Im Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 werden von 
der Satzung über die 1. Änderung der Satzung zur Ortsgestaltung der 
Gemeinde Hanshagen für die Ortsteile Hanshagen, Sievershagen und 
Blieschendorf abweichende Festsetzungen getroffen.  
Die Festsetzungen der 1. Änderung der Ortsgestaltungssatzung gelten nicht für 
die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1. 
Im Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes sind die 
nachfolgend getroffenen Festsetzungen maßgebend. 
 
Die Begründung der einzelnen Festsetzungen der örtlichen Bauvorschriften 
über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen wird jeweils den Festsetzungen 
zugeordnet und gemäß Beschlussfassung der Gemeindevertretung beachtet.      

7.1 Dächer 

Festsetzungen zur Ausbildung der Dächer werden getroffen, um die 
ortstypischen Gestaltungsmerkmale auch dauerhaft zu bewahren. Zusätzlich 
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wird auf veränderte Zielsetzungen der Bauherren im Gemeindegebiet reagiert; 
dies insbesondere in Bezug auf Dachneigungen. 
 
Für Hauptgebäude sind Satteldächer, Krüppelwalmdächer, Halbwalmdächer 
und Walmdächer mit einem symmetrischen Neigungswinkel der 
Hauptdachfläche von 25° bis 60° zulässig. 
 
Hinsichtlich der Dachneigung weicht die Festsetzung der vorliegenden 
Bebauungsplanänderung von der 1. Änderung der Ortsgestaltungssatzung (im 
Folgenden OGS) ab. Die OGS setzt eine Dachneigung von 35 - 60° fest. Die 
Gemeinde beabsichtigt, auch geringere Dachneigungen zuzulassen, die jedoch 
aus heutiger Sicht der Gemeinde nicht das harmonische Erscheinungsbild der 
Ortslage beeinträchtigen würden. Daher wurde die zulässige minimale 
Dachneigung auf 25° begrenzt. Eine geringere Dachneigung würde zu stark 
vom vorhandenen Bestand und von den bisher geltenden Regelungen 
abweichen. An der oberen Grenze der Dachneigung von maximal 60° hält die 
Gemeinde auch weiterhin fest. 

 
Der Traufgiebel darf die Firsthöhe des Gebäudes nicht überschreiten. 
Traufgiebel sind durch Satteldächer mit einer Dachneigung von mindestens 35° 
in das Gefüge des Haupthauses einzupassen.  
 
Die Festsetzung wurde analog zu den Festsetzungen der OGS getroffen. Die 
Gemeinde hält auch weiterhin an dieser Festsetzung fest. 
 
Abweichend davon sind für Betriebsgebäude flache Sattel- und Pultdächer 
sowie Flachdächer mit einer Dachneigung von mindestens 15° zulässig. Es sind 
nur Flachdachziegel oder metallische Dacheindeckungen aus beschichteten 
Blechen zulässig. 
 
Betriebsgebäude unterscheiden sich durch ihre Nutzung und können sich auch 
durch ihr äußeres Erscheinungsbild von den Wohngebäuden unterscheiden. 
Dies soll sich auch in der Dachneigung äußern können. Die Festsetzung 
orientiert sich an den Regelungen der gültigen 1. Änderung der 
Ortsgestaltungssatzung. 
 
Die Dächer der Hauptgebäude sind mit Reet oder glasierten, unglasierten, 
glänzenden oder reflektierenden Dachziegeln oder Dachsteinen entsprechend 
rotorangen bis roten Farbtönen der Übersichtskarte RAL – K 1 Farbregister 
RAL 840 HR Nr. 2000 - 2004, 3000 - 3011, 3013, 3016, 3020, 3027 bzw. 
entsprechend den grau bis schwarzgrauen Farbtönen der RAL-Farben Nr. 7010 
- 7022, 7024,7026, und 7043 einzudecken. Zwischentöne der angegebenen 
Farben sind zulässig. 
 
Die Festsetzung hinsichtlich der Dacheindeckung von Hauptgebäuden wird im 
Vergleich zur OGS geändert und insgesamt gelockert. Demnach sollen 
innerhalb des Bebauungsplanes auch glasierte, glänzende und reflektierende 
Dacheindeckungen zulässig sein. Bauinteressenten sollen damit mehr 
Möglichkeiten gegeben werden, ihre konkreten Vorstellungen realisieren zu 
können, ohne, dass sich das örtliche Gesamtbild zu heterogen entwickeln 
könnte. Die zulässigen Farben der Dacheindeckungen orientieren sich daher an 
den gültigen Regelungen der OGS. Zur Rechtssicherheit wurden die zulässigen 
Farben konkretisiert und entsprechend des RAL-Farben-Kataloges bestimmt. 
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Gauben dürfen eine maximale Breite von 3/4 der Dachlänge nicht 
überschreiten. Es ist nur eine Gaubenform in jeweils gleicher Ausführung auf 
dem Dach zulässig. 
 
Diese Festsetzung wird entsprechend der OGS getroffen. Hinsichtlich des 
Erscheinungsbildes der Ortslage ist es auch weiterhin Ziel der Gemeinde, an 
diesen Festsetzungen festzuhalten.  
 
Für Garagen, überdachte Stellplätze und Nebengebäude gelten die 
Festsetzungen zur Dachneigung und Dacheindeckung nicht. Glänzende, 
glasierte und reflektierende Deckungsmaterialien sind ausgeschlossen.  
 
Wie auch für Betriebsgebäude sollen sich auch Garagen und Nebenanlagen, 
die als untergeordnete Anlagen zu werten sind, von den Hauptgebäuden 
absetzen können. Demnach sollen sich auch die Festsetzungen zu 
Dachneigung und Dacheindeckung von denen der Hauptgebäude 
unterscheiden können. Dies ist auch bisher in der OGS derart berücksichtigt. 

 
Bei geneigter Dachfläche sind die Elemente für Solaranlagen und 
Photovoltaikanlagen in derselben Dachneigung anzubringen wie für das 
Hauptdach des Hauptgebäudes bzw. des Nebengebäudes. Aufgeständerte 
Solaranlagen und Photovoltaikanlagen sind auf dem Grundstück unzulässig; 
Photovoltaikanlagen sind nur am Gebäude und auf dem Dach zulässig. 
 
Mit dieser Festsetzung wird beabsichtigt, Solar- und Photovoltaikanlagen in die 
Dachfläche bestmöglich einzugliedern. Da Solar- und Photovoltaikanlagen 
ohnehin über eine sehr starke optische Wirkung verfügen, soll dies nicht noch 
damit verstärkt werden, dass sich diese technischen Anlagen hinsichtlich ihrer 
Neigung von Dachflächen abheben. Daher wird die Neigung der Solar- und 
Photovoltaikanlagen entsprechend der Dachneigung des Gebäudes auf denen 
sie angebracht werden festgesetzt. Freistehende Solar- und 
Photovoltaikanlagen auf Grundstücken sind nicht gewünscht. 
 

7.2 Fassaden 

Die Festsetzungen zur Fassadengestaltung berücksichtigen die im Ort 
vorherrschenden Gestaltungen. Es soll ein dem Ortsbild entsprechendes 
Gestaltungsbild gewahrt bleiben. Deshalb werden diese Festsetzungen 
getroffen. 
 
Die Fassaden der Hauptbaukörper sind in Putz entsprechend den weißen 
Farbtönen der Übersichtskarte RAL – K 1 Farbregister RAL 840 HR Nr. 9001 – 
9003, 9010, 9018 und 1013 und entsprechend den gelben Farbtönen der 
Übersichtskarte RAL – K 1 Farbregister RAL 840 HR Nr. 1013 und 1015 oder in 
ziegelrotem Sichtmauerwerk entsprechend den rötlichen Farbtönen der 
Übersichtskarte RAL – K 1 Farbregister RAL 840 HR Nr. 2002-2004, 2008-
2010, 3000, 3002, 3005, 3009, 3011, 3013 und 3016 oder in Fachwerk 
auszuführen. Zwischentöne der angegebenen Farben sind zulässig. 
Giebeldreiecke dürfen mit Holz verkleidet werden. 
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Die Fassadengestaltung orientiert sich ebenfalls an den Festsetzungen der 
OGS. Die Festsetzung wurde hinsichtlich der zulässigen farblichen Gestaltung 
um die Farbbezeichnungen des RAL-Kataloges ergänzt. Außenwände der 
Hauptgebäude sollen nicht ausschließlich in Holz ausgeführt werden können. 
Gemäß OGS ist der Anteil der Holzflächen auf 20% der jeweiligen Seitenlänge 
des Gebäudes begrenzt. Es ist nun Ziel, Fassaden einheitlich zu gestalten und 
auf die ausschließliche Verwendung von Holz an den Außenwänden von 
Hauptgebäuden zu verzichten. Daher wurde die Festsetzung entsprechend 
geändert, um somit auf das harmonische Ortsbild Einfluss zu nehmen. 
 
Abweichend davon sind für Betriebsgebäude Außenwände aus Holz sowie mit 
profilierten Blechen entsprechend den grauen Farbtönen der Übersichtskarte 
RAL – K 1 Farbregister RAL 840 HR Nr. 7000 – 7005 und entsprechend den 
dunkelgrünen Farbtönen der Übersichtskarte RAL – K 1 Farbregister RAL 840 
HR Nr. 6002 – 6005. Zwischentöne der angegebenen Farben sind zulässig. 
Glänzende und reflektierende Materialien sind unzulässig. 
 
Die Festsetzung hinsichtlich der Betriebsgebäude wurde analog zu der 
entsprechenden Festsetzung der OGS getroffen. Die bisher zulässigen Farben 
sollen auch künftig berücksichtigt werden. Zur Rechtssicherheit wurden die 
Farben des RAL-Kataloges ergänzt. 

7.3 Fenster 

Da sich die Gemeinde bereits bei der Aufstellung der Satzung über den 
Bebauungsplan Nr. 1 sehr intensiv mit gestalterischen Festsetzungen im 
Zusammenhang mit der Ortsgestaltungssatzung beschäftigt hat, werden die 
Festsetzungen zu Fenstern und deren Formaten auch weiterhin restriktiv 
behandelt. Die Festsetzungen zu Fenstern sind maßgeblich darauf orientiert, 
stehende Formate, die für die historischen und ländlichen Ortslagen typisch 
sind, zu bewahren. 
 
Fenster sind als stehende Rechteckformate oder quadratisch vorzusehen. 
Liegende Fensterformate  dürfen verwendet werden, wenn sie durch Pfosten in 
stehende Formate unterteilt werden. Für Giebeldreiecke sind abweichende 
Fensterformen zulässig. 
 
Die Festsetzung entspricht den Zielen, die bereits mit der OGS verfolgt werden. 
Diese Ziele bestehen auch gegenwärtig und sollen künftig Bestand haben. 
Daher wird die Festsetzung lediglich in geringen Umfang im Wortlaut verändert. 
Hinsichtlich der Zulässigkeit ergeben sich jedoch keine Änderungen als bisher. 
 
Stichbögen sind an der Oberseite der Öffnung zulässig. Der Stich darf maximal 
15 % der Breite der Öffnung betragen. 
 
Auch die Festsetzung bezüglich Stichbögen bleibt bestehen. Die Festsetzung 
wurde wörtlich aus der OGS übernommen. Die bisherige Gestaltungsvorschrift 
hinsichtlich der Stichbögen bleibt auch weiterhin Ziel der Gemeinde. 

7.4 Einfriedungen  

Um Einfluss auf die Gestaltung des öffentlichen Raumes zu nehmen, werden 
die Festsetzungen zu Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen getroffen. 
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Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen sind nur als Holzlattenzaun aus 
senkrecht stehenden Latten, als Zaun aus Metallstäben, als Feldstein- oder 
Ziegelmauer oder als freiwachsende/geschnittene Hecke aus einheimischen 
Laubgehölzen zulässig.  
 
Es ist Ziel der Gemeinde, die Möglichkeiten hinsichtlich der Einfriedungen zu 
beschränken, um somit das Entstehen eines zu heterogenen Ortsbildes zu 
vermeiden. Gleichzeitig sollen die Möglichkeiten jedoch nicht in dem Umfang 
eingeschränkt werden, dass das Entstehen eines stark homogenen Ortsbildes 
zu befürchten wäre. Um dieses Ziel sichern zu können, wurde der Katalog der 
möglichen Einfriedungen entsprechend festgesetzt, welcher alle üblichen 
Einfriedungen beinhaltet, jedoch keine „Ausreißer“ zulässt. 
 
Die Einfriedung mit Hecken darf eine Höhe von 1,50m, die Einfriedung mit 
Zäunen oder Mauern eine Höhe von 1,00m bezogen auf die Fahrbahnhöhe der 
zugehörigen Erschließungsstraße, nicht überschreiten. 
 
Aufgrund der unterschiedlichen optischen Wirkung von Hecken, Zäunen und 
Mauern wird die zulässige Höhe der verschiedenen Einfriedungen differenziert 
betrachtet. Da Hecken im Allgemeinen lichtdurchlässiger und offener als 
Mauern oder geschlossene Zäune wirken, ist es aus Sicht der Gemeinde ein 
positiver Beitrag zur Ortsgestaltung, Hecken auch in einer größeren Höhe 
zuzulassen. Die Begrünung des Straßenraumes wird als positiv angesehen. 

7.5 Abfallbehälter 

Um die Siedlungslage nicht mit technischen Anlagen und Einrichtungen sowie 
Abfallbehältern zu überformen, werden Festsetzungen zu deren Einbindung 
und Einfriedung getroffen. 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches sind Abfallbehälter auf dem eigenen 
Grundstück unterzubringen.  
 
Diese Festsetzung entspricht den üblichen Anforderungen für 
Eigenheimsiedlungen. Müllsammelplätze sind in diesem Gebiet aus 
städtebaulichen Gründen nicht beabsichtigt. 
 
Die Standorte von Abfallbehältern sowie für im Freien aufgestellte Behälter 
flüssiger oder gasförmiger Brennstoffe sind in allen Gebieten des 
Geltungsbereiches mit Verkleidungen oder durch Einfriedungen aus lebenden 
Hecken, Pergolen und Holzzäunen zu umschließen.  
 
Abfallbehälter und Behälter für flüssige oder gasförmige Brennstoffe wirken in 
der Gesamtbetrachtung eines Gebietes eher störend. Daher sollen Abfall- und 
Brennstoffbehälter nicht nur vom Straßenraum ferngehalten, sondern auch auf 
den privaten Grundstücken entsprechend verkleidet werden, um den 
Gesamteindruck dieses Bereiches nicht durch Einzelelemente wie eben 
Abfallbehälter zu beeinträchtigen. 
 
Vorgärten dürfen nicht als Arbeits- oder Lagerflächen genutzt werden. 
 
Vorgartenbereiche sollen als solche genutzt werden. Mit den 
Vorgartenbereichen werden vor allem ästhetische Ziele verfolgt. Arbeits- und 
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Lagerflächen sollen auf rückwärtigen Grundstücksteilen vorgesehen werden. 
Um dies zu erreichen und die vorderen und hinteren Grundstücksteile 
entsprechend zu reglementieren, wurde die Festsetzung in dieser Art getroffen.  

7.6 Werbeanlagen 

Um dem Wohnanspruch entsprechend Rechnung zu tragen, werden die 
Vorgaben für Werbeanlagen restriktiv getroffen. 
 
Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung bis zu 1 m² Ansichtsfläche 
zulässig. 
 
Werbung soll auf ein absolut notwendiges und verträgliches Maß reduziert 
werden. Großflächige Werbung und Werbung von nicht ortsansässigen Firmen 
ist für eine Dorflage wie Sievershagen untypisch. Dies soll auch künftig für den 
Bereich des Bebauungsplanes gesichert werden. 
 
Werbeanlagen sind nur an den Außenwänden der Gebäude zulässig. 
 
Diese Festsetzung steht im Zusammenhang mit der obenstehenden 
Festsetzung. Werbeablagen sind nur an der Stätte der Leistung und somit in 
einem unmittelbaren Zusammenhang damit zulässig. Daher soll auch keine 
freistehende Werbung berücksichtigt werden. 
 
Lichtwerbeanlagen dürfen keine Lichtbewegung oder Lichtwechsel zeigen. 
 
Lichtwerbeanlagen mit beweglichem oder wechselndem Licht würde diesen 
sensiblen Wohnbereich zu sehr beeinträchtigen. Daher wird diese Form von 
Lichtwerbeanlagen ausgeschlossen. 

7.7 Sonstiges 

Die Festsetzungen werden getroffen, um ein ruhiges und harmonisches 
Erscheinungsbild zu bewahren. 
 
Doppelgaragen sind in ihrer Höhe maßgleich auszuführen. 
 
Die Ausführung von Doppelgaragen in gleicher Höhe entspricht der gängigen 
Praxis. Um unerwünschte Gebäudesprünge innerhalb einer solchen 
Doppelbebauung zu verhindern, wurde die Festsetzung getroffen. 
 
Die Aufstellung von Photovoltaikanlagen als selbständige Anlagen außerhalb 
der Dach- und Wandflächen ist innerhalb des Geltungsbereiches unzulässig. 
 
Wie bereits beschrieben, sollen sich Solar- und Photovoltaikanlagen in die 
Dachflächen von Gebäuden eingliedern. Daher sind Solar- und 
Photovoltaikanlagen als selbstständige Anlagen außerhalb von Dach- und 
Wandflächen unzulässig. Freistehende Solar- und Photovoltaikanlagen auf 
Grundstücken sind nicht gewünscht. 

7.8 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig nach § 84 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V sowie nach § 5 Abs. 3 
Kommunalverfassung M-V handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig ohne eine 
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Ausnahmegenehmigung zu besitzen von den örtlichen Bauvorschriften II.1.-II.6. 
nach § 86 LBauO M-V abweicht. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 84 
Abs. 3 LBauO M-V mit einer Geldbuße geahndet werden. 

8. Immissions- und Klimaschutz 

Hinsichtlich des Immissionsschutzes sind derzeit keine der Planung 
entgegenstehenden Belange bekannt. 
 
Vorsorglich wird folgender Hinweis gegeben: 
Während der Realisierungsphase der Baumaßnahme sind die 
Immissionsrichtwerte der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Schutz 
gegen Baulärm – Geräuschimmissionen VwV- vom 19. August 1970 
durchzusetzen. Die Anforderungen zum Schutz der Allgemeinheit und der 
Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen sowie zur Vorsorge gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen sind zu gewährleisten (§ 23 BImSchG).  
 
Die Zulässigkeit von Maßnahmen, welche sich besonders negativ auf das Klima 
auswirken, wird durch die vorliegende Planung nicht begründet. 
Im Änderungsbereich mit seinen Festsetzungen wird ein planungsrechtlicher 
Rahmen vorgegeben, der den zukünftigen Bauherren hinreichend Spielräume 
zum Einsatz regenerativer Energien gibt. Anforderungen des 
ErneuerbareEnergienWärmegesetz (EEWärmeG) sind bei der Umsetzung des 
Bebauungsplanes einzuhalten. 
 
Eingriffe in stadtklimatisch relevante Flächen ergeben sich in Folge der 
1.Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 nicht. Es ist nicht davon auszugehen, 
dass durch die Planung die Durchlüftungssituation im Bereich der 
angrenzenden Bebauung nachhaltig gestört werden würde. Veränderungen des 
Lokal- und Regionalklimas sind durch die Bebauung nicht zu erwarten. 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass keine erheblichen Auswirkungen auf 
die angrenzenden Siedlungsstrukturen sowie die gesamtklimatischen und die 
lufthygienischen Verhältnisse zu erwarten sind. Die Durchführung zusätzlicher 
Maßnahmen zum Klimaschutz ist somit nicht erforderlich. 

9. Verkehrliche Erschließung 

Der Teilbereich 1 der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 wird durch die 
bereits realisierte Straße „Schmiedeweg“ verkehrlich erschlossen. Eine weitere 
planungsrechtliche Vorbereitung im Zusammenhang mit der verkehrlichen 
Erschließung ist nicht erforderlich; die verkehrliche Erschließung ist gesichert. 

10. Ver- und Entsorgung 

10.1 Wasserversorgung/ Abwasserbeseitigung/ Oberflächenwasserbeseitigung 

Die Gemeinde Upahl wird durch den Zweckverband für Wasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung Grevesmühlen mit Trink- und Brauchwasser aus dem 
Wasserwerk Wotenitz zentral versorgt. Die Trinkwasserversorgung der 
Gemeinde Upahl ist aufgrund der vorhandenen Kapazitäten gesichert. Die 
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innerhalb des Teilbereiches 1 der 1. Änderung vorhandenen Leitungen sind in 
der Planzeichnung dargestellt. 
 
Das anfallende Schmutzwasser wird durch den Zweckverband entsorgt. Die 
Schmutzwasserentsorgung kann, bis auf den nördlichen Bereich des 
Flurstückes 11/2 westlich des Hofteiches, gesichert werden. Für den benannten 
Bereich sind keine Anlagen zur Beseitigung des Schmutzwassers vorhanden. 
Der Zweckverband wird im Rahmen der Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 
BauGB beteiligt und zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. Die 
innerhalb des Teilbereiches 1 der 1. Änderung vorhandenen Anlagen/ 
Leitungen zur Abwasserbeseitigung sind in der Planzeichnung dargestellt. 
 
Auf befestigte Flächen anfallendes Niederschlagswasser soll über vorhandene 
Anlagen abgeleitet und dem Hofteich zugeführt werden. Die innerhalb des 
Teilbereiches 1 der 1. Änderung liegenden Leitungen sind in der Planzeichnung 
dargestellt. 

10.2 Brandschutz/ Löschwasser 

Die Sicherung des Brandschutzes wird durch den Hofteich sichergestellt. Der 
Hofteich wird bereits gegenwärtig als Löschwasserteich genutzt, sodass davon 
auszugehen ist, dass technische Anforderungen an den Löschwasserteich 
gewährleistet sind. Der Teilbereich 1 der 1. Änderung liegt vollständig innerhalb 
des 300 m Radius der Löschwasserentnahmestelle. 

10.3 Energieversorgung 

Die E.DIS AG wird im Rahmen des Beteiligungsverfahrens als Träger 
öffentlicher Belange zu Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. 

10.4 Gasversorgung 

Ob Anlagen zur Versorgung des Gebietes mit Gas vorhanden sind, wird im 
Zuge des Beteiligungsverfahrens ermittelt. Die E.ON Hanse wird als Träger 
öffentlicher Belange am Aufstellungsverfahren beteiligt. 

10.5 Telekommunikation 

Die Telekom wird gem. § 4 Abs. 2 BauGB am Verfahren zur 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1 beteiligt und aufgefordert, eine Stellungnahme als 
Träger öffentlicher Belange abzugeben. 

10.6 Abfallentsorgung 

Die Beseitigung des anfallenden Haus- und Gewerbemülls erfolgt aufgrund der 
gültigen Abfallsatzung des Landkreises Nordwestmecklenburg. Die 
Grundstücke sind an die öffentliche Abfallbeseitigung anzuschließen. Mit 
Nutzungsbeginn erfolgt die Abfallentsorgung durch den Abfallwirtschaftsbetrieb 
des Landkreises Nordwestmecklenburg. 
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11. Flächenbilanz 

Baugebiete 19.532,5 m² 

davon Flächen innerhalb von 
Baugrenzen 

7.931,1 m² 

und Flächen mit Bindungen für 
Bepflanzungen und für die Erhaltung 
von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen 

120 m² 

Verkehrsflächen 2971,6 m² 

davon Geh- und Radweg 223,9 m² 

Grünflächen 6.799,3 m² 

 
Aus der oben dargestellten Flächenbilanz ergibt sich eine Gesamtfläche von 
29.304,4 m². 

12. Auswirkungen der Planung 

Durch die Planung sind keine nachteiligen städtebaulichen Auswirkungen zu 
erwarten. Die mit dieser Änderung mögliche Realisierung einer aufgelockerten 
Bebauung entspricht der vorhandenen Umgebungsbebauung. Es handelt sich 
um eine innerörtliche Bebauung entlang des Schmiedeweges. Hier wird der 
Innenentwicklung der Vorrang vor einer Inanspruchnahme von 
Außenbereichsflächen eingeräumt. Die Erschließung ist bereits realisiert und 
kann für die zukünftige Bebauung genutzt werden. Dies entspricht den 
städtebaulichen Zielsetzungen des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden. 
 
Die Gemeinde verzichtet auf die Realisierung des Spielplatzes, dieser wurde 
seit der Rechtskraft des Bebauungsplanes 1996 nicht realisiert und eine 
Umsetzung des Planungszieles ist auch weiterhin von der Gemeinde nicht 
beabsichtigt.  
 
Durch die Realisierung der Planung finden Bodenversiegelungen statt, die nicht 
vermieden werden können, dies betrifft insbesondere den Verzicht auf den 
Spielplatz und die Festsetzung von Bauflächen. Die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes stellt die Gemeinde als Bebauungsplan der Innenentwicklung 
nach § 13a BauGB auf und Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des 
Bebauungsplanes zu erwarten sind, gelten als vor der planerischen 
Entscheidung erfolgt oder zulässig i.S.d. § 1aAbs. 3 Satz 6 BauGB.  
 
Zusätzliche Ausgleichsmaßnahmen werden im Zusammenhang mit der 
Aufstellung der Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 nicht 
erforderlich. Die Gemeinde begründet dies mit einer Gegenüberstellung der 
Flächenbilanzen für Grünflächen und Anpflanzflächen als Vergleich der 
Festsetzungen der rechtskräftigen Satzung und der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1. In der Satzung über die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1 sind ca. 6.800 m² Grünfläche mit Anpflanzgeboten und 
zuzüglich der Fläche mit Erhaltungsgeboten für die straßenbegleitende Hecke 
innerhalb des allgemeinen Wohngebietes festgesetzt. In der rechtskräftigen 
Satzung über den Bebauungsplan Nr. 1 sind insgesamt 7.773 m² für 
Grünfläche, Flächen mit Erhaltung, Flächen für Anpflanzungen und 
Maßnahmeflächen festgesetzt. Die Differenz wird durch die Gemeinde 
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hingenommen. Die Gemeinde hat einen Teil der ursprünglich festgesetzten 
Anpflanzfläche am Schmiedeweg nunmehr als Bestandshecke mit 
Erhaltungsgeboten festgesetzt. Zusätzlich wird an der Landesstraße eine 
Fläche zum Anpflanzen straßenbegleitend festgesetzt. Damit sieht die 
Gemeinde die Anpflanzungen als kompensiert an. Zudem ist davon 
auszugehen, dass auf den Grünflächen mit der Zweckbestimmung Gartenland 
nicht nur eine gärtnerische Nutzung sondern auch die Anpflanzung von 
Gehölzen und Sträuchern erfolgt. Die mit Erhaltungsgeboten festgesetzte 
Fläche am südwestlichen Plangebietsrand innerhalb der Satzung über den 
Bebauungsplan Nr. 1 ist als solche im Bestand nicht vorhanden. Deshalb sind 
die damit verbundenen 483 m² Fläche bei der Betrachtung entbehrlich. Die 
Maßnahmefläche mit einer Größe von 488 m² wird nicht umgesetzt. Diese ist 
aus Sicht der Gemeinde nicht mehr erforderlich, da auch die Eingriffsintensität 
reduziert wird. Auf das in der rechtskräftigen Satzung festgesetzte umfassende 
Wegenetz wird verzichtet. Somit sind die Auswirkungen aus dem Gebiet eher 
geringer, so dass auf weiteren Ausgleich verzichtet wird. 
 
Die Auswirkungen auf den Naturhaushalt (Flächeninanspruchnahme) sind als 
gering einzuschätzen. Der ökologische Wert des Planungsraumes verringert 
sich geringfügig durch die zukünftig zusätzlich bebaute Grundfläche. Erhebliche 
negative Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes werden nicht erwartet. Die 
Empfindlichkeit des Planungsraumes gegenüber Eingriffen bleibt aufgrund der 
Lage im Siedlungsraum und der anthropogenen Vorbelastungen fast 
unverändert. 
 
Das vorhandene Naturdenkmal auf dem Flurstück 5/10, der Flur 1, Gemarkung 
Sievershagen wurde in den Planunterlagen dargestellt und entsprechend mit 
den notwendigen Schutzabständen Kronentraufbereich zuzüglich allseitig 1,50 
m berücksichtigt. Negative Auswirkungen auf das Naturdenkmal sind durch die 
Planung nicht zu erwarten. 

13. Nachrichtliche Übernahmen 

13.1 Kulturdenkmale/ Bodendenkmale 

Im Plangeltungsbereich sind derzeit keine Kultur-/ Bodendenkmale bekannt. 
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen 
entdeckt werden, ist gemäß § 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern die 
zuständige Untere Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund 
und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern des Landesamtes für 
Kultur und Denkmalpflege oder dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu 
erhalten. Verantwortlich sind hierfür der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der 
Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. 
Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher 
Anzeige spätestens nach einer Woche. 

14. Hinweise 

14.1 Abfall- und Kreislaufwirtschaft 

Sollten während der Erdarbeiten Auffälligkeiten, wie unnatürliche Verfärbungen 
bzw. Gerüche des Bodens auftreten, ist der Landkreis Nordwestmecklenburg 
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als zuständige Behörde zu informieren. Der Grundstücksbesitzer ist als 
Abfallbesitzer nach § 15 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) zur 
ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Es 
wird weiterhin darauf hingewiesen, dass beim Rückbau vorhandener Anlagen 
darauf zu achten ist, dass weder Boden noch Bauschutt von rückzubauenden 
Gebäuden und Anlagen schadhaft belastet ist. 

14.2 Bodenschutz 

Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein 
Grundstück sowie die weiteren in § 4 Abs. 3 und 6 des 
Bundesbodenschutzgesetzes genannten Personen sind verpflichtet konkrete 
Anhaltspunkte dafür, dass eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast 
vorliegt, unverzüglich dem Landkreis Nordwestmecklenburg als zuständige 
Bodenschutzbehörde mitzuteilen. Diese Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, 
Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen Einwirkungen auf den Boden und den 
Untergrund zusätzlich für die Bauherren und die von ihnen mit der 
Durchführung dieser Tätigkeiten Beauftragten, Schadensgutachter, 
Sachverständige und Untersuchungsstellen. 
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, sind die 
Grundstückseigentümer in Grundlage von § 2 des Gesetzes zum Schutz des 
Bodens im Land Mecklenburg – Vorpommern [Landesbodenschutzgesetz 
(LBodSchG) M-V] verpflichtet, den unteren Bodenschutzbehörden der 
Landkreise und kreisfreien Städte hierüber Mitteilung zu machen.  
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche 
Bodeneinwirkungen, welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder 
Veränderung des Bodens, Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion 
hervorrufen können, vermieden werden. 

14.3 Munitionsfunde 

Munitionsfunde sind nicht auszuschließen. Konkrete und aktuelle Angaben über 
die Kampfmittelbelastung (Kampfmittelbelastungsauskunft) für das Plangebiet 
sind gebührenpflichtig beim Munitionsbergungsdienst des Landesamtes für 
zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz M-
V, Graf-York-Str. 6, 19061 Schwerin, zu erhalten. Ein Auskunftsersuchen wird 
rechtzeitig vor Baubeginn empfohlen. 
Wer Kampfmittel entdeckt, in Besitz hat oder Kenntnis von Lagerstellen 
derartiger Mittel erhält, ist verpflichtet, dies unverzüglich der örtlichen 
Ordnungsbehörde anzuzeigen. Außerhalb der Dienstzeiten sind der 
Munitionsbergungsdienst bzw. die Polizei zu informieren. 

14.4 Artenschutzrechtliche Belange 

Gehölze 
Der Schnitt von Gehölzen darf gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) nur im Zeitraum zwischen 1. Oktober 
und 1. März durchgeführt werden. Ausnahmen können auf Antrag von der 
zuständigen Naturschutzbehörde zugelassen werden. Dazu ist vom 
Antragsteller ein gutachterlicher Nachweis zu führen, dass keine besonders 
geschützten Tierarten entgegen § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz 
betroffen werden (z.B. Brutvögel, Fledermäuse). Zu beseitigende Bäume mit 

TOP 7

68 von 94 in Zusammenstellung



Begründung zur Satzung der Gemeinde Upahl über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 für das 
Gebiet „Am Hofteich“ in Sievershagen 
 

 

Planungsstand: Beschlussvorlage Erneuter Entwurf 09.07.2015 35 
 

 

einem Stammdurchmesser von mehr als 40 cm sind vorher in jedem Fall 
gutachterlich auf Fledermäuse zu untersuchen. 

14.5 Hinweise zu Versorgungsleitungen 

Im Plangebiet befinden sich Versorgungsleitungen der Medienträger. Diese 
dürfen ohne Zustimmung des Eigentümers nicht überbaut oder umverlegt 
werden. Es sind die üblichen Schutz- und Sicherheitsabstände einzuhalten. 
Konkrete Angaben machen die Versorgungsträger auf Anfrage. Im Bereich von 
Ver- und Entsorgungsleitungen sind bei der Ausführungsplanung und 
Bauausführung die Vorschriften der Versorgungsträger zum Schutz der 
Leitungen und Kabel zu beachten. 

14.6 Aufnahme- und Sicherungspunkte des Lagenetzes 

Aus dem Aufstellungsverfahren  des Bebauungsplanes Nr. 1 ist bekannt, dass 
sich im Plangebiet Aufnahme- und Sicherungspunkte des Lagenetzes befinden. 
Falls Punkte des Lagenetzes und Grenzpunkte der Flurstücksgrenzen von 
Baumaßnahmen berührt werden, sind diese durch geeignete Maßnahmen zu 
sichern. Bei Beschädigung oder Verlust der Punkte ist der Verursacher 
verpflichtet, sie auf eigene Kosten durch einen Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieur oder durch das Kataster- und Vermessungsamt wieder 
herzustellen zu lassen.  

TOP 7

69 von 94 in Zusammenstellung



Begründung zur Satzung der Gemeinde Upahl über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 für das 
Gebiet „Am Hofteich“ in Sievershagen 
 

 

Planungsstand: Beschlussvorlage Erneuter Entwurf 09.07.2015 36 
 

 

TEIL 3 Ausfertigung    

1. Beschluss über die Begründung 

Die Begründung zur Satzung der Gemeinde Upahl über die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1 für das Gebiet „Am Hofteich“ in Sievershagen wurde in 
der Sitzung der Gemeindevertretung am …………………………..  gebilligt. 
 
 
Upahl, den…………………………..   (Siegel) 
 
 
…………………………… 
Steve Springer 
Bürgermeister 
der Gemeinde Upahl 

2. Arbeitsvermerke 

Aufgestellt in Zusammenarbeit mit der Gemeinde Upahl durch das: 
 
Planungsbüro Mahnel 
Rudolf-Breitscheid-Str. 11 
23936 Grevesmühlen 
Telefon 0 38 81 / 71 05 – 0 
Telefax 0 38 81 / 71 05 – 50 
 
Inhalt und Aufbau dieser Planung unterliegen den urheberrechtlichen 
Bestimmungen. 
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Gemeinde Upahl

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/10GV/2015-161
öffentlich

22.06.2015
Steffen, Marleen

Beschluss über Straßenumbenennungen im Ortsteil Hanshagen
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

09.07.2015 Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:

1. Straßenumbenennungen:

a) Die Hauptstraße im Ortsteil Hanshagen
 

Gemarkung: Hanshagen
Flur: 1
Flurstück: 96

wird in den Straßennamen „Hanshagen“ umbenannt.

b) Der Waldweg im Ortsteil Hanshagen

Gemarkung: Hanshagen
Flur: 1
Flurstück: 78 (teilweise)

wird in den Straßennamen „Forstweg“ umbenannt.

c) Die Umbenennungen treten am 19.10.2015 in Kraft.

d) Die derzeitigen Hausnummern bleiben unverändert.

2. Der Bürgermeister wird beauftragt, die Umbenennungen in Gestalt einer 
Allgemeinverfügung ortsüblich bekannt zu geben.

      

Sachverhalt: 

Zur Schaffung geordneter Zustände in Bezug auf die Straßenbenennungen werden auf der 
Grundlage des § 51 Absatz 1 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (StrWG – M-V) vom 13.01.1993 (GVOBl. M-V S. 42), zuletzt geändert am 
20.05.2011 (GVOBl. M-V S. 323, 324) in Verbindung mit § 13 des Sicherheits- und 
Ordnungsgesetzes M-V (SOG M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 09.05.2011 
(GVOBl. M-V 2011, S. 246), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02.07.2013 
(GVOBl. M-V, S. 434) im Ortsteil Hanshagen die Hauptstraße in den Straßennamen 
„Hanshagen“ und der Waldweg in den Straßennamen „Forstweg“ umbenannt.

Denn die Namensgebung von Straßen ist eine ordnungsrechtliche Aufgabe. Sie dient im 
Interesse der Allgemeinheit der erkennbaren Gliederung des Gemeindegebietes und hat 
Bedeutung für das Meldewesen, die Polizei, Post, Feuerwehr und den Rettungsdienst. 
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Maßgeblicher Zweck ist nicht erst die Abwehr konkreter Gefahren, sondern bereits die 
Vermeidung von Orientierungsschwächen und Verwechslungen.

Zur Vorbeugung der Verwechslungsgefahr darf in einer Gemeinde jeder Straßenname nur 
einmal vorkommen. 

Es ist daher erforderlich, die mehrmals im Gemeindegebiet vorhandenen „Hauptstraßen“ und 
den doppelt vorkommenden „Waldweg“ umzubenennen.

Auf Grund des Wiedererkennungswertes und der Identifizierung mit dem Ortsteil Hanshagen 
soll der Ortsteilname als Straßenname für die Neubenennung der Hauptstraße verwendet 
werden. 

Die Einwohner wurden in einer öffentlichen Einwohnerversammlung am 04.06.2015 über die 
geplanten Straßenumbenennungen informiert.
 
Im Rahmen der Einwohnerversammlung wurde vorgeschlagen, die Hauptstraße in den 
Straßennamen „Eichenallee“ umzubenennen. Auf Grund der geplanten Umbenennung der 
Dorfstraße im Ortsteil Blieschendorf in den Straßennamen „Eichengrund“ wird jedoch im 
Hinblick auf eine drohende Verwechslungsgefahr von diesem Vorschlag abgeraten. 

Für die Namensgebung bzw. für die Straßenumbenennung ist ein entsprechender Beschluss 
der Gemeindevertretung notwendig.

Zur Rechtsstellung der Betroffenen:
Den von der Straßenumbenennung Betroffenen stehen die gegen Verwaltungsakte 
eröffneten Rechtsbehelfe offen, d.h. zunächst der Widerspruch und anschließend die 
Anfechtungsklage. Das Gericht prüft jedoch lediglich einen Verstoß gegen das Willkürverbot, 
denn die Zuteilung eines Straßennamens bzw. einer Hausnummer begründet kein Recht: 
Die Wohnanschrift ist weder Bestandteil seines Persönlichkeitsrechts (Artikel 2 in 
Verbindung mit Artikel 1 I Grundgesetz) noch Bestandteil seines Grundeigentums (Artikel 14 
Grundgesetz).
   

 

Anlage:
Übersichtskarte: Ortslage Hanshagen

   

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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Gemeinde Upahl

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/10GV/2015-162
öffentlich

22.06.2015
Steffen, Marleen

Beschluss über die Umbenennung der Hauptstraße im Ortsteil 
Sievershagen
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

09.07.2015 Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:

1. Straßenumbenennung:

a) Die Hauptstraße im Ortsteil Sievershagen

Gemarkung: Sievershagen Gemarkung: Sievershagen Dorf
Flur: 1 Flur: 1
Flurstücke: 101/5 (tw), 13 Flurstücke: 25/5, 74

wird in den Straßennamen „Sievershagen“ umbenannt.

b) Die Umbenennung tritt am 19.10.2015 in Kraft.

c) Die derzeitigen Hausnummern  bleiben unverändert.

2. Der Bürgermeister wird beauftragt, die Umbenennung in Gestalt einer 
Allgemeinverfügung ortüblich bekannt zu geben.

        

Sachverhalt:
 
Zur Schaffung geordneter Zustände in Bezug auf die Straßenbenennungen wird auf der 
Grundlage des § 51 Absatz 1 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (StrWG – M-V) vom 13.01.1993 (GVOBl. M-V S. 42), zuletzt geändert am 
20.05.2011 (GVOBl. M-V S. 323, 324) in Verbindung mit § 13 des Sicherheits- und 
Ordnungsgesetzes M-V (SOG M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 09.05.2011 
(GVOBl. M-V 2011, S. 246), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02.07.2013 
(GVOBl. M-V, S. 434) die Hauptstraße im Ortsteil Sievershagen in den Straßennamen 
„Sievershagen“ umbenannt.
 
Denn die Namensgebung von Straßen ist eine ordnungsrechtliche Aufgabe. Sie dient im 
Interesse der Allgemeinheit der erkennbaren Gliederung des Gemeindegebietes und hat 
Bedeutung für das Meldewesen, die Polizei, Post, Feuerwehr und den Rettungsdienst. 
Maßgeblicher Zweck ist nicht erst die Abwehr konkreter Gefahren, sondern bereits die 
Vermeidung von Orientierungsschwächen und Verwechslungen.
 
Zur Vorbeugung der Verwechslungsgefahr darf in einer Gemeinde jeder Straßenname nur 
einmal vorkommen. 
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Es ist daher erforderlich, die mehrmals im Gemeindegebiet vorhandenen „Hauptstraßen“ 
umzubenennen.
 
Auf Grund des Wiedererkennungswertes und der Identifizierung mit dem Ortsteil 
Sievershagen soll der Ortsteilname als Straßenname für die Neubenennung der Hauptstraße 
verwendet werden. 
 
Die Einwohner wurden in einer öffentlichen Einwohnerversammlung am 04.06.2015 über die 
geplanten Straßenumbenennungen informiert.
 
Im Rahmen der Einwohnerversammlung wurde vorgeschlagen, die Hauptstraße in den 
Straßennamen „Sievershägener Straße“ umzubenennen. Von diesem Vorschlag wird jedoch 
abgeraten, da die Bezeichnung in der Hinsicht irreführend ist, da „Sievershägener Straße“ 
richtungsweisend  die Straße nach Sievershagen bedeutet.
 
Für die Namensgebung bzw. für die Straßenumbenennung ist ein entsprechender Beschluss 
der Gemeindevertretung notwendig.
 
Zur Rechtsstellung der Betroffenen:
Den von der Straßenumbenennung Betroffenen stehen die gegen Verwaltungsakte 
eröffneten Rechtsbehelfe offen, d.h. zunächst der Widerspruch und anschließend die 
Anfechtungsklage. Das Gericht prüft jedoch lediglich einen Verstoß gegen das Willkürverbot, 
denn die Zuteilung eines Straßennamens bzw. einer Hausnummer begründet kein Recht: 
Die Wohnanschrift ist weder Bestandteil seines Persönlichkeitsrechts (Artikel 2 in 
Verbindung mit Artikel 1 I Grundgesetz) noch Bestandteil seines Grundeigentums (Artikel 14 
Grundgesetz).
    

 

Anlage:
Übersichtskarte: Ortslage Sievershagen

    

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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Gemeinde Upahl

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/10GV/2015-163
öffentlich

22.06.2015
Steffen, Marleen

Beschluss über Straßenumbenennungen im Ortsteil Blieschendorf
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

09.07.2015 Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:

1. Straßenumbenennungen:

a) Die Hauptstraße im Ortsteil Blieschendorf

Gemarkung: Blieschendorf
Flur: 1
Flurstück: 18

wird in den Straßennamen „Blieschendorf“ umbenannt.

b) Die Dorfstraße im Ortsteil Blieschendorf

Gemarkung: Blieschendorf
Flur: 1
Flurstücke: 27, 32

wird in den Straßennamen „Eichengrund“ umbenannt.

c) Die Umbenennungen treten am 19.10.2015 in Kraft.

d) Die derzeitigen Hausnummern bleiben unverändert.

2. Der Bürgermeister wird beauftragt, die Umbenennungen in Gestalt einer 
Allgemeinverfügung ortsüblich bekannt zu geben.

      

Sachverhalt: 

Zur Schaffung geordneter Zustände in Bezug auf die Straßenbenennungen werden auf der 
Grundlage des § 51 Absatz 1 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (StrWG – M-V) vom 13.01.1993 (GVOBl. M-V S. 42), zuletzt geändert am 
20.05.2011 (GVOBl. M-V S. 323, 324) in Verbindung mit § 13 des Sicherheits- und 
Ordnungsgesetzes M-V (SOG M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 09.05.2011 
(GVOBl. M-V 2011, S. 246), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02.07.2013 
(GVOBl. M-V, S. 434) im Ortsteil Blieschendorf die Hauptstraße in den Straßennamen 
„Blieschendorf“ und die Dorfstraße in den Straßennamen „Eichengrund“ umbenannt.

Denn die Namensgebung von Straßen ist eine ordnungsrechtliche Aufgabe. Sie dient im 
Interesse der Allgemeinheit der erkennbaren Gliederung des Gemeindegebietes und hat 
Bedeutung für das Meldewesen, die Polizei, Post, Feuerwehr und den Rettungsdienst. 
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Maßgeblicher Zweck ist nicht erst die Abwehr konkreter Gefahren, sondern bereits die 
Vermeidung von Orientierungsschwächen und Verwechslungen.

Zur Vorbeugung der Verwechslungsgefahr darf in einer Gemeinde jeder Straßenname nur 
einmal vorkommen. 

Es ist daher erforderlich, die mehrmals im Gemeindegebiet vorhandenen „Haupt- und 
Dorfstraßen“ umzubenennen.

Auf Grund des Wiedererkennungswertes und der Identifizierung mit dem Ortsteil 
Blieschendorf soll der Ortsteilname als Straßenname für die Neubenennung der Hauptstraße 
verwendet werden. 
Für die Umbenennung der Dorfstraße wurde von den Anwohnern der Straßenname 
„Eichengrund“ vorgeschlagen.

Die Einwohner wurden in einer öffentlichen Einwohnerversammlung am 04.06.2015 über die 
geplanten Straßenumbenennungen informiert.

Für die Namensgebung bzw. für die Straßenumbenennung ist ein entsprechender Beschluss 
der Gemeindevertretung notwendig.

Zur Rechtsstellung der Betroffenen:
Den von der Straßenumbenennung Betroffenen stehen die gegen Verwaltungsakte 
eröffneten Rechtsbehelfe offen, d.h. zunächst der Widerspruch und anschließend die 
Anfechtungsklage. Das Gericht prüft jedoch lediglich einen Verstoß gegen das Willkürverbot, 
denn die Zuteilung eines Straßennamens bzw. einer Hausnummer begründet kein Recht: 
Die Wohnanschrift ist weder Bestandteil seines Persönlichkeitsrechts (Artikel 2 in 
Verbindung mit Artikel 1 I Grundgesetz) noch Bestandteil seines Grundeigentums (Artikel 14 
Grundgesetz).
   

 

Anlage:
Übersichtskarte: Ortslage Blieschendorf

   

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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Gemeinde Upahl

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/10GV/2015-164
öffentlich

22.06.2015
Steffen, Marleen

Beschluss über die Umbenennung der Dorfstraße im Ortsteil 
Boienhagen
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

09.07.2015 Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:

1. Straßenumbenennung:

a) Die Dorfstraße im Ortsteil Boienhagen 

Gemarkung: Boienhagen
Flur: 1
Flurstücke: 28, 308

      wird in den Straßennamen „Boienhagen“ umbenannt.

b) Die Umbenennung tritt am 19.10.2015 in Kraft.

2. Der Bürgermeister wird beauftragt, die Umbenennung in Gestalt einer 
Allgemeinverfügung ortsüblich bekannt zu geben.

      

Sachverhalt: 

Zur Schaffung geordneter Zustände in Bezug auf die Straßenbenennungen wird auf der 
Grundlage des § 51 Absatz 1 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (StrWG – M-V) vom 13.01.1993 (GVOBl. M-V S. 42), zuletzt geändert am 
20.05.2011 (GVOBl. M-V S. 323, 324) in Verbindung mit § 13 des Sicherheits- und 
Ordnungsgesetzes M-V (SOG M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 09.05.2011 
(GVOBl. M-V 2011, S. 246), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02.07.2013 
(GVOBl. M-V, S. 434) die Dorfstraße im Ortsteil Boienhagen in den Straßennamen 
„Boienhagen“ umbenannt.

Denn die Namensgebung von Straßen ist eine ordnungsrechtliche Aufgabe. Sie dient im 
Interesse der Allgemeinheit der erkennbaren Gliederung des Gemeindegebietes und hat 
Bedeutung für das Meldewesen, die Polizei, Post, Feuerwehr und den Rettungsdienst. 
Maßgeblicher Zweck ist nicht erst die Abwehr konkreter Gefahren, sondern bereits die 
Vermeidung von Orientierungsschwächen und Verwechslungen.

Zur Vorbeugung der Verwechslungsgefahr darf in einer Gemeinde jeder Straßenname nur 
einmal vorkommen. 

Es ist daher erforderlich, die mehrmals im Gemeindegebiet vorhandenen „Dorfstraßen“ 
umzubenennen.
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Auf Grund des Wiedererkennungswertes und der Identifizierung mit dem Ortsteil Boienhagen 
soll der Ortsteilname als Straßenname für die Neubenennung der Dorfstraße  verwendet 
werden. 

Zugleich sollen die Hausnummern in Boienhagen neu geordnet werden. Die Nummerierung 
der Häuser an der Straße erfolgt dabei in wechselseitiger Nummernfolge, so dass die 
ungeraden Hausnummern auf der rechten und die geraden Hausnummern auf der linken 
Straßenseite liegen, da die Hausnummernzuteilung in Boienhagen bereits hauptsächlich 
nach diesem System erfolgte.  

Während für die Namensgebung bzw. für die Straßenumbenennung ein entsprechender 
Beschluss der Gemeindevertretung notwendig ist, ist die Zuteilung von Hausnummern ein 
Geschäft der laufenden Verwaltung und bedarf keines Gemeindevertreterbeschlusses.

Die Hausnummern werden jedoch zur Information in der Anlage dargestellt. 
Die Hausnummernzuteilung erfolgt per Bescheid an die jeweiligen Eigentümer.

Die Einwohner wurden in einer öffentlichen Einwohnerversammlung am 11.06.2015 über die 
geplante Straßenumbenennung und die Neuordnung der Hausnummern informiert.

Zur Rechtsstellung der Betroffenen:
Den von der Straßenumbenennung Betroffenen stehen die gegen Verwaltungsakte 
eröffneten Rechtsbehelfe offen, d.h. zunächst der Widerspruch und anschließend die 
Anfechtungsklage. Das Gericht prüft jedoch lediglich einen Verstoß gegen das Willkürverbot, 
denn die Zuteilung eines Straßennamens bzw. einer Hausnummer begründet kein Recht: 
Die Wohnanschrift ist weder Bestandteil seines Persönlichkeitsrechts (Artikel 2 in 
Verbindung mit Artikel 1 I Grundgesetz) noch Bestandteil seines Grundeigentums (Artikel 14 
Grundgesetz).

   

 

Anlagen:
- Übersichtskarte: Ortslage Boienhagen
- Übersichten: neue Hausnummern

   

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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Gemeinde Upahl

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/10GV/2015-165
öffentlich

22.06.2015
Steffen, Marleen

Beschluss über die Umbenennung der Dorfstraße im Ortsteil Groß 
Pravtshagen
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

09.07.2015 Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:

1. Straßenumbenennung:

a) Die Dorfstraße im Ortsteil Groß Pravtshagen

Gemarkung: Groß Pravtshagen
Flur: 1
Flurstücke: 49, 84/4

wird in den Straßennamen „Groß Pravtshagen“ umbenannt.

b) Die Umbenennung tritt am 19.10.2015 in Kraft.

2. Der Bürgermeister wird beauftragt, die Umbenennung in Gestalt einer 
Allgemeinverfügung ortsüblich bekannt zu geben.

      

Sachverhalt: 

Zur Schaffung geordneter Zustände in Bezug auf die Straßenbenennungen wird auf der 
Grundlage des § 51 Absatz 1 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (StrWG – M-V) vom 13.01.1993 (GVOBl. M-V S. 42), zuletzt geändert am 
20.05.2011 (GVOBl. M-V S. 323, 324) in Verbindung mit § 13 des Sicherheits- und 
Ordnungsgesetzes M-V (SOG M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 09.05.2011 
(GVOBl. M-V 2011, S. 246), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02.07.2013 
(GVOBl. M-V, S. 434) die Dorfstraße im Ortsteil Groß Pravtshagen in den Straßennamen 
„Groß Pravtshagen“ umbenannt. 

Denn die Namensgebung von Straßen ist eine ordnungsrechtliche Aufgabe. Sie dient im 
Interesse der Allgemeinheit der erkennbaren Gliederung des Gemeindegebietes und hat 
Bedeutung für das Meldewesen, die Polizei, Post, Feuerwehr und den Rettungsdienst. 
Maßgeblicher Zweck ist nicht erst die Abwehr konkreter Gefahren, sondern bereits die 
Vermeidung von Orientierungsschwächen und Verwechslungen. 

Zur Vorbeugung der Verwechslungsgefahr darf in einer Gemeinde jeder Straßenname nur 
einmal vorkommen. 

Es ist daher erforderlich, die mehrmals im Gemeindegebiet vorhandenen „Dorfstraßen“ 
umzubenennen.
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Auf Grund des Wiedererkennungswertes und der Identifizierung mit dem Ortsteil Groß 
Pravtshagen soll der Ortsteilname als Straßenname für die Neubenennung der Dorfstraße  
verwendet werden.  

Zugleich sollen die Hausnummern in Groß Pravtshagen neu geordnet werden. Auf Grund der 
besonderen örtlichen Situation erfolgt die die Nummerierung ausnahmsweise fortlaufend: Die 
hauptsächliche Erschließung der Dorfstraße in Groß Pravtshagen beginnt aus Richtung „Auf 
dem Lande“ in etwa der Mitte der Dorfstraße. Nur bei Verwendung der fortlaufenden 
Hausnummern ist es möglich, an diesem Knotenpunkt ein Straßenschild mit Zusatzschildern 
mit der Angabe der Hausnummern „von…bis“ anzubringen, welches eine schnelle und 
einfache Orientierung ermöglicht. 

Während für die Namensgebung bzw. für die Straßenumbenennung ein entsprechender 
Beschluss der Gemeindevertretung notwendig ist, ist die Zuteilung von Hausnummern ein 
Geschäft der laufenden Verwaltung und bedarf keines Gemeindevertreterbeschlusses.

Die Hausnummern werden jedoch zur Information in der Anlage dargestellt. 

Die Hausnummernzuteilung erfolgt per Bescheid an die jeweiligen Eigentümer.

Die Einwohner wurden in einer öffentlichen Einwohnerversammlung am 11.06.2015 über die 
geplante Straßenumbenennung und die Neuordnung der Hausnummern informiert. 

Zur Rechtsstellung der Betroffenen:
Den von der Straßenumbenennung Betroffenen stehen die gegen Verwaltungsakte 
eröffneten Rechtsbehelfe offen, d.h. zunächst der Widerspruch und anschließend die 
Anfechtungsklage. Das Gericht prüft jedoch lediglich einen Verstoß gegen das Willkürverbot, 
denn die Zuteilung eines Straßennamens bzw. einer Hausnummer begründet kein Recht: 
Die Wohnanschrift ist weder Bestandteil seines Persönlichkeitsrechts (Artikel 2 in 
Verbindung mit Artikel 1 I Grundgesetz) noch Bestandteil seines Grundeigentums (Artikel 14 
Grundgesetz).
   

 

Anlagen:
- Übersichtskarte: Dorfstraße Groß Pravtshagen
- Übersicht: neue Hausnummern

   

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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Gemeinde Upahl

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/10GV/2015-166
öffentlich

22.06.2015
Steffen, Marleen

Beschluss über Straßenumbenennungen in Upahl
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

09.07.2015 Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:

1. Straßenumbenennungen:

Die folgenden Straßen(-abschnitte) in Upahl werden entsprechend nachfolgender 
Tabelle und beigefügter Übersichtskarte wie folgt umbenannt:

a) Der nördliche Teil der Hauptstraße aus Upahl kommend in Richtung 
Grevesmühlen beginnend nach dem Abzweig „An der Silberkuhle“ [A] bis zur 
Gemarkungsgrenze [B] 
(in der Übersichtskarte 1 gepunktet dargestellt)
wird in den Straßennamen „Grevesmühlener Straße“ umbenannt.

b) Die von der L03 in Richtung Boienhagen östlich abzweigende Hauptstraße (K20) 
beginnend bei der jetzigen Hauptstraße 17 [C] und die sich anschließende 
Boienhägener Straße (K20) bis zur Gemarkungsgrenze [D] sowie der von der K20 
südlich abzweigende Abschnitt „Am Sportplatz 5, 6, 7
(in der Übersichtskarte 2 gekreuzt dargestellt)
werden in den Straßennamen „Zum Sportplatz“ umbenannt.

c) Die von der K20 abzweigende Boienhägener Straße (E) in Richtung Park (F)
(in der Übersichtskarte 2 schraffiert dargestellt)
wird in den Straßennamen „Am Park“ umbenannt.

d) Der parallel zur L03 verlaufende Abschnitt der Hauptstraße
(bisher Hauptstraße 2, 21, 23, 25 und 27) 
(in der Übersichtskarte 2 gestrichelt dargestellt) 
wird in den Straßennamen „Am Denkmal“ umbenannt.

e) Die von der L03 östlich abzweigende Straße „Am Sportplatz“ 
(in der Übersichtskarte 2 gepunktet dargestellt) 
wird in den Straßennamen „Am Horstenberg“ umbenannt.
   

2. Die Straßenumbenennungen treten am 19.10.2015 in Kraft.

3. Der Bürgermeister wird beauftragt, die Umbenennungen in Gestalt einer 
Allgemeinverfügung ortsüblich bekannt zu geben.
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Straßenumbenennungen:
Derzeitiger Name der Straße/ 
des Straßenabschnittes

Flurstück(e)
(Gemarkung 
Upahl)

Um-
benennung 
in

Künftiger 
Straßenname

a) Hauptstraße (nördlicher Teil)
(Abschnitt A – B)

Flur 1: 73/12, 
77/8, 77/2, 
77/6

Grevesmühlener 
Straße

b) Von L03 östlich abzweigende 
Hauptstraße,
Boienhägener Straße (K20)
(Abschnitt C – D) und 
Am Sportplatz 5,6,7

Flur 1: 37/1, 
37/3, 37/6, 
55/3, 55/4
Flur 2: 49/11, 
67/11, 67/12

Zum Sportplatz

c) Boienhägener Straße 7 b, 9, 
10
(Abschnitt  E – F)

Flur 1:
30/22 Am Park

d) Parallel zur L03 verlaufende 
Hauptstraße (Hauptstr. 2, 21, 
23, 25, 27)

Flur 1: 37/4;
Flur 2: 67/13, 
67/8 

Am Denkmal

e) Am Sportplatz (von der L03 
östlich abzweigend)

Flur 2
43/18

Am Horstenberg

Die o.g. Straßenumbenennungen sind mit einer Neuordnung der Hausnummern 
verbunden
Klarstellungen:
Derzeitiger Straßenname:
Verbleibende Abschnitt der 
Hauptstraße

Keine Änderung der Straßenbezeichnung, aber 
Neuordnung der Hausnummern

Am Holländersteig Keine Änderung
Am Kamberg Keine Änderung
Am Twäschen Berg Keine Änderung
Am Wall Keine Änderung
An der Silberkuhle Keine Änderung
Anton-Schlecker-Straße Keine Änderung
Breite Straße Keine Änderung
Meiereiweg Keine Änderung
Poststraße Keine Änderung der Straßenbezeichnung, aber 

Neuordnung der Hausnummern
Schweriner Landstraße Keine Änderung
Testorfer Straße Keine Änderung der Straßenbezeichnung, aber 

Neuordnung der Hausnummern
Zu Bramers Busch Keine Änderung
Zum Torfmoor Keine Änderung der Straßenbezeichnung

    

Sachverhalt: 

Zur Schaffung geordneter Zustände in Bezug auf die Straßenbenennungen werden auf der 
Grundlage des § 51 Absatz 1 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (StrWG – M-V) vom 13.01.1993 (GVOBl. M-V S. 42), zuletzt geändert am 
20.05.2011 (GVOBl. M-V S. 323, 324) in Verbindung mit § 13 des Sicherheits- und 
Ordnungsgesetzes M-V (SOG M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 09.05.2011 
(GVOBl. M-V 2011, S. 246), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02.07.2013 
(GVOBl. M-V, S. 434) die oben genannten Straßen(-abschnitte) umbenannt.

Denn die Namensgebung von Straßen ist eine ordnungsrechtliche Aufgabe. Sie dient im 
Interesse der Allgemeinheit der erkennbaren Gliederung des Gemeindegebietes und hat 
Bedeutung für das Meldewesen, die Polizei, Post, Feuerwehr und den Rettungsdienst. 
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Maßgeblicher Zweck ist nicht erst die Abwehr konkreter Gefahren, sondern bereits die 
Vermeidung von Orientierungsschwächen und Verwechslungen.

Zur Vorbeugung der Verwechslungsgefahr darf in einer Gemeinde jeder Straßenname nur 
einmal vorkommen. Im Zuge der Umbenennungen der mehrmals im Gemeindegebiet 
vorhandenen Haupt- und Dorfstraßen, erfolgte ebenfalls eine Prüfung der 
Straßenbezeichnungen und Hausnummerierungen in Upahl.
Hier wurde deutlich, dass die derzeitige Benennungen von Straßen(abschnitten) eine 
eindeutige und erkennbare Gliederung vermissen lassen (z.B. mehrere Abzweige der 
Hauptstraße und der Straße „Am Sportplatz“). Auch eine unsortierte Hausnummernvergabe 
in der Hauptstraße, Poststraße und Testorfer Straße leisten Verwechslungsgefahren 
Vorschub, so dass hier Änderungsbedarf besteht. 

Während für die Namensgebung bzw. für die Straßenumbenennungen entsprechende 
Beschlüsse der Gemeindevertretung notwendig sind, ist die Zuteilung von Hausnummern ein 
Geschäft der laufenden Verwaltung. Die Hausnummernzuteilung erfolgt per Bescheid an die 
jeweiligen Eigentümer.

Die Einwohner wurden in einer öffentlichen Einwohnerversammlung am 11.06.2015 über die 
geplanten Straßenumbenennungen und Neuordnung der Hausnummern informiert.

Zur Rechtsstellung der Betroffenen:
Den von der Straßenumbenennung Betroffenen stehen die gegen Verwaltungsakte 
eröffneten Rechtsbehelfe offen, d.h. zunächst der Widerspruch und anschließend die 
Anfechtungsklage. Das Gericht prüft jedoch lediglich einen Verstoß gegen das Willkürverbot, 
denn die Zuteilung eines Straßennamens bzw. einer Hausnummer begründet kein Recht: 
Die Wohnanschrift ist weder Bestandteil seines Persönlichkeitsrechts (Artikel 2 in 
Verbindung mit Artikel 1 I Grundgesetz) noch Bestandteil seines Grundeigentums (Artikel 14 
Grundgesetz).
  

 

Anlagen:
- Übersichtskarte 1: Nördlicher Abschnitt der Hauptstraße
- Übersichtskarte 2: Upahl Mitte

  

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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	Ö Top 11 VO/10GV/2015-164 Anlage 02 'Übersichten: neue Hausnummern'
	Ö Top 12 VO/10GV/2015-165
	Beschlussvorlage

	Ö Top 12 VO/10GV/2015-165 Anlage 01 'Übersichtskarte Dorfstr. Gr. Pravtshagen'
	Ö Top 12 VO/10GV/2015-165 Anlage 02 'Übersicht: Neue Hausnummern'
	Ö Top 13 VO/10GV/2015-166
	Beschlussvorlage

	Ö Top 13 VO/10GV/2015-166 Anlage 01 'Übersichtskarte 1_Nördl. Hauptstr.'
	Ö Top 13 VO/10GV/2015-166 Anlage 02 'Übersichtskarte 2_Upahl Mitte'

